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Erster Teil. 



Einleitung. 

Der Staat und dessen Stellung zu den Verkehrs- 
mitteln, insbesondere den Dampfverkehrsmitteln. 

I. Um für unsere Untersuchung die richtigen prinzi- 
piellen Ausgangspunkte und feste Grundsätze zu bekom- 
men, entwickeln wir zunächst die heute herrschende Mei- 
nung über Wesen, Zweck und Aufgabe des Staates kurz. 

Der Staat, der Träger der Ordnung, in welcher die 
Lebensgemeinschaft eines Volkes sich abspielt, stellt recht- 
lich die höchste Form der juristischen Person dar ; die zur 
Persönlichkeit erhobene Einheit aller Einzelnen. Soll der 
Staat seine Hauptaufgabe, innerhalb seines Gebietes das 
bellum omnium contra omnes zu verhindern, erfüllen, so 
kann er dies nur, weil nod sofern er die höchste Macht 
innerhalb seiner Sphäre besitzt, d. h. eine absolut be- 
herrschende Gewalt in Bezug auf die Glieder der Gemein- 
schaft und alles, was in ihrem Gebiete sich befindet. Diese 
höchste Macht nennt man Souveränität und folgert aus 
derselben, dass der Staat behufs Durchführung seiner 
Zwecke und Aufgaben bei Feststellung seiner Rechte und 
Pflichten seinen Angehörigen und deren besonderen Ver- 
bänden gegenüber in abstracto unverantwortlich, nur von 
der eigenen, freien Willensbestimmung abhängig ist. Aber 
diese unmittelbare Unterworfenheit unter die Souveräni 
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Staatsbefugnisse nur um der Durchführung der Staats- 
aufgaben willen ausgeübt werden soUeu, gewährt er 
seinen Bürgern gegen voreilige, von blossen Augenblicks- 
bedürfnissen diktirte Erlasse einen gewissen Schutz vor 
der prinzipiell schrankenlosen Staatsgewalt. An diese 
Ordnung aber, die so roh oder so fein sie ausgebildet 
sein mag, Recht darstellt, ist der Staat in Ausübung 
seiner Souveränität jedem Bürger gegenüber unbedingt 
gebunden. Findet der Staat die ihm der Verfassung 
gegenüber gesetzten Schranken zu eng, so hat er die 
Macht, das Recht und die Pflicht, dieselben zu er- 
weitern. Dies aber darf er nur in verfassungsmässiger 
Art und Weise tun ; ist es nicht der Fall, so ist der for- 
mellen Schranke gegenüber der materiellen Unbeschränk- 
barkeit grössere Geltungskraft zuzuerkennen. 

Durch dieses spezielle Beispiel haben wir den Staat 
als Erhalter und Schützer der bestehenden Rechts- 
ordnung kennen gelernt. Diese Funktion aber muss der 
Staat auch sich selbst gegenüber gelten lassen, wenn er 
anders nicht das Fundament, auf welchem er selber ruht, 
die absolute Autorität von Recht und Gesetz, ins Wan- 
ken bringen will. 

Insoweit also die Willenssphäre eines Subjektes 
positivrecbtlich durch Gebot, Verbot, Gewährung gegen 
fremde Willenssphären abgegrenzt ist und soweit ein An- 
spruch, eine Verpflichtung, ein Schutz gegen Eingriffe an- 
dern gegenüber begründet ist, waltet somit die Rechts- 
ordnung auch gegen den Staat selbst, bildet diese eine 
rechtliehe Schranke zu Gunsten von Individuum, Verein, 
Kommune gegen staatliche Willkür. 

Von den Organen, deren sich der Staat bei Schöpf- 
ung und Portbildung, bei Schutz und Erhaltung der Rechts- 
ordnung bedient, sind für unsere Untersuchung von ganz 
besonderer Wichtigkeit die Gesetzgebung und die 
"Verwaltung oder Regierung. 

Obschon man bei der Wirksamkeit dieser Organe 
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Lebens- und Rechtsverhältnisse anstrebt und schafft, ihrei 
Schutz, ihre Hilfe angedeihen lassen. Im öffentlichei 
Leben entstehen immer neue Verhältnisse, Bedürfnisst 
und Misstände und damit neue Staatsaufgaben. Dies» 
Anforderungen der Gegenwart soll die Verwaltung ver 
stehen, ihnen gerecht werden. Dies aber tut sie in dop 
pelter Weise. 

Handelt es sich erst um einzelne Tatsachen unc 
Erscheinungen, so ordnet sie das durch die Entwicklunj 
notwendig Gewordene durch eigenen Willen auf den 
Weg der Verordnung und behält sich damit für jed( 
später notwendig erseheinende Abänderung ihres Erlassei 
völlig freie Hand vor; sie bildet gewissermassen vor 
läufiges, auf Zusehen hin geltendes, in ihrer Hand unbe 
schränkt modulationsf^higes Recht. 

Sind aber die einzelnen Fälle zu dauernden Ver 
hältnissen geworden, so ist es Pflicht der Verwaltung 
statt des flüssigen, jedem anders befindenden GutdUnker 
der erlassenden Verwaltungsbehörde unterstellten Ver 
ordnungsrechtes, die Schaffung widerstandsfähigen, nui 
durch viel energischere Kraftentfaltung der Gesetzgebungs 
Organe aufhebbaren Gesetze srechtes zu bewirken, inden 
sie dem gesetzgebenden Staatsorgan einen' bezüglicher 
Gesetzesentwurf vorlegt. Durch diese Initiative wird dit 
Verwaltung zur eigentlich rechtsfortbildenden Kraft in 
Staate und sie ist für diese Neubildung des notwendig er 
fundenen Rechtes ebenso politisch verantwortlieh, wie 
anderseits für unverletzte Erhaltung des bestehender 
Rechtes juristisch haftbar. 

Den letzten Endzweck aller Rechtspflegehandlungen 
des Staates jedoch bildet seine Sorge und Tätigkeit zu 
Gunsten der gemeinsamen wie besondern Interessen seinei 
Bürger, f(ir deren Woifahrt im weitesten Umfang. Der 
heutige Staat darf eben nicht mehr bloss gehorsame Un- 
tertanen kennen, sondern er muss seinerseits die Selb- 
ständigkeit und Entwicklung jeder individuellen Lebens- 
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liehen Kechte berücksichtigten Lebensverhältnisse in mehr 
oder minder engem Zusammenhang und es ist im allge- 
meinen zu sagen, dass die Nähe und Menge der Berührungs- 
punkte der Bedeutung dieser Lebensverhältnisse ent- 
sprechend wächst. 

Was nun die Verkehrsmittel im allgemeinen und 
die Dampfverkehrsmittel (D. V. Mi.) im besondern und 
ihre Stellung im Staate anbelangt, so sind einerseits sie 
für die Wolfahrt von Staat und Volk sowie als Hilfs- 
und Machtmittel zur Erfüllung der Staatsaufgaben von 
so ungeheurer Bedeutung, und ist anderseits die Art und 
Weise, wie die staatliche Rechtspflege den durch sie ge- 
schaffenen Lebensverhältnissen und ihren Bedürfnissen 
gegenüber sich verhält, ihnen gerecht zu werden weiss, 
auf jene Bedeutung, auf ihr Blühen und Gedeihen von 
so gewaltigem Einfluss, dass dadurch unser näheres Ein- 
treten auf Wesen, Zweck und Aufgaben des Staates sich 
im Verlaufe der Darstellung als völlig gerechtfertigt er- 
weisen wird. 

II. Aus der allgemein anerkannten Tatsache, dass 
der Verkehr der lebendige Prozess der Kulturentwicklung 
selbst ist, folgt die ungeheure Bedeutung guter Land- 
und Wasserstrassen, der unentbehrlichen Hilfsmittel des 
Personen- und Güterverkehrs, für alle Seiten des Kultur- 
lebens. Die Entwicklung des Verkehrswesens stand 
und steht in engster Wechselbeziehung wie zur allge- 
meinen Kulturentwicklung so zur Organisation 
von Staatswesen und Staatsverwaltung. Ein 
kurzer historischer Blick auf die zu verschiedenen Ent- 
wickelungsperioden von Kultur und Staat herrschende 
rechtliche Auffassung der Verkehrsmittel mag diese 
Behauptung belegen. 

Dem mittelalterlichen Kultur- und Staatszustand 
entprach die privat- oder k o m m u n a 1 rechtliche Auf- 
fassung, wonach jede Gemeinde oder Talschaft Wege, 
Stege und Fahrwasser auf ihrem Gebiete herzustellen 
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uterhalten hatte, ohne hiefür Staatshülle bean- 

zu köunen. Entsprechend der Bau- und Unter- 
iflicht eutstaoden als Entschädiguag private und 
lIb Geleits- und Transportvorreehte, Susten, 
und Ruttnerrechte, allerlei Abzugsreehte, Weg-, 

und Durehgaugszölle, die alle bleischwer auf 
nd Transit lasteten. Das Resultat dieser eigen- 
licht unwesentlich in der staatlichen Schwäche 
ten Arbeits- und Lastenverteilung war unverhält- 
e Verschleppung und Verteuerung des gesammten 
erkehrs, langsame Kulturentwicklung. 
r die Entwicklung der Kultur, des Staatsge- 
st unaufhaltsam. Immer schwerer werden solche 
a der Entwicklung und Ausdehnung des Fort- 

von Staat und Volk empfunden, sie werden 
ilweise, rücksichtlich der dem weitern Verkehr 
I Wege gesprengt; der Ersatz der Konimunal- 
itrikts- und Kantonszölle bedeutet bereits einen 
;t zur Verstaatlichung von Aufsicht, Bau und 

Verkehrsmittel. Allein auch diese Schranken 
tender Gesittung und Staatseutwicklung müssen 
las Wachsen der Gesittung steigert das Bedürf- 

Güteraustausches und des Personenverkehrs 
;t so auf Ausbildung und Vervollkommnung der 
nittel hin. Das Verkehrswesen hinwiederum 

aber durch die Leichtigkeit des Güter- und 
'erkehrs die Mittel der Kulturentwicklung, bildet 
le mächtig fördernden Faktor.. Erat wenn ein 
Zusammenwirken der vorhandenen nationalen 
ationalen Verkehrsmittel einen Massenaustausch 
en , einen Massenverkehr von Personen im 

Umfange sicherstellt, sind überhaupt denkbar 
)telemente des heutigen Kulturlebens: hohe 
g von Handel, Ackerbau, Industrie ; nationale 
nationale Arbeitsteilung. Aber ein derartiges 
iwirken, eine solche Ausgestaltung der Verkehrs- 
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einrichtungen, welche, indem sie ihre Massnahmen über 
ein grösseres, räumliches Gebiet ausdehnt, dennoch 
den Anforderungen des Ineinandergreifens, der Einheit- 
lichkeit neben den lokalen Interessen in planmässig wirk- 
samer Weise Rechnung trägt, ist nur denkbar, wenn in 
dieser Richtung in Staatswesen und Staatsverwaltung 
das Prinzip der Zentralisation genügend zum Durchbruch 
gelangt, das Staatswesen für diesen Zweck mit hinreich- 
ender Fülle von Machtbefugnissen ausgestattet ist. Das 
schlagendste Zeugnis für die Richtigkeit dieser Ansicht 
liefern Rom in der ^ Kaiserzeit, Frankreich unter Napo- 
leon I. und die Staaten der Gegenwart. Rechnet man 
zu all diesen von den Verkehrsmitteln dem Staat und 
seinen Bürgern gebotenen Vorteilen noch deren ganz 
eminente militärische und politische Bedeutung, so ergibt 
sich für den modernen Staat mit Notwendigkeit die 
gegenwärtige öffentlich rechtliche Auffassung und 
Behandlung der Verkehrsmittel. Für den heutigen Wol- 
fahrtsstaat ergibt sich von selbst, dass er der Entwick- 
lung des Verkehrswesens nicht untätig zusehen darf, dass 
vielmehr dessen zielbewusste Pflege und dauernde polizei- 
liche Beaufsichtigung seine unausgesetzte Aufmerksamkeit 
beanspruchen. Ob der Staat in diesen Fragen eine 
sichere, glückliche und segenbringende Politik befolgt, 
ist von entscheidendstem EinÜuss auf die gesamte Ge- 
sittungsentwicklung einer Nation ; diese selbst, deren Ver- 
treter, ihr Oberhaupt sind voll und ganz für diese Politik 

verantwortlich. 

# 

In richtiger Würdigung dieser Verantwortlichkeit 
unterhält der Staat heute zwecks Herstellung, Instand- 
haltung und Beaufsichtigung der dem inländischen 
wie dem durchgehenden Verkehr dienenden Land- 
und Wasserwege ein besonderes, technisch gebildetes 
Beamtenpersonal, erlässt er hiefür eigene Fahrpolizeis 
und Benutzungsverordnung. Die internen Weg- und 
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Brückengelder sind gefallen, die Distriktszölle zu Landes- 
iöllen geworden,!} 

Das Verantwortliehkeitsgefühl hat sich aber nicht 
IUP im Staatsrecht geltend gemacht, sondern es hat auch 
m Völkerrecht der öffentlichrechtlichen Behandlung der 
^Verkehrsmittel durch Bau internationaler Landstrassen 
ind deren planmässige Ergänzung mittelst durchgehender 
Sanäle und Dampfverkehrsstrassen zum konsequenten 
Durchbruch verhelfen. Die Neuzeit kennt Zollvereine 
ind Zollunionen, Verträge über den Bau und Betrieb und 
Iber pekuniäre Unterstützung: von für den internationaleu 
^''erkehr bedeutenden Eisenbahnlinien, sowie Vertrags- 
bestimmungen über den strafrechtlichen internationalen 
Schutz der E. Bn. Ueber Einführung einheitlicher Grund- 
iätze betreffend die technische Einheit der internationalen 
3. B.Linien und über ein internationales E. B.Frachtrecht be- 
itehen Vertrags- und Conventionsentwürfe, deren endliehe 
Ratifikation der völkerrechtlichen Behandlung der 
uodernen Verkehrsanstalten die Krone aufsetzen würde.^) 



') Was speziell die achwein. Entwicklung: der allgemeinen 
(Verkehrsmittel anbetrifft, so hat der Bund dieaeibe dadurch geför- 
lerti, dass er durch oft sehr bedeutende Summen die Kantonszölle 
Dskaufte und Zollverwaltung und Zolleinn ahmen zentralisierte 
B. V. Art. 30). Was die Strassen anbetrifft, so liegt zunächst den 
Kantonen die Pflicht ob, sie in gehörigem Zustand zu erhalten und 
'S fand früher eine Untersuchung nur auf beim Bundesrat einge- 
gangene Beschwerden hin statt. Nachdem aber der Bund, Art. 23 
1er B. V. zufolge, zum Bau der wichtigsten internationalen Alpen- 
itrassen in den verschiedensten Kantonen ganz enorme Summen 
»eigetragen, findet seit 1870 durch das eidg. Oberbauinspektorat 
sine ständige, regelmässige Oberaufsicht statt. Diese bezieht sich 
luf alle mit Bundessubvention gebauten Strassen und Brücken, auf 
lie vom Bund unterstützten internationalen Alpenstrassen. sowie 
luf die Poststrassen. 

*) Vergleiche über diese Verhältnisse insbesondere die beiden 
khriften von F. Meili: 

Internationale Eisenbahn vertrage und speziell die Berner Con- 
vention über das internationale Eisenbahn-Frachtrecht, Hamburg 1887. 

Die internationalen Unionen über das Recht der Weltver- 
tehrsanst alten und das geistige Eigentum, Leipzig 1889. 
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III. Für die Gegenwart bedürfen jedoch diese Aus- 
führungen über Bedeutung und Einfluss der Verkehrs- 
mittel für und auf die Entwicklung der menschlichen 
Kultur und staatlichen Organisation einiger Modifikation. 
Es ist nämlich in dieser Hinsicht heute scharf zu unter- 
scheiden zwischen den gewöhnlichen Verkehrsmitteln 
(Land- und Wasserstrassen) und denjenigen, welche 
auf den Fortschritten der modernen Technik beruhen, 
bei denen mechanische Bewegungskräfte, insbesondere 
Dampfkraft, dem Verkehr und damit den Kultur- und 
Staatszwecken dienstbar gemacht werden, die wir im fer- 
neren als Dampfverkehrsmittel bezeichnen^). 



3) Ein gefährlicher, dereinst vieUeicht siegreicher Konkurrent 
scheint in neuester Zeit dem Dampf in der Elektrizität erstehen zu 
wollen. Weitgehende Verwendung findet diese jedoch heute erst 
beim Nachrichtentransporte, während ihre allgemeine Benutzung 
zum Personen- und Güterverkehr, die Elektrobahn und das Elektro- 
schiff, vorläufig noch als Probleme der Technik bezeichnet werden 
müssen. Für uns liegt also in dieser Hinsicht kein Hindernis vor, 
den Ausdruck „Dampfverkehrsmittel" als Kollektivbezeichnung für 
die mechanischen Transportmittel zu gebrauchen. 

Die Zusammenfassung der bisher als E.Bn. und als D. Se. 
auseinander gehaltenen Transportanstalten unter dem Begriffe 
D. V. Mi. hat aber noch einen andern, einen prinzipiellen Grund. 
Wenn wir gezeigt, dass der Staat seinem Wesen, Zweck und Auf- 
gabe zufolge verpflichtet ist, für die Wolfahrt seiner Angehörigen 
im weitesten Sinn zu sorgen, so ergibt sich daraus, dass bei dieser 
Sorge, bei der rechtlichen Würdigung der besondern Bedürfnisse 
die Tatsache, ob Grosse oder Kleine seiner Hilfe bedürfen, für den 
Staat ohne allen Einfluss zu bleiben hat; sein hier zu befolgendes 
Prinzip muss sein: Gleiche tatsächliche Verhältnisse, Interessen 
und Bedürfnisse, — gleiche juristische Folgen, Berücksichtigung 
und Würdigung. 

Wie wir im ferneren aber noch nachweisen werden, sind 
durch den Geschäftsbetrieb der D.V. Mi. im Verkehrs- u. Wirtschafts- 
leben der Schweiz juristisch absolut gleichwertige Verhältnisse und 
Bedürfnisse geschaffen w^orden. Aber trotz dieses Mangels an prin- 
zipiellen Unterschieden treff'en wir ein besonderes E. B.- und ein 
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Bis zum Aufkommen der D. V. Mi. besassen die 
gewölinlichen Verkehrsmittel unzweifelhaft die dargestellte 
Bedeutung für Menschheit und Staat, heute jedoch kommt 
sie ihnen nur noch für den lokalen Verkehr zu, jene 
allgemeine Wichtigkeit wie den internationalen Charakter 
haben ihnen die D. V. Mi. geraubt. Mit Rücksicht auf 
diese gelten aber die obigen Ausführungen auch heute 
noch in vollem, ja man muss sagen in gesteigertem Um- 
fang; dies zu erweisen, müssen wir etwas näher auf die- 
selben eingehen. 

Handwerker, Fuhrmann und Schiffer haben in Fabrik, 
Eisenbahn und Dampfschiff sich übermächtige Konkur- 
renten erwachsen sehen. Während jeneu bei ihrem Ge- 
schäftsbetrieb das gewöhnliehe bürgerliche und öffentliche 
Recht genügte, haben diese Schöpfungen des modernen 
Wirtschaftslebens jenen für sie zu engen Rahmen ge- 
sprengt, Fabrik-, Transport- und Verkehrsrecht, in die 

besonderes D. S. Recht, eine Verschiedenheit in der ötfentl ichrecht- 
lichen Behandlung dieser Tran Sportanstalten durch den Bund, welche 
aller einheitlichen Prinzipien bar ist. Am schlagendsten wird wol 
diese Prinzipienlosigkeit durch den Umstand charaltterisiert, das» 
der Bund einzelne dieser Verhültnisse im £. B. Recht anders ge- 
ordnet als im D. S. Recht, dass er, rücksichtlich anderer hier nicht 
zu tun wagte, was er sich dort erlaubte, dass die Kompetenz des 
Bundes auf Grund der gegenwärtigen B.V, in E.B. Sachen eine 
grundverschiedene ist von derjenigen in D. S. Angelegenheiten, dass 
daa Recht jener von ganz anderen Gesichtspunkten aus zu be- 
trachten ist als diejenige dieser. Die Vergleichung und Kritik dieser 
verschiedenen positivrechtlichen Regulierung juristisch gleicher Ver- 
hältnisse, werden den Hauptgegenstand dieser Untersuchung bilden, 
sie ist der Grund unserer Beschränkung auf die öffentlicbrechtliche 
Stellung der D. S. Un. in der Schweiz. 

Viele dieser Fehler wären ii. E. mühelos vermieden worden, 
wenn man die schon am Anfang erkennbare .juristische Gleich- 
wertigkeit der durch die D.V. Mi. geschaffenen besonderen Verhält- 
nisse beachtet und sie demgemäss gleich gewürdigt hätte. Hiezn aber 
wäre kaum ein Mittel wirksamer und einfacher gewesen, als die Zu- 
sammenfassung der E. Bn. und D. Se unter dem Oberbegrifl , Dampf- 
verkehrsmittel ". 
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bisherige Rechtsordnung tiefeinschneidendes Sonderrecht 
haben sie unabweislich gefordert und gezeitigt. 

Die D. V. Mi. vor allem haben den heutigen Ver- 
kehr zu dem gemacht, was er ist: einer der Eckpfeiler 
der heutigen Weltkultur; einer der wichtigsten Faktoren 
für das öffentliche Wol und das Fortschreiten des Staats- 
gedankens in allen Ländern Europas. 

Sie haben unser ganzes Dasein umgestaltet; sie sind 
mit allen wirtschaftlichen, materiellen und idealen Fort- 
schritten unserer Zeit unzertrennlich verknüpft. Sie ver- 
mitteln die Beziehungen von Produzent und Konsument/ 
gleichen die Arbeitslöhne aus, emanzipiren den Arbeiter 
von seinem Wohnsitz und den Landmann von der Scholle. 
Sie ersparen dem Volke Zeit und Geld und erfüllen da- 
durch die wichtigsten Aufgaben der Kulturentwicklung 
und des Verkehrswesens. Mit einem Worte, sie sind für 
Bürger wie Staat von derselben unermesslichen, unersetz- 
lichen Bedeutung. 

Da nun die Mission der D. V. Mi. darin besteht, den 
raschest möglichen Personenverkehr und Güteraustausch 
zu vermitteln, so muss auch ihre rechtliche Behandlung 
mit der Entwicklung des modernen Staats- und Kultur- 
lebens im engsten Zusammenhang stehen. Diese Wechsel- 
beziehung hängt davon ab. ob die D. V. Mi. die Erfüllung 
ihrer Mission von ihrem blossen Gutfinden abhängig 
machen können, ob sie dieselbe an beliebige und einseitig 
aufstellbare Bedingungen knüpfen dürfen, oder ob sie zu 
derselben einfach von einem höhern Organ gezwungen 
werden können, welches Recht und Macht besitzt, ihnen 
darüber Bedingungen zu stellen, Vorschriften zu machen. 
Alles dies aber hängt einzig von der im speziellen Staate 
herrschenden rechtlichen Auffassung und Be- 
handlung derselben ab, die auch hier als privatrechtliche 
und öffentlichrechtliche einander gegenüber gestellt werden 
können. 

Die privat rechtliche Behandlung derD. V. Mi., 
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die eine Art Gegenübertreten auf dem Fuss der Gleich- 
berechtigung zwischen ihnen und dem Staat bedeutet, 
legt dem Staate bei jeder Auflage, die er in Erfüllung 
seiner Aufgaben den Unternehmern machen will oder 
muss, die Pflicht auf, den Beweis zu leisten, daas er auf 
Grund allgemeinen oder speziellen Privatrechtstitels zu 
deren Erlass berechtigt sei. Auch bei den D. V. Mi. bildet 
sie ge wisser massen das Anfangsstadium. Für den Staat 
bedeutet sie sozusagen eine Zwangsjacke, in die er zwecks 
unabänderlicher Erhaltung des bestehenden Rechtszu- 
«tands gesteckt ist und die er sich z. B. in England und 
Amerika noch heute gefallen lässt. 

Es ist klar, dass diese Behandlung der D. V. Mi. 
mit den heutigen Anschauungen über Wesen, Zweck und 
Aufgabe des Staates unvereinbar ist. Diesen wird nur 
die auf dem europäischen Festland heute herrschende 
öffentlichrechtliche Auffassung und Behandlung 
der D. V. Mi. gerecht, welche Staat und Unternehmer 
einander als Souverän und Bürger gegenüberstellt. 
Danach ist jener unbeschränkt berechtigt, diesen alle 
behufs Durchführung seiner Aufgaben zweckdienlich 
scheinenden Leistungen zu überbürden; er ist nicht zur 
Stellung des blossen Rechtsschützers und Erhalters de- 
gradirt, sondern er ist nach freier Wahl Erhalter, Fort- 
bilder, Aufheber des bestehenden oder Schöpfer neuen 
Rechtes. Nicht einmal der Nachweis eines entgegenste- 
henden, speziell verliehenen oder wolerworbenen Pri- 
yatrechtes des Unternehmers vermag den Staat in diesem 
souveränen Vorgehen zu hindern, — dieses macht ihn im 
schlimmsten Falle pflichtig, den verursachten Schaden 
zu ersetzen. 

Ohne weiter auf allgemeine Gründe für Anerkennung 
dieser Auff'assung der D. V. Mi. einzutreten, beschränken 
wir uns hier auf einige für später noch wichtige Punkte, 
die ganz besonders dringend die prinzipielle Annahme 
der kontinenteuropäischen Auffassung fordern. 
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Gesichtspunkte der gemeinsamen Wolfahrt 
der Bürger und der Volkswirtschaft lassen neben 
Schulen, Banken Versorgungsanstalten etc. die D. V. Mi. 
in aller erster Linie für die Oeffentlichkeit wichtig er- 
scheinen. Sollen sie ihre Aufgabe, Mittel der allseitigen 
Erleichterung, Verbilligung und Beschleunigung von Per- 
sonenverkehr und Güteraustausch zu sein, erfüllen und 
für Land und Volk zur Woltat, nicht zum Ausbeuter werden, 
so muss dem Staat auf ihren ganzen Betrieb im 
weitesten Sinn des Wortes ein entscheidender Einfluss 
zustehen. 

Erwägungen Staats- und fin an z wirtschaftlicher 
Art führen dazu, diesen Anstalten im Interesse ähn- 
licher vom Staate betriebener Einrichtungen weitgehende 
Pflichten und Hilfsleistungen zu überbinden. Dies ist 
namentlich der Fall im Post-, Telegraphen- und Zollwesen. 

Ganz besonders aber ist der Staat vom Standpunkt 
der Landesverteidigung u. Militärverwaltung 
aus an Zustand, Ausrüstung, Konstruktion und Betriebs- 
tüchtigkeit der D. V. Mi. interessiert. Schon in Friedens- 
zeiten muss ihm daher das Recht und die Kompetenz zu- 
stehen, die weitestgehende Befriedigung seiner diesbezüg- 
lichen Ansprüche zu erzwingen. 

Alle diese Umstände haben zusammengewirkt, um 
der öffentlichrechtlichen Auffassung der D. V. Mi. auch 
bei uns zum allgemeinen Durchbruch zu verhelfen, die 
auf der Erkenntnis ruht, dass die erste, die Hauptaufgabe 
der D.V.Mi, in der Befriedigung der öffentlichen 
Interessen besteht*). 

Aber mit ber blossen öffentlichrechtlichen Auffassung 
der D. V. Mi. ist dem Leben nicht gedient, sie muss in 
einer entsprechenden Behandlung ihren .praktischen 
Ausdruck gefunden haben. Dies kann aber auf zwei 



*) lieber den allerdings noch keineswegs endgültig festge- 
stellten Begriff „Oeffentliches Interesse" vergleiche Fr. J. Neumann 
in ^Hirths Annalen des deutschen. Reiches", Jahrg. 1886, S. 357. 
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.■ : Arten geschehen : entweder bei Staats-, oder bei Privat- 

^; verw altung der D. V. Mi. 

I Staatsverwaltung und öffentlichrechtl. 

I Behandlung der D. V. Mi. bedingen einander nicht 

g schlechthin. Vielmehr traf man auch bei der Staatsver- 

^1 waltung früher vielfach die privatrechtliche Behandlung, 

p dieselben möglichst nach ihrer finanziellen Einträglichkeit 

?: und ihrer äussersten fiskalischen Ausbeutbarkeit zu be- 

I treiben. Heute ist man davon zurückgekommen und fasst 

^f die D. V. Mi. fast nur vom Standpunkte grösster volks- 

I' wirtschaftlicher Nützlichkeit aus ins Auge, 

P welche natürlich bei zielbewusstem Staatsbetrieb am besten 

fr erreicht werden kann. Dementsprechend werden die aus 

deren Betrieb fiiessenden Einnahmen nicht mehr einseitig 
zur Finanzquelle gemacht, sondern nach festen Regeln 
innerer Gerechtigkeit beschränkt auf das notwendige Mass 
der Unterhalts-, sowie der Verzinsungs- und Amortisations- 
kosten der vom Staat in ihnen angelegten Kapitalien. 

Privatverwaltung und öffentlichrechtl. 
Behandlung der D. V. Mi. anderseits sind keineswegs 
in dem Masse Gegensätze, wie es auf den ersten Blick 
scheinen möchte ; wäre dies der Fall, so müsste für einen 
ganz gewaltigen Teil des europäischen Kontinents die 
öfffentlichrechtl. Behandlung der D. V. Mi. in Abrede ge- 
stellt werden, während es sich faktisch gerade umgekehrt 
verhält. 

Zuzugeben ist allerdings, dass die Tatsache, dass Privat- 
rechtssubjekte den Bau und Betrieb der D. V. Mi. in Händen 
haben, eine Art Indiz gegen die öff'entliche Behandlung 
bildet und dass die öffentlichen Interessen natürlich bei 
diesem System nie so ausschliesslich erreichbar sind 
wie bei der Staatsverwaltung. Es kollidieren hier. mit 
jenen eben andere privater, ökonomischer Natur, denen 
bis zu einem gewissen Grade die Berechtigung nicht ab- 
gesprochen werden kann. 

Auf der andern Seite aber ist zu sagen, dass diese 
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blosse Tatsache für sich durchaus keine Entscheidungs- 
kraft hat. Ob der Staat der öffentlichen Wolfahrt 
dienende Institute wie Schulen, Banken,. Verkehrsanstalten 
aus Zweckmässigkeitsgründen politischer, militärischer, 
volkswirtschaftlicher Natur in eigener Verwaltung behält, 
oder ob er diese der Privattätigkeit überlässt ; ob er durch 
diese Einrichtungen seine Angehörigen beherrscht, oder 
sich selbst und seinen Bürgern dient, ist für deren recht- 
liche Natur völlig belanglos. (Vergl. Laband IL 52.) 
Sind nämlich in gesetzlich unzweideutiger Weise die 
Hoheits- und Souveränitätsrechte des Staates gewahrt, und 
die Pflichten der Unternehmer gegenüber den öffentlichen 
Interessen richtig bestimmt, so muss trotz Privatverwaltung 
der D. V. Mi. die öffentl. rechtl. Behandlung als die gel- 
tende und wirklich bestehende erklärt werden. 

Einen unzweifelhaften Beweis dafür, dass die öffentl. 
rechtl. Auffassung dem mod. Staate angemessener sei, 
erblicken wir in dem Umstände, dass der Staat sich 
überall Kraft seiner Souveränität das Recht der Konzes- 
sionirung vorbehalten, und dass er überall darüber zu 
befinden hatte, ob er sich auf seinem Gebiete für die 
Staatsverwaltung oder für die Privatverwaltung entscheiden 
w^oUe. Dies ist unbedingt die wichtigste Entscheidung 
von allen, die aus Anlass der D. V. Mi. so zahlreich an 
den Staat herantreten. Hat er sie einmal im Sinn der 
Zulassung der Privatverwaltung getroffen, so kann für 
ihn meist auf sehr lange Zeit hinaus nur mehr die Möglich- 
keit bestehen, sich über die beste und konsequenteste 
Art diese Verkehrsmittel in seine Hände zu bringen 
schlüssig zu machen. Auf der andern Seite ist aber 
auch zu beachten, dass in der blossen Ausübung der 
Konzessionierungshoheit durch den Staat die Entscheidung 
für die öffentlich rechtl. Behandlung der D. V. Mi. nicht 
erblickt werden darf, denn die Konzessionspflicht, welche 
der Staat kraft seiner Souveränität den Unternehmern 
auflegt, hat für diese nicht nur den Charakter einer Last, 
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sondern sie begreift, wie wir später noch sehen werden, 
auch ganz wesentliche Vorteile und Rechte für die Unter- 
nehmer in sich. 

Wenn wir also sehen, dass aus dem einzigen 
Momente der Konzessionshoheit resp. -pflicht, die Frage 
nach der juristischen Behandlung der D. V. Mi. im 
speziellen Staate nicht als gelöst zu betrachten ist, so 
kann dieses Moment doch bei dieser Lösung sehr wesent- 
lich in Betracht fallen und in Verbindung mit andern den 
Ausschlag geben. Die Frage, ob in einem bestimmten 
Staate trotz Privatverwaltung doch die öffentlich recht- 
liche Behandlung der D. V. Mi. anzuerkennen sei, ist 
eben von verschiedenen Punkten aus zu betrachten und 
kann natürlich immer nur relativ entschieden werden. 
Im allgemeinen jedoch wird gesagt w^erden müssen, dass, 
nachdem der Staat das zur Unternehmung erforderliche 
Geld durch einige Gewinnaussichten angelockt, alles davon 
abhänge, ob er durch eine kluge Politik es verstehe, durch 
zweckmässig abgesteckte Grenzen die öffentlichen Inte- 
ressen trotz dieser privaten Vorrechte zu befriedigen. 
Als hiezu ganz besonders geeignete Mittel sind aber etwa 
folgende zu bezeichnen: Vorsichtige Abfassung der 
Konzessionsbedingungen, namentlich verbunden mit zweck- 
mässigen Vorbehalten für die Post- und Zollverwaltung 
und zu Gunsten der Militärverwaltung; strenge Vor- 
schriften über Aufsicht und Garantien rücksichtlich der 
Sicherheit des ganzen Geschäftsbetriebes; gerechte und 
weise Expropriationsgesetze und Rtickkaufsbestimmungen ; 
Wahrung des staatlichen Einflusses auf die Tarifverhält- 
nisse zur Verhinderung des einseitigen Dividendenkult's ; 
unbedingter Vorbehalt des Rechts der Konzessionierung 
von Konkurrenzlinien; Ansetzung hoher Geld- und Frei- 
heitsstrafen für fahrlässigen Betrieb; Erlass von Vor- 
schriften über Befähigungsnachweis und moralische 
Qualität des Betriebspersonals; zweckmässige Ordnung 
des Rechtes über Aktiengesellschaften ; Verpflichtung der 
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Unternehmer zur Einrichtung weiterer und vertnehrter 
Kurse, sowie zum Bau neuer Linien etc. 

Bei richtiger Anwendung solcher Grundsätze wird 
es dem Staat auch beim Privatverwaltungssystem mög- 
lich sein, sich den hier erforderlichen, ausschlaggebenden 
Einfluss zur Erreichung gesunder Verhältnisse und zur 
Befriedigung der öffentlichen Interessen zu verschaffen. 

Wo immer dies der Fall ist, da darf man aber mit 
Kecht auch bei Privatverwaltung der D. V. Mi. sagen: 

Die Dampfverkehrsmittel sind in diesem 
Staate öfTentliche Anstalten; die sie betreibenden 
Privaten sind lediglich zu betrachten als Be- 
auftragte, als Geschäftsführer des Staates in 
Verwaltung einer seiner öffentlichen Funk- 
tionen. 



' 



Einfuhrung, Bestand und rechtliche Behandlung der 
Dampfverkehrsmittel in der Schweiz. 

I. Eine bemerkenswerte Analogie zu der Tatsache, 
dass sich im allgemeinen die Technik des Strassenbaues 
und der Strassenfahrzeuge später entwickelte als die- 
jenige der Schiffahrt, bietet uns der Umstand, dass auch 
im modernen Dampfverkehr die Erfindung und der Ge- 
brauch der Dampfschiffe derjenigen der Eisenbahnen zeit- 
lich voraus gieng. Was die Schweiz anbetrifft, so ist 
diese Priorität der D. Se. vor den E. Bn. ganz besonders 
deutlich zu erkennen. 

Die mit gleichem Eifer in Frankreich, England und 
Amerika angestellten Versuche, den Dampf als Motor 
bei der Schiffahrt zu verwenden, sind nur wenig jünger 
als die Erfindung der Dampfmaschine selbst. Als der 
eigentliche Erfinder des D. Ss. wird heute allgemein der 
Amerikaner Fulton anerkannt, weil dessen am 3. Oktober 
1807 auf der Strecke New- York- Albany in Betrieb ge- 
setzter „Clermont" das erste D. S. war, welches nicht nur 
anfieng, sondern auch fortfuhr, praktischen Zwecken zu 
dienen. 

Mit der ihnen eigentümlichen Entwicklungsschnellig- 
keit bemächtigten sich die Amerikaner des neuen Ver- 
kehrsmittels. Ihnen folgten die Engländer und Franzosen 
und im Jahre 1823 begann auch das erste D. S. der 
Schweiz, „Le Winkelried" i), seine Fahrten auf dem Gen- 
fersee. Rasch folgten die andern grössern Schweizerseen 
und zwar in nachstehender Reihenfolge: 

^) Irrtümlicherweise bezeichnet Dändliker, Geschichte der 
Schweiz III, S. 713, den erst 1824 in Betrieb gesetzten „Guillaume 
Teil" als das erste D. S. der Schweiz. 
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1824 Bodensee ; 1826 Langensee ; 1827 Neuenburger- 
see und Bielersee ; 1834—36 Zürch-, Vierwaldstätter- und 
Thunersee; 1839 Brienzersee; 1856 Luzerner- und 1859 
Zugersee.^) 

Wie rasch die Bedeutung der D. Se. als Verkehrs- 
mittel erkannt wurde und wuchs, dürften am besten 
folgende statistische Notizen über den Zürichseeverkehr 
dar tun : 

Schon 1837, d. h. 3 Jahre nach Er^^ffnung der D. S. 
Fahrt, betrug die Passagierzahl des einzigen Dampfers 
41.076; 1840 stieg sie bei zwei Schiffen auf 190.000 und 
1843 auf 193.000 PersonenS). Heute zeigt der D. S. Ver- 
kehr auf dem Zürichsee, trotz der E. B.-Linie Zürich- 
Wädensweil - Chur, lt. Geschäftsbericht der Seh. N. 0. B. 
pro 1890, S. 80—82 auf den 11 in Betrieb befindlichen 
Schiffen folgende Ziffern: 



1 

Jahr 


Personenverkehr 


Einnahmen 


Güterverkehr 


Einnahmen 


1889 


787.221 Pers. 


374.470,04 Fr. 


55.506 Tonnen 


137.214,40 Fr. 


1, 

! 1890 

1 


834.497 Pers. 


406.529,61 Fr. 


58.798 Tonnen 


137.714,92 Fr. 



Für den Bodensee 
ergibt sich gemäss S. 76 — 79 desselben Geschäftsberichtes 

folgende Tabelle: 



' Jahr 

1 


Personenverkehr 


Einnahmen i 

1 


Güterverkehr 


Einnahmen 


1889 


93.479 Pers. 


102.875,53 Fr. 


186.057 Tonnen 


473.551,67 Fr. 


1890 


107.015 Pers. 


111.708,39 Fr. 


173.863 Tonnen 


469.238,88 Fr. 

1 



2) Einen interessanten Einblick in die Erwartungen und Ge- 
fühle, mit denen jene noch nicht eisenbahnverwöhnte Generation 
das neue Verkehrsmittel begrüsste, gibt J. J. Leuthy, S. 377 f. 
seiner" „Geschichte des Kantons Zürich von 1831—40**, Zürich 1845. 

*) Vergl. Leuthy, a. 0. S. 381 Anmerkung. 
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Auf den grössern und mittlem Seen der Schweiz 
fahren heute über 110 D. Se., welche dem öffentlichen 
Verkehr dienen, von zusammen ca. 6000 Pferdestärken. 
Sie repräsentieren ein Kapital von 9 — 10 Millionen Franken 
und befördern unter anderm jährlich ca. 3 Millionen 
Passagiere. Sie haben Einnahmen von rund 3.700.000 
Fr., erfordern im Betrieb Ausgaben von ungefähr 2.500.000 
Fr. und werfen den Unternehmern einen Reingewinn von 
IV4 bis IV2 Millionen Franken ab^). 

Aus diesen Angaben geht wol zur Genüge die hohe 
Bedeutung der D. S. Un. für das Kultur-, Verkehrs- und 
Wirtschaftsleben der von ihnen bedienten Gegenden der 
Schweiz seit dem Momente ihrer Einführung bis heute 
hervor, Dass aber diese Bedeutung nicht bloss lokaler 
Natur ist, sondern auch internationalen Charakter trägt, 
dass die D. S. Un. in einer grossen Reihe von Beziehungen 
den Vergleich mit den E. Bn., und zwar mit den grössten 
und leistungsfähigsten derselben, vollkommen aushalten, 
dafür sind wir in der Lage, den Schweiz. Bundesrat, bezw. 
dessen Post- und Eisenbahndepartement anzurufen : ^) 

„Unser Post- und Eisenbahndepartement war in 
neuerer Zeit wiederholt in die Lage gekommen, die Tat- 
sache einer genauem Beachtung zu würdigen, dass der 
Betrieb verschiedener D. S.-Routen zu der Bedeutung 
gelangt ist, dass derselbe einerseits die Konkurrenz ge- 
ringerer Kräfte ausschliesst und anderseits entweder als 
Glied zwischen einzelnen Bahnstrecken sich eine den 
E. Bn. analoge Geltung verschafft, oder den letztern 
als ebenbürtiger Konkurrent entgegentritt, mit 
denselben Konkurrenzverträge abschliesst u. s. w. Wir 
verweisen in dieser Richtung vor allem auf die Verhält- 
nisse des D. S.-Betriebes auf dem Vierwaldstättersee, dem 
Thuner-, Brienzer- und Genfersee. Das Departement hatte 



*) Vergl. auch Furrer, Volkswirtschaftslexikon der Schweiz, 
Bd. I, S. 368 f., Bern 1885. 

ß) Vergl. B.Bl. 1888. Bd. IV, S. 618 f. 
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zu intervenieren bei Regulierung der Konkurrenz zwischen 
der D. S.-Gesellschaft auf dem Vierwaldstättersee und der 
Gotthardbahn, sowie zwischen der erstem und der Rigi- 
bahn; die Eröffnung der Brünigroute ruft einer Reihe 
von Verständigungen zwischen Schiff und Bahn 'über den 
Personen- und Güterverkehr; zwischen den Schiffen auf 
dem Genfersee und der Gesellschaft der Suisse-Occiden- 
tale besteht eine weitgehende Interessengemeinschaft. Die 
D. S.-Stationen am rechten Zürichseeufer stehen mit den 
meisten Schweiz. E. B.-Stationen bereits in direktem 
Güterverkehr". 

Wenn wir etwas näher auf die Einführung, Ver- 
breitung und gegenwärtige Bedeutung des D-S- Verkehrs 
in der Schweiz eintraten, so hatten wir dafür mehrere 
Gründe. In erster Linie ist zu konstatieren, dass diese 
Verhältnisse bisher fast gänzlich unbekannt geblieben 
sind. Sodann ist zu sagen, dass die Staats- und volks- 
wirtschaftliche Bedeutung der D. Se. beinahe unerkannt 
ist. Es handelte sich für uns also darum darzutun, dass 
die D. Se. nicht nur für den internen Verkehr ganzer 

M 

grosser Teile der Eidgenossenschaft, sondern auch alsi 
Zwischenstücke des internationalen Verkehrs eine ganz 
gewaltige Bedeutung beanspruchen, eine Bedeutung, die 
derjenigen der E.Bn. vollkommen gleichzustellen ist. 
W^enn die D. S. Un. mit grössten E. B. Gesellschaften einen 
gefährlichen Konkurrenzkampf beginnen, wenn von diesen 
mit ihnen Geschäftsverträge abgeschlossen werden und 
vv^erden müssen, so darf gewiss gesagt werden, dass die 
D. S. Un. in jeder Beziehung, namentlich auch in postali- 
scher und militärischer Hinsicht, tatsächlich den E.Bn. 
als gleichwertig an die Seite gestellt werden dürfen. 
Hiemit ist aber zugleich auch gezeigt, dass die Zusammen- 
fassung dieser modernen Transportmittel unter der Kol- 
lektivbezeichnung Dampfverkehrsmittel nicht nur theore- 
tischen Wert hat, sondern vollkommen den in der Schweiz 
bestehenden tatsächlichen Verhältnissen gerecht wird, 
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Die Entwicklungsgeschiqhte des schweizerischen 
E. B. Wesens ist bereits mehrfach behandelt und allgemein 
bekannt ; seine ungeheure Bedeutung für die ganze Staats- 
und Volkswirtschaft ist widerspruchslos zugegeben. Die 
Darstellung beider können wir uns auch aus dem Grund 
P ersparen, weil die E, B. Rechtsverhältnisse ausser den 

1^ Rahmen unseres Thema's fallen. Wichtig für uns ist 

p einfach die Feststellung der Tatsache, dass das am 9. 

%:. August 1847 mit der Linie Zürich-Baden eröfliiete E.B. 

1^^ Netz der Schweiz heute als ein in den Hauptlinien aus- 

ll gebautes bezeichnet werden kann. 

II. Wir haben die Aufgaben kennen gelernt, deren 

Lösung dem Staate seinen Angehörigen und sich selbst 

gegenüber obliegen ; wir haben die Grundsätze entwickelt, 

die ihm bei der rechtlichen Behandlung der allgemeinen 

|t wie besondern Verhältnisse auf seinem Gebiet im eigenen 

Interesse wie in demjenigen seiner Angehörigen leiten 
müssen. Soeben haben wir gesehen, dass die Kollektiv- 
bezeichnung D. V. Mi. den tatsächlichen Verhältnissen der 
Schweiz völlig entspricht, d. h. dass E. Bn. und D. Se. für 
ihren Kreis in gleicher Weise das vornehmste Mittel zur 
Beförderung der staatlichen Aufgaben, zur Erreichung 
des politischen, volkswirtschaftlichen und militärischen 
Fortschrittes bilden ; am Bestehen und Blühen beider hat 
die öffentliche Wolfahrt dasselbe rege Interesse, wie sie 
beide dem auf sie angewiesenen Publikum ihres Betriebs- 
kreises gegenüber dasselbe faktische Monopol ausüben; 
ihr Betrieb weist dieselben Vorteile und Gefahren, ihr 
Verkehr denselben Charakter auf; mit einem Worte: sie 
beide zeigen im wesentlichen dieselben Lebensformen 
und dieselben besondern Bedürfnisse und können also 
auch vom Staate prinzipiell ganz dieselbe recht- 
liche Behandlung- und Würdigung fordern. Was aber 
diese Stellungsnahme des Staates zu den D.V.Mi, anbe- 
trifft, so bedarf es wol keines weitern Beweises mehr. 
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dass heute einzig die öffentlich rechtliche Auffassung 
Wesen, Würde und Zweck des Staates gerecht wird. 

Unsere Aufgabe ist es nunmehr, zu untersuchen, ob 
der Schweiz. Bundesstaat die prinzipielle Einheit der 
D. V. Mi. erkannt, ob er der öffentlich rechtlichen Auf- 
fassung und Behandlung gerecht geworden, ob er die 
hiebei zu erfüllenden Aufgaben sich gestellt, sie gelöst 
und ob er dabei die über die rechtliche Behandlung der 
besondem Lebensverhältnisse aufgestellten Grundsätze 
befolgt, die bei derselben zu erfüllenden Pflichten be- 
friedigt hat. 

In den Jahren 1823—39 wurde die D. S. Fahrt auf 
allen grössern Schweizerseen eingeführt; die erste E. B. 
Strecke wurde am 9. August 1847 eröffnet; der Schweiz. 
Bundesstaat und damit der Faktor, der allein die Fähig- 
keit besitzt, die Verhältnisse der D. V. Mi. für die ganze 
Schweiz einheitlich zu ordnen, wurde im Sommer (12. 
Sept.) 1848 geschaffen. 

Rasch zeitigten die D. V. Mi. natürlich die mit ihrem 
Betriebe verbundenen besondern Verhältnisse, riefen diese 
einer gesetzgeberischen Berücksichtigung mehr oder 
Aveniger dringend. Ob dieser Ruf während der 25jähri- 
gan D. S. Betriebsperiode 1823 — 48 von den Kantonen ge- 
hört wurde, werden wir später untersuchen; sicher ist, 
dass diese Zeit genügende Gelegenheit geboten, die be- 
sondern Verhältnisse und rechtlichen Bedürfnisse der 
D. V. Mi. kennen zu lernen. Die fabelhafte Schnelligkeit 
der Verbreitung der E. Bn., der Umstand, dass so zu 
sagen jede Linie derselben sich über das Gebiet ver- 
schiedener Kantone erstreckte und die darin liegende 
allgemeinere Bedeutung derselben, Hessen das Bedürfnis 
nach rascher, einheitlicher Ordnung ihrer Rechtsverhält- 
nisse sehr bald allgemein werden. Der enorme E. B. 
Verkehr, der natürlich auch auf denjenigen der D. Se. 
rückwirkte und deren Bedeutung an sich wie als Teil- 
stücke weitern, durchgehenden E. B. Transportes ganz 
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C; beträchtlich steigerte, erforderte so zu sagen vom ersten 

^ Momente an rechtliche Berücksichtigung, gesetzgeberische 

Befriedigung der Sonderverhältnisse des Betriebes der 

D. V. Mi. 

K; Rein theoretisch könnte also gesagt werden, 

der Bund habe Gelegenheit gehabt, die juristische Gleich- 
artigkeit und Kongruenz der durch D. Se. und E. Bn. ge- 
schaffenen Verhältnisse zu erkennen und sich über deren 

|c gesetzgeberische Würdigung schlüssig zu machen, somit 

habe er sie unter der Einheit „Dampfverkehrsmittel" zu- 
sammenfassen und für diese, von wenigen unumgänglichen 
Abweichungen abgesehen, ein für beide Kategorien 
gleichermassen geltendes D a m p f- Verkehrs- und Trans- 
portrecht schaffen können. 

Eine richtige Würdigung der 1848 bestehenden tat- 
sächlichen Verhältnisse muss es jedoch begreiflich er- 
scheinen lassen, dass dieser wol einzig prinzipielle und 
sichere Weg in der B. V. von 1848 nicht vorgezeichnet 
wurde. Das positive Bundes-Staatsrecht ist eben oft keine 
reine Prinzipiendurchführung, sondern gerade in wichtig- 
sten Fragen häufig ein Kompromiss zwischen den wider- 
strebenden Interessen des Bundes und der Kantone, der 
zentralistischen und der partikularistischen Partei. Wenn 
man also auch 1848 schon die ungeheure künftige Be- 
deutung der D. V. Mi. ahnte und wenn auch schon da- 
mals dieselbe Partei, die am 8. Juli 1850 für Bau und 
Betrieb der E. Bn. durch den Bund eintrat, es gewiss 
freudig begrüsst hätte, wenn die Gesetzgebung über die 
D. V. Mi. dem Bunde übertragen worden wäre, so stellten 
sich eben diesen Bestrebungen direkt solche entgegen, 
welche hier alle Einmischung des Bundes fern zu halten 
wünschten. Das Ergebnis war, dass die B. V. von 1848 
weder etwas auf die E. Bn. noch etwas auf die D. Se. 
Bezügliches enthielt. Die Zentralisten, die jede Stärkung 
der immerhin noch starken partikularistischen Tendenzen 
um jeden Preis vermeiden mussten, konnten es deshalb 
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bloss zur Aufnahme von Art. 21 (Art. 23 der B. V.. von 
1874) bringen.6) Dadurch war der Bund den E. Bn. 
gegenüber gerade lange genug lahm gelegt, dass diese 
sich zu einer Macht entfalten konnten, gegen welche die 
Kantone nichts vermochten, welche diese zur Wahrung 
der öffentlichen Interessen auf ihrem Gebiete geradezu 
impotent machten. Nur der Bund hätte den allzu mächtig 
sich fühlenden Gesellschaften gegenübertreten können, 
dieser aber erhielt in der B. V. hiefür keine Kompetenz ! 
Auf Grund des Art. 21 erliess derselbe ein den E. B. Bau 
begünstigendes Expropriationsgesetz; durch weite Inter- 
pretation dieses Artikels erklärte er sich zum Erlass des 
E. B.-Gesetzes von 1852 kompetent und durch noch ex- 
tensivere Auslegung desselben Artikels sprach er sich die 
Zuständigkeit zum Erlass des E. B.-Gesetzes von 1872 zu, 
durch das faktisch die Kantone zu Gunsten des Bundes 
ihrer ganzen E. B.-Hoheit verlustig giengen ; formell be- 
siegelt wurde diese Tatsache durch Artikel 26 der revi- 
dirten B. V. von 1874: 

„Die Gesetzgebung über den Bau und Betrieb von E. Bn. 

ist Bundessache. '^ 

Deti D. S. Un. gegenüber war es aber, da er hier 
nicht auf Art. 21 abstellen konnte, mit der Zuständigkeit 
des Bundes noch schlimmer bestellt. Wie er sich auf 



®) „Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse der Eid- 
genossenschaft oder eines grossen Teils derselben, auf Kosten der 
Eidgenossenschaft öffentliche Werke zu errichten oder die Errichtung 
derselben zu unterstützen. 

Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, geg^n volle Ent- 
schädigung das Recht der Expropriation geltend zu machen. Die 
nähern Bestimmungen hierüber bleiben der Bundesgesetzgebung 
vorbehalten. 

Die Bundesversammlung kann die Errichtung öffentl. Werke 
untersagen, welche die militärischen Interessen der Eidgenossen- 
schaft verletzen." 

3 
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einem Umwege wenigstens eine teilweise Kompetenz 
den D. S. Un. gegenüber verschaffte^ w^erden wir später 
zeigen. 

Der Verneinung der Frage, ob der Bund die prin- 
zipielle Einheit der D. V. Mi. erkannt habe, fügen wir also 
die Erläuterung bei, dass statt eines einheitlichen Dampf- 
verkehrsrechtes ein besonderes Eisenbahn- und ein 
besonderes Dampfschiffrecht entstand. Allerdings 
bestehen zwischen ihnen eine ganze Anzahl von Berührungs- 
punkten, nach deren Vermehrung namentlich die neuere 
Zeit tendiert, an andern Orten aber, wo ein prinzipieller 
Unterschied der Verhältnisse ganz und gar nicht erfindlich 
ist, bestehen tiefgehende Differenzen in der rechtlichen 
Behandlung der beiden Verkehrsmittel. 

Diese positivrechtliche Zweiteilung ist natürlich 
auch bei Beantwortung der andern aufgeworfenen Fragen 
massgebend. Da aber die Darstellung der dampfschiff- 
rechtlichen Verhältnisse den Gegenstand späterer Ab- 
schnitte bildet, so w^erden wir hier alles tiefere Eingehen 
auf dieselben vermeiden und uns auf die allernotwendigsten 
Bemerkungen beschränken. Ganz anders verhält sich 
dies mit den E. B.-Rechtsnormen, w^elche wir hier aus 
zwei Gründen eingehender behandeln werden. Erstens 
ist dies nötig um so recht den Unterschied in der gesetz- 
geberischen Behandlung der beiden D. V. Mi. zu zeigen, 
sodann weil wir die positiven Bestimmungen und die 
rechtshistorischen Vorgänge des E. B.-Rechtes bei Erörte- 
rung der D. S. R. Verhältnisse sehr oft werden als be- 
bekannt voraussetzen müssen. 

In dem langen, harten Kampfe zwischen Bund und 
E. Bn. gibt es Perioden, wo man wirklich zweifelhaft sein 
kann, ob die privat- oder öffentlich rechtliche Auflfassung 
als die herrschende bezeichnet werden müsse. Art. 26 
der B.V. von 1874 jedoch hat, der im Schweizervolke 
unbedingt herrschenden Auffassung entspringend, bereits 
eine so ausgiebige Eisenbahngesetzgebung veranlasst^ dass 
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man heute von einer öffentlich rechtlichen Behand- 
lung der E. Bn. (in dem oben diesem Begriffe beigelegten 
Sinne) durch den Bund sprechen muss. 

Was die Beantwortung derselben Frage rücksicht- 
lich der D. Se. anbetrifft, so werden spätere Ausführungen 
darüber noch mehr Licht verbreiten, hier begnügen wir 
uns festzustellen: 

Erstens, dass die in der Schweiz bestehende juris- 
tische Auffassung der D. Se. die öffentlich rectliche ge- 
nannt werden kann. Dies beweist unter anderm der 
Umstand, dass nur eine sehr kleine Zahl von Personen 
das Nebeneinanderbestehen eines E. B.- und eines D. S.- 
Rechtes kennen, dass das Volk vielmehr ausnahmslos 
keinen Unterschied zwischen E. B.-Recht und D. S.-Recht 
macht und einfach die dort geltenden Rechtssätze auf 
dieses glaubt übertragen zu dürfen. 

Zweitens, dass dagegen die öffentlich rechtliche 
Behandlung der D. S. Un., namentlich der bestehenden 
mangelhaften Zuständigkeit des Bundes wegen, fraglich 
erscheinen könnte. Auf Grund neuester positiver Vor- 
gänge jedoch ist sie u. E. als die tatsächlich bestehende 
zu bezeichnen. 

Die Aufgaben, zu deren Erfüllung die D.V. Mi. 
dem Staate vom Standpunkt der Wolfahrts- und 
Machtmittelpflege aus dienen sollen, hat sich der Bund 
gestellt und sie im allgemeinen gelöst : er hat überall die 
öffentlichen Interessen des Staates (postalische, militärische, 
sicherheitspolizeiliche etc.) und des Publikums (Erleichter- 
ung des Verkehrs im weitesten Sinn) mit den privaten 
Interessen der Unternehmer in Einklang zu bringen ge- 
sucht und gebracht. 

Den dunkelsten Punkt in der zwischen E. Bn. und 
D. Sn. bestehenden positivrechtlichen Scheidung bildet 
unzweifelhaft die verschiedene gesetzgeberische 
Würdigung der durch sie geschaffenen besonderen 
Lebensverhältnisse, die Befriedigung, resp. Nichtbefriedi- 
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gung der oben aufgestellten, hiebei zu beobachtenden 
Grundsätze und Pflichten. 

Nach unsern frühern Ausführungen soll der Staat 
allgemein und dauernd gewordene Verhältnisse statt durch 
flüssiges, wenig geachtetes Verordnungsrecht, durch wider- 
standsfähiges, höher gewertetes Gesetzesrecht schützen. 
Dieser Pflicht darf er sich im speziellen Fall nicht mit 
der Ausrede mangelnder Kompetenz entziehen: war der 
Staat zur Schaffiing des Verordnungsrechtes kompetent, 
so muss er auch zu dessen Umwandlung in Gesetzesrecht 
zuständig sein; ist er dies nicht, so hat er auch jenes ver- 
fassungswidrig erlassen. Zudem ergibt sich aus der 
Souveränität des Staates klar seine Fähigkeit, die be- 
stehende Verfassung, das positive Recht beliebig abzu- 
ändern; diese bilden für ihn nur formelle Schranken, 
hinter welche er sich materiell notwendig gewordenem 
Rechte gegenüber nicht zurückziehen, dieses jenen nicht 
opfern darf. Nirgends ist die Unsicherheit, ja Prinzipien- 
losigkeit in der verschiedenen gesetzgeberischen Wür- 
digung der E. Bn. und der D. Se. erkennbarer, als gerade 
in diesem Punkte. 

Die oben als normal hingestellten Entwicklungs- 
phasen sind beim E. B. Recht sehr gut zu erkennen. In 
Verfassung, Gesetz und Verordnungen, also je den Ver- 
hältnissen entsprechend in Gesetzes- oder in Verordnungs- 
recht, berücksichtigte der Bund die Bedürfnisse der E. Bn. 
Dadurch hat die Schweiz ein E. B. Recht geschaffen, das 
an Vollständigkeit und Abgeschlossenheit sich mit dem 
jedes andern Staates messen darf.'^) Vorwärts gedrängt 
durch die veränderten Verhältnisse, die eiserne Notwendig- 
keit der Tatsachen, fand hier der Wille des Bundes den gang- 
baren Weg vom flüssigen Verordnungs- zum alle Garantien 
bietenden Gesetzesrecht: Die Verfassung wurde weit und 



'') Vergl. auch F. Meili, „Die Rechtsstellung der D.S.Unter- 
nehmungen in der Schweiz (abgek. Meili, D. S. Un.) Bern 1888, S. 5- 
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weiter interpretiert und, als auch dies nicht mehr genügte, 
einfach radikal abgeändert. 

Im D. S. Recht steht der Bund noch heute ausschliess- 
lich auf dem im E. B. Recht schon vor 40 Jahren verlas- 
senen Boden des Verordnungsrechtes, die Pflicht zur 
Schaffung von Gesetzesrecht blieb bis heute unerfüllt. 
Ohne einheitliches Prinzip suchte man die Bedürfnisse der 
D. S. Un. gewissermassen von Fall zu Fall durch einige 
„Regulative", „Verordnungen", „Reglemente", „Zusätze", 
und „Nachträge zu Verordnungen" weniger zu regeln, 
als momentan zu beschwichtigen. 

Infolge dieser Vorgänge sehen wir heute ganz die- 
selben Verhältnisse (Konzessions-Ertheilung und -Gebühren, 
Verpflichtungen zu Gunsten von Post- und Militärver- 
waltung, Auflagen im Interesse von Verkehr, Publikum, 
Betriebssicherheit etc.) im E. B.-Recht durch Gesetze, im 

D. S.-Recht durch Verordnungen geregelt. 

Eine kurze Uebersicht der E. B. -Rechtsentwicklung 
wird die spätere Kontrolierung dieser Ansicht ermöglichen : 
wir zerlegen sie in die 2 Epochen der Bundesverfasssungen 
von 1848 und 1874. 

Die Zeit der Bandesverfassang von 1848 

wird eingeleitet durch das auf Grund des Artikel 21 der 
B. V. erlassene Expropriationsgesetz vom 1. Mai 1850, das 
heute noch gültig ist. Grundsätzlich auf alle öflfentlichen 
Werke von allgemein schweizerischem Interesse , also 
z. B. auch zu Gunsten von D. S.Un., anwendbar, wurde 
dieses Gesetz im Grunde doch hauptsächlich darum er- 
lassen, um den Bau von E. Bn. zu begünstigen, namentlich 
auch um ihn von lokalen und kantonalen Hinderungs- 
bestrebungen unabhängiger zu machen. Der Reigen der 
eigentlichen E. B.-Gesetze wurde eröff'net durch das 
Bundesgesetz über den Bau und Betrieb von 

E. Bn. auf dem Gebiet der Eidgenossenschaft 
vom 28. Juli 1852; dieses Gesetz überliess allerdings im 
Prinzip das E. B.-Wesen noch den Kantonen, doch behielt 
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sich in demselben der Bund einige durch die militärischen 
Interessen der Schweiz gebotene Einwirkungen und mehrere 
Rechte fiskalischer Natur vor (Verweigerung der Bundes- 
genehmigung einer Konzession auf Grund von Abs. 3 des 
Art. 21 der B. V. ; Beförderung von Militär und von Kriegs- 
material zur Hälfte der niedrigst bestehenden Taxe durch 
ordentliche oder ausserordentliche Bahnzüge. — Genehmi- 
gungsvorbehalt der kantonalen Konzessionen ; Konzes- 
sionsgebühren ; Einfluss auf Konzessionierung, ja eventuell 
Zwangskonzessionen^) und auf Rückkauf der Bahnen). 
Den vorwärtsdrängenden Bedürfnissen des wachsenden 
Verkehrs konnte jedoch dieses Gesetz nicht genügen. 
Durch im Jahre 1858 dazu erlassene Verordnungen 
wurde den Ansprüchen an die technische Einheit des 
Schweiz. E. B.-Wesens und den zwischen den verschie- 
denen Gesellschaften bestehenden Anschlussbedürfnissen 
Rechnung getragen, den E. Bn. der direkte Güter- und 
Personenverkehr zur Pflicht gemacht und dem Bunde die 
Genehmigung der Fahrtenpläne vorbehalten. Auch diese 
Regulierung war unzureichend, wie aus folgendem Postulat 
der Bundesversammlung vom Jahre 1869 ersichtlich : „Der 
Bundesrat ist eingeladen, Bericht und Antrag darüber vor- 
zulegen, in welcher Weise dem Bunde in Bezug auf den 
Betrieb der schweizerischen E. Bn. weitere Befugnisse 
eingeräumt werden können." Wie auf so manchen 
andern Punkten der Schweiz. Rechtsentwicklung, so 
drängten eben auch im E. B.-Wesen die internationalen 
Verträge in nicht geringem Masse der Zentralisation zu: 
Der Abschluss des internationalen Gotthardbahnvertrages, 
der dem Bunde sehr bedeutende Aufgaben stellte, zu 
deren Erfüllung er vielleicht auf Grund der B. V. von 1848 
nach der Ansicht Vieler inkompetent war, hatte zu jenem 
Postulat ebenfalls gedrängt. Bereits am 16. Juni 1871 
legte der Bundesrat der Bundesversammlung einen durch 



®) Vergl. Art. 17 und hiezu: 
,,Bericht der nationalrätlichen E. B.-Kommission" B. Bl. 1852. II 144, 
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einlässliche Botschaft motivierten Gesetzesentwurf vor,^) 
ohne die Kompetenzfrage näher zu berühren. Ueber 
diesen Entwurf entstand ein ziemlich erregter Kampf, i<^) 
der jedoch nicht zu verhindern vermochte, dass derselbe 
unterm 28. Dezember 1872 zum Bundesgesetz über 
den Bau und Betrieb der E.Bn. auf dem Gebiete 
der schweizerischen Eidgenossenschaft er- 
hoben wurde. Dieses Gesetz legt die Konzessionserteilung 
und die entsprechende Aufsicht über den Bau und Betrieb 
der E. Bn. in die Kompetenz des Bundes, beschränkt die- 
jenige der Kantone auf ein Minimum und zentralisiert so 
das E. B.-Wesen ebenso stark, wie Zoll- Post- und Münz- 
wesen es bereits waren: an Stelle der schwachen und 
machtlosen Kantone trat den zielbewussten E. B. Gesell- 
schaften damit im Bunde ein genügend starker Vertreter 
der Staats- und öffentlichen Interessen gegenüber. 

Die Zeit der Bundesverfaiwung von 1874. 

Man kann das E. B.-Gesetz von 1872, die letzte wirk- 
liche Errungenschaft der Bundesstaatsperiode 1848 — 74, 
nicht nur den tatsächlichen Abschluss der durch Art. 26 
der B. V. 1874 ge Wissermassen rechtlich besiegelten öffent- 
lich rechtlichen Entwicklung des E. B.-Rechtes, sondern 
auch den Vorläufer und Einleiter der seitherigen privat- 
rechtlichen E. B.-Gesetzgebung nennen. 

Auf diese hinreichend bekannte und bearbeitete^^) 
Epoche der E. B.-Rechts-Bildung brauchen wir aus dem 



9) B. Bl. 1871. Bd. II. S. 647 f. 

1^) Vergl. hierüber die Berichte der Mehrheit und Minder- 
heit (Roguin) der ständerätl. Kommission im B. Bl. 1871. Band III. 
815 f. und Bd. IH. 864 f. 

") Vergl. insbes. folgende Abhandlungen v. Orelli's in der 
Revue de droit international et de 16gislation comparee : D6veloppe- 
ment de la legislation en Suisse depuis 1872 (Tome XII. p. 478 etc. 
p. 621 etc.; Tome XIII. p. 146. Bruxelles 1880. 1891.) Ferner G. 
Cohn, Die Bundesgesetzgebung der Schweiz innert der neuen Ver- 
fassung. Jena 1878, S. 8-30, 
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Grunde nicht näher einzutreten, weil wir uns nur die 
Behandlung der öffentlich rechtlichen Stellung der D. S. Un. 
im speziellen zur Aufgabe gemacht haben. Es gentigt 
also, aber es ist auch erforderlich, die von uns soeben 
behauptete Ueberleitung der Periode von 1848 auf die- 
jenige von 1874 durch das Gesetz von 1872 zu beweisen 
und zugleich darzutun, dass ebenfalls in diesem Gesetze 
die früher behauptete Tendenz einer immer grössern An- 
näherung des D. S.-Rechtes ans E. B.-Recht auch in privat- 
rechtlicher Hinsicht ihren Ausdruck gefunden. Beides 
aber glauben wir durch Art. 38 des E. B.-Gesetzes von 
1872 tun zu können, welcher lautet: 

„Die Bundesgesetzgebung wird die erforderlichen 
Bestimmungen aufstellen : 

1) Ueber die Rechtsverhältnisse des Frachtverkehrs 
und der Spedition auf E. Bn. und auf andern vom Bunde 
konzedierten oder von ihm selbst betriebenen Transport- 
anstalten (Dampfschiffe, Posten) und 

2) über die Verbindlichkeiten der genannten Trans- 
portanstalten zum Schadenersatz für die beim Bau und 
Betrieb herbeigeführten Tötungen und Verletzungen." 

Ziffer 1 dieses Artikels hat in dem „Bundesgesetz 
betreffend den Transport auf EBn. vom 20. März 
187512) und dem damit im engsten Zusammenhang stehen- 
den „Transportreglement der schweizerischen E. Bn." vom 
?^-^ 1876*3) seine Befriedigung gefunden. Sonderbarer 
Weise hat man es aber unterlassen, dieses oder ein anderes 
Gesetz auch für die andern vom Bunde konzedierten oder 
betriebenen Transportanstalten zu erlassen. 

Konsequenter durchgeführt wurde die Vorschrift von 
Ziffer 2 des zit. Artikels, indem das „Bundesgesetz 
betreffend die Haftpflicht derE.Bn. und D.S. Un. 
bei Tötungen und Verletzungen" vom 1. Juli 
18751*) auch die D. Se. trifft. Dieses Gesetz kann als 

12) Eidg. amtl. Sammlg. N. F. I. 682. 

13) Eidg. amtl. Sammig. N. F. II. 205. 
1*) Eidg. amtl. Sammig. N. F. I. 787, 
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Ansatz zu einem einheitlichen Dampfverkehrsrecht be- 
zeichnet werden, der sich in zwei weitern, erst kürzlich 
erlassenen Bimdesgesetzen fortentwickelte. Es sind dies: 

1. Das „Bundesgesetz betreffend die Hilfs- 
fcassen der E. B. und D. S. Gesellschaften'^ vom 28. 
Juni 1889,1») 

2. Das „Bundesgesetz betreffend die Arbeitszeit 
beim Betriebe der E.Bn. und andern Transport- 
anstaHen'' vom 27. Juni 1889.16). 

Interessant ist der Ingress dieses Gesetzes: „Die 
Bundesversammlung der Schweiz. Eidgenossenschaft, im 
Hinblick auf Art. 26 der B. V., (Qeneralisierung des E. B. 
Artikels auf alle Transportanstalten!) nach Einsicht einer 
Botschaft des Bundesrates, beschliesst". 

Abgrenzung des Thema's. 

Auf den ersten Blick möchte man es vielleicht für 
richtiger halten, das Binnenschiffahrtsrecht der 
Schw^eiz überhaupt zum Gegenstand einer Unter- 
suchung zu machen, statt diese auf die rein dampfschiff- 
rechtlichen Zustände zu beschränken. Der Abfassung eines 
„kleinen Seerechtes" der Schweiz (Meili) stehen jedoch 
verschiedene Gründe tatsächlicher und juristischer Natur 
entgegen, von denen hier nur einige angeführt werden 
sollen. 

Von den zwei grossen Grenzseen abgesehen, ist der 
auf den Gewässern der Schweiz ohne mechanische Motoren 
vermittelte Personen- und Güterverkehr von sehr unterge- 
ordneter Bedeutung. Eigentlich schiffbar zu nennende 
Flüsse und Kanäle im technischen Sinn hat die Schweiz 
sozusagen keine. Hieraus erklärt sich einerseits die Tat- 
sache, dass schiffahrtsrechtliche Bestimmungen in der 
Schweiz vielfach ganz fehlen, oder dass ihnen nur lokale 
Geltung, (vergl. z. B. die Linth-Schiffahrts- und Recker- 

'5) Eidg. amtl. Sammlg. N. F. XI. 265. 
J«) Eidg. amtl. Sammlg. N. F. XI. 713. 
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Ordnung vom 24. April 1876.) unter keinen Umständen 
aber prinzipielle Bedeutung zuerkannt werden kann. 
Juristisch ergibt und begreift sich daraus, dass der Bund 
auf diesem Gebiete völlig kompetenzlos ist. 

Bei dem fast vollständig zu nennenden Ausbau des 
schweizer. E. B.-Netzes darf aber auch angenommen 
werden, dass jene Bedeutung kaum stark wachsen und 
diese Zuständigkeit wol nie begehrt wird. Auf den 
Gewässern der Schweiz wird sich wol nie ein »wirklich 
bedeutender Güterverkehr ohne Dampfbetrieb entwickeln, 
wie wir einen solchen in Frankreich, England, Deutsch- 
land und Oesterreich ausgebildet sehen, i^) 

Aus diesen Gründen werden wol auch die Schweiz. 
Juristen nie in den Fall kommen, sich über der Gestal- 
tung eines allgemein gültigen Binnenschiffahrtsrechtes die 
Köpfe zu zerbrechen, wie es seit einer Reihe von Jahren 
ihre deutschen Kollegen mit immer gleich bleibendem Mis- 
erfolg tun^ö). Aus eben diesen Gründen ist gewiss Meili 
vollkommen beizupflichten, wenn er, D. S. Un. S. 17, sagt: 
„Es fehlt bei uns an einem greif baren Interesse, Binnen- 
rheder und Binnenschiffer zu unterscheiden, das Institut 



'■') Aber auch in Ländern mit sehr bedeutendem Gütersehifif- 
verkehr ohne Dampfbetrieb, scheint diese Transportart vor dem 
Dampfverkehr zurückzugehen. Ein Beispiel liefert uns die sehr be- 
achtenswerte Ruderschiffahrt Oesterreichs auf der Donau, worüber 
verglichen werden mag: Bd. XIX. der von der k. k. Zentralkom- 
mission herausgegebenen „Statistischen Monatsschrift", Wien 1890 
bei Holder, S. 212 f. 

^8) Vergl. hierüber insbes. Goldschmidt's Zeitschrift für das 
gesamte Handelsrecht: Bd. XV. S. 1—32: Laband, lieber den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Regelung der Verhältnisse der Fluss- und 
Binnenschiffahrt (1870); Bd. XXI. S. 12-99: Lamprecht, Schaden 
durch Zusammenstoss von Schiffen ; Beilageheft zu Band XXXIII. 
S. 92-151; Riesser, Zur Revision des D.H.G.B. (1887.). - Syndikus 
Dr. Landgraf: Entwurf eines Binnenschiffahrtsgesetzes, Mannheim 
1887. — Hirth's Annalen Jahrg. 1890 S. 195: lieber die Haftung 
des Binnenschiffes nach Art. 395 des D. H. G. B. und über die Not- 
wendigkeit eines deutschen Binnenschiffahrtsgesetzes. 
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der „Verklarung" zu regeln oder Bestimmungen einzu- 
führen betreffend die rechtliche Stellung der Schiffsmann- 
schaft oder die Rechtsverhältnisse zu ordnen, welche aus 
dem Zusammenstoss von Schiffen hervorgehen." Beim 
„Binnenschiffahrtsrecht" kann also unmöglich der 
Ausgang zur Untersuchung der dampfschiffrechtlichen 
Verhältnisse der Schweiz genommen werden. 

Von dieser Arbeit aber eine Darstellung des g e - 
samten Schweiz. D. S. - R e c h t s i^) verlangen , hiesse 
ihren Zweck ebenfalls verkennen. 

In erster Liniß wird von jeglicher Darstellung der 
privatrechtlichen Verhältnisse abgesehen, die mit 
dem D. S.-Betrieb zusammenhängen. Was hierüber zu 
sagen, findet sich bei Meili D. S. Un., S. 19 — 28. 

Aber auch die öffentlich-rechtliche Stellung 
der D. S. Un. wird von uns nicht ifi ihrem ganzen Um- 
fange behandelt. Wenn auch die juristische Gleichartig- 
keit der durch die D.V. Mi. geschaffenen Verhältnisse und 
rechtlichen Bedürfnisse die Bildung eines Schweiz. Dampf- 
verkehrsrechtes nicht zu bewirken vermochte, so blieb 
sie doch nicht ohne allen Einfluss auf die Gestaltung des 
bestehenden positiven Rechtes. Auf die vielen dem E. B.- 
und dem D. vS.-Recht gemeinsamen Bestimmungen und 
Grundsätze einzutreten ist überflüssig. Dieselben sind im 
allgemeinen bekannt und wird daher vielfach eine bei- 
läufige Erwähnung, ein Hinweis auf ihre Gleichheit ge- 
nügen. Da jedoch auch eine eingehende dogmatische 
Untersuchung der hier bestehenden öffentlich rechtlichen 
Spezialbestimmungen, der Abweichungen vom E. B.-Recht 



1^) Wie das E. B.-Recht sich nicht auf die den Interessen bestimm- 
ter Personen oder Etablissemente dienenden Bahnanlagen erstreckt, so 
gilt auch unser D. S.-Recht nur für die dem öffentlichen Ver- 
kehr dienenden D. S. Un. Dampfschwalben, Mouches, Naphta- und 
elektr. Bote, welche in neuerer Zeit die schweizerischen Seen mehr 
und mehr zu beleben anfangen, fallen also unter die zu entwickeln- 
den D. S.-Rechtssätze nur dann, wenn und soweit sie diesen öffent- 
lichen Interessen dienen. 



ZAveiter Teil. 



Die Epochen der schweizerischen l}ain|)fscliiff-RKiits-Bntwicklung. 

I. 

Die Zeit bis zur Begründung des Bundesstaates. 

A. Die EompetenzTerhältDlsse. 

Will man ein klares Bild vom Zustand der Schiff- 
fahrtsgesetzgebuQg im allgemeinen und des D. S.-Eechtes 
im besoDdem gewinnen, so ist vor allem aus das durch 
den Bundesvertrag der 22 Kantone der Schweiz vom 7. 
August lbl5 für die Zeit von 1815 bis 1848 (zwischen den 
Kantonen) geschaffene staatsrechtliche Verhältnis in's 
Auge zu fassen. 

Die Helvetik hatte von 1798 bis 1802 einen dem 
innersten Wesen des Sehweizervolkes widerstrebenden, 
straffen, unteilbaren Elinheit^taat geschaffen, in welchem 
die Kantone zu blossen Verwaltungsbezirken degradiert 
waren. 

Die Mediationsakte Napoleons schuf für die 
Periode von 1803 bis 1814 einen auf der Kantonalsouve- 
ränität ruhenden Staatsverband mit dem Grundsatz : „Les, 
cantons jouissent de tous les pouvoirs qui n'ont pas 6t6 
express^ment d616gu6s ä l'autorit^ f^d^rale". Zu der 
grossen Reihe solcher den Kantonen zu Gunsten der 
Zentralgewalt entzogener Befugnisse gehörte aber auch 
die Aufhebung der Abzugsrechte und frühern Verkehrs- 
schranken im Innern der Schweiz,') 

1) Die hierauf bezüglichen Artikel der Mediationsakte lauten : 



aates besteht nicht nur für Land und Leute, 

ich für das Recht in demselben, welches er 

leliebig neu schaffen, fortbilden; abändern, auf- 

n. 

so ungeheure, grundsätzlich unbeschränkte und 

ilibare Machtfülle Itann nur anerkannt werden, 

intsprechend grosse Prtichten gegenüber stehen : 

gegeben ist, von dem wird viel gefordert, 
auch beim Staate, der wie jede andere juris- 
■son seine bestimmten Zwecke und A Li f - 
i erfüllen hat. Die Wirksamkeit des Staates 
,ch Zeit, Ort, Kulturstufe sehr verschiedene, in 
iehnupg veränderliche, unerschöpfliche. Für 
ecke kann es sich natürlich nur darum han- 
mige seiner Tätigkeiten näher in's Auge zu 
B für unsere Deduktionen besonders wichtig 

aber ist der Fall bei der Rechts-, der Wol- 
l der Machtmittelptlege. 

er Rechtspflege, welche als Sorge für den 
iner rechtlichen Ordnung im weitesten Sinne 
ä, in die Aufgabe des Staates t^llt, interessirt 
ier Zweig der Justizgesetzgebung, wor- 
^chaflfung, Fortbildung und Erhaltung der auf 
iordnung und ihre Wirksamkeit bezüglichen 
3 zu verstehen ist. 

seiner Souveränität ist der Staat als Schöpfer 
b i 1 d e r der in ihm geltenden Rechtsordnung 
Intscheidungen nur von rein technischen, finan- 
itärischen, politischen, polizeilichen, moralischen 
:n, nicht aber von juristischen Schranken ab- 
ine tormelle Schranke tritt allerdings dieser 
, Unbeschränktheit im Bestehen einer Ver- 
sntgegen. 

1 sich nämlich der Staat eine Verfassung, d. h. 
ing, nach welcher er leben und wirken will, 
int er sich offen zu dem Grundsatze, dass alle 



Staatsbefugnisse nur um der Durchführung der Staats- 
aufgaben willen ausgeübt werden sollen, gewährt er 
seinen Bürgern gegen voreilige, von blossen Augenblicks- 
bedurfnissen diktirte Erlasse einen gewissen Schutz vor 
der prinzipiell schrankenlosen Staatsgewalt. An diese 
Ordnung aber, die so roh oder so fein sie ausgebildet 
sein mag, Recht darstellt, ist der vStaat in Ausübung 
seiner Souverftnität jedem Bürger gegenüber unbedingt 
gebunden. Findet der Staat die ihm der Verfassung 
gegenüber gesetzten Schranken zu eng, so hat er die 
Macht, das Recht und die Pflicht, dieselben zu er- 
weitern. Dies aber darf er nur in verfassungsmässiger 
Art und Weise tun ; ist es nicht der Fall, so ist der for- 
mellen Schranke gegenüber der materiellen Unbeschränk- 
barkeit grössere Geltungskraft zuzuerkennen. 

Durch dieses spezielle Beispiel haben wir den Staat 
als Erhalter und Schützer der bestehenden Rechts- 
ordnung kennen gelernt. Diese Funktion aber muss der 
Staat auch sich selbst gegenüber gelten lassen, wenn er 
anders nicht das Fundament, auf welchem er selber ruht, 
die absolute Autorität von Recht und Gesetz, ins Wan- 
ken bringen will. 

Insoweit also die Willenssphäre eines Subjektes 
positivrechtlich durch Gebot, Verbot, Gewährung gegen 
fremde Willenssphären abgegrenzt ist und soweit ein An- 
spruch, eine Verpflichtung, ein Schutz gegen Eingriffe an- 
dern gegenüber begründet ist, waltet somit die Rechts- 
ordnung auch gegen den Staat selbst, bildet diese eine 
rechtliche Schranke zu Gunsten von Individuum, Verein, 
Kommune gegen staatliche Willkür. 

Von den Organen, deren sich der Staat bei Schöpf- 
ung und Fortbildung, bei Schutz und Erhaltung der Rechts- 
ordnung bedient, sind für unsere Untersuchung von ganz 
besonderer Wichtigkeit die Gesetzgebung und die 
Verwaltung oder Regierung. 

Obschon man bei der Wirksamkeit dieser Organe 
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im einzelnen Fall oft nicht schlechthin sagen kann, ob 
sie rechtschöpferisch oder rechtserhaltend sei, da eben 
viele Erlasse beides zugleich sind, so wird doch im all- 
gemeinen gesagt werden können, die Gesetzgebung diene 
mehr dem Rechtsschutze, die Verwaltung mehr der Eechts- 
bildung. Eine kurze Analyse des Wesens und Tuns dieser 
Staatsorgane, die einander natürlich vielfach bedingen, 
ergänzen und .vorwärtstreiben, wird diese Ansicht als 
richtig erweisen. 

Die Gesetzgebung macht das als feste, not- 
wendige Voraussetzung des Fortschrittes Erkannte, das 
durch die Entwicklung der Menschheit bereits Erreichte, 
was als deren Eigentum betrachtet werden muss, zum 
positiv geltenden Recht. Dieses aber darf, Avie wir bereits 
am Staate selbst gezeigt haben, von keinem Rechtssubjekt 
ungestraft verletzt werden, ohne dass dadurch das ganze 
Gebäude der Rechtsordnung prinzipiell gefährdet erschiene. 
Ihr Wesen besteht also in der verbindlichen Anordnung einer 
Rechtsregel, in der Aufstellung eines abstrakten Rechts- 
satÄes. Da die Gesetzgebung absolut bindende Autorjtät 
beansprucht, so kann und darf sie nur vom höchsten 
Organ, vom Souverän im Staate ausgehen. 

Als Verwaltung bezeichnet man das Tun und 
Lassen des Staates als einer handlungsfähigen Person, 
seine Geschäftsführung. Dieses staatliche Handeln ist 
entweder Anwendung, Schutz oder aber Fortbildung, 
Quelle des öffentlichen Rechts. In letzterer Beziehung 
aber ist die Verwaltung entweder vorbereitendes 
Organ des eigentlichen Gesetzes-, oder aber ab- 
schliessende, endgültige Gestalterindes Verwal- 
tungsrechtes oder Verordnungsrechtes. 

Mitten in die tätige Welt des Strebens aller Einzelnen, 
in die wechselnde Bewegung des Fortschrittes gestellt, 
soll die Verwaltung, als Fortbilderin und Quelle des 
öffentlichen Rechtes, innerhalb der vom Rechte gezogenen 
Scliranken, der individuellen Entwicklung, welche neue 
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Lebens- und Rechtsverhältnisse anstrebt und schafft, ihren 
Schutz, ihre Hilfe angedeihen lassen. Im öffentlichen 
Leben entstehen immer neue Verhältnisse, Bedürfnisse 
und Misstände und damit neue Staatsaufgaben. Diese 
Anforderungen der Gegenwart soll die Verwaltung ver- 
stehen, ihnen gerecht werden. Dies aber tut sie in dop- 
pelter Weise. 

Handelt es sich erst um einzelne Tatsachen und 
Erscheinungen, so ordnet sie das durch die Entwicklung 
notwendig Gewordene durch eigenen Willen auf dem 
Weg der Verordnung und behält sich damit für jede 
später notwendig erscheinende Abänderung ihres Erlasses 
völlig freie Hand vor; sie bildet gewissermassen vor- 
läufiges, auf Zusehen hin geltendes, in ihrer Hand unbe- 
schränkt modulationsfähiges Recht. 

Sind aber die einzelnen Fälle zu dauernden Ver- 
hältnissen geworden, so ist es Pflicht der Verwaltung, 
statt des flüssigen, jedem anders befindenden Gutdünken 
der erlassenden Verwaltungsbehörde unterstellten Ver- 
ordnungsrechtes, die Schaff*ung widerstandsfähigen, nur 
durch viel energischere Kraftentfaltung der Gesetzgebungs- 
organe aufhebbaren Gesetze srechtes zu bewirken, indem 
sie dem gesetzgebenden Staatsorgan einen' bezüglichen 
öesetzesentwurf vorlegt. Durch diese Initiative wird die 
Verwaltung zur eigentlich rechts fort bildenden Kraft im 
Staate und sie ist für diese Neubildung des notwendig er- 
fundenen Rechtes ebenso politisch verantwortlich, wie 
anderseits für unverletzte Erhaltung des bestehenden 
Rechtes juristisch haftbar. 

Den letzten Endzweck aller Rechtspfiegehandlungen 
des Staates jedoch bildet seine Sorge und Tätigkeit zu 
Gunsten der gemeinsamen wie besondern Interessen seiner 
Bürger, für deren Wolfahrt im weitesten Umfang. Der 
heutige Staat darf eben nicht mehr bloss gehorsame Un- 
tertanen kennen, sondern er muss seinerseits die Selb- 
ständigkeit und Entwicklung jeder individuellen Lebens- 
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kraft in seia Programm aufnehmen ; er soll sein Volk 
nicht sowol beherrschen, als vielmehr beglücken, dessen 
Wolfahrt dienen. 

Vom Wolfahrtsstandpunkte aus werden beurteilt 
alle Handlungen der Rechts- und Machtmittelpflege, die 
Akte der Verwaltungsbehörden und die Anwendung der 
staatlichen Hoheitsrechte. Er ist es, welcher der souver- 
änen Staatsgewalt die der Autfassung von Zeit und Volk 
entsprechenden Schranken setzt und allen ihren Hand- 
lungen das Hauptprinzip gegenüberstellt: 

Bei allen seinen Erlassen soll der Staat von den ihm 
zustehenden, an die Zustimmung der Betroffenen an und 
für sich keineswegs gebundenen Öouveränitätsrechten 
keinen zwecklosen und noch weniger einen unzweck- 
mässigen Gebrauch machen ; — die ihm zur Volkswol- 
fahrt zweckdienlich oder notwendig erscheinenden An- 
ordnungen aber, soll er unverweilt und rücksichtslos treffen 
und zur Ausführung bringen. 

"Wie die staatliche Rechts- und Wolfahrtspflege 
einander wechselweise bedingen und bezwecken, so steht 
auch die MachtmittflipHege mit jenen zwei andern Hauptauf- 
gaben des modernen Staates im engsten Zusammenhang. 

Wenn nämlich die Rechtsptlege im- letzten Grunde 
nur die Wolfahrt der Bürger als Individuen und eben 
dieser Bürger als Staat bezweckt, und wenn die Wol- 
fahrtspflege ihr wirksamstes Mittel in der Rechtspflege 
findet, so bedingt und ermöglicht erst die Machtmittel- 
ptlege dem Staate die Lösung der ihm nach jenen beiden 
Richtungen gestellten Aufgaben: sie erst gibt ihm die 
pekuniären, polizeilichen, militarfechen Macht- und Hilfs- 
mittel, welche er zu jener Lösung seiner Aufgaben benötigt, 
liefert uns also einen dritten Standpunkt bei der Prüfung, 
Beurteilung und Erklärung der staatlichen Verhältnisse 
und Handlungen. 

Zu einzelnen oder mehreren dieser Wirkungskreise 
m:.l Hauptaufgaben des Staates stehen nun alle im öffent- 
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liehen Rechte berücksichtigten Lebensverhältnisse in mehr 
oder minder engem Zusammenhang und es ist im allge- 
meinen zu sagen, dass die Nähe und Menge der Berührungs- 
punkte der Bedeutung dieser Lebensverhältnisse ent- 
sprechend wächst. 

Was nun die Verkehrsmittel im allgemeinen und 
die Dampfverkehrsmittel (D. V. Mi.) im besondern und 
ihre Stellung im Staate anbelangt, so sind einerseits sie 
für die Wolfahrt von Staat und Volk sowie als Hilfs- 
und Machtmittel zur Erfüllung der Staatsaufgaben von 
so ungeheurer Bedeutung, und ist anderseits die Art und 
Weise, wie die staatliche Rechtspflege den durch sie ge- 
schaffenen Lebensverhältnissen und ihren Bedürfnissen 
gegenüber sich verhält, ihnen gerecht zu werden weiss, 
auf jene Bedeutung, auf ihr Blühen und Gedeihen von 
so gewaltigem Einfluss, dass dadurch unser näheres Ein- 
treten auf Wesen, Zweck und Aufgaben des Staates sich 
im Verlaufe der Darstellung als völlig gerechtfertigt er- 
weisen wird. 

II. Aus der allgemein anerkannten Tatsache, dass 
der Verkehr der lebendige Prozess der Kulturentwicklung 
selbst ist, folgt die ungeheure Bedeutung guter Land- 
und Wasserstrassen, der unentbehrlichen Hilfsmittel des 
Personen- und Güterverkehrs, für alle Seiten des Kultur- 
lebens. Die Entwicklung des Verkehrswesens stand 
und steht in engster Wechselbeziehung wie zur allge- 
meinen Kulturentwicklung so zur Organisation 
von Staatswesen und Staatsverwaltung. Ein 
kurzer historischer Blick auf die zu verschiedenen Ent- 
wickelungsperioden von Kultur und Staat herrschende 
rechtliche Auffassung der Verkehrsmittel mag diese 
Behauptung belegen. 

Dem mittelalterlichen Kultur- und Staatszustand 
entprach die privat- oder k o m m u n a 1 rechtliche Auf- 
fassung, wonach jede Gemeinde oder Talschaft Wege, 
Stege und Fahrwasser auf ihrem Gebiete herzustellen 
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und zu unterhalten hatte, ohne hiefür Staatehülfe bean- 
spruchen zu können. Entsprechend der Bau- und Unter- 
haltuQgspflicht entstanden als Ekitsehädigung private und 
kommunale Geleite- und Transportvorrechte, Susten, 
Portens- und Ruttnerrechte, allerlei Abzugsrechte, Weg-, 
Brücken- und Durchgangsziille, die alle bleischwer auf 
Handel und Transit lasteten. Das Resultat dieser eigen- 
artigen, nicht unwesentlich in der staatlichen Schwäche 
begründeten Arbeits- und Lastenverteilung war unverhält- 
nismässige Verschleppung und Verteuerung des gesammten 
Handelsverkehrs, langsame KulturentwickUing. 

Aber die Entwicklung der Kultur, des Staatsge- 
dankens ist unaufhaltsam. Immer schwerer werden solche 
Schranken der Entwicklung und Ausdehnung des Fort- 
schrittes von Staat und Volk empfunden, sie werden 
zuerst teilweise, rüeksichtlich der dem weitem Verkehr 
dienenden Wege gesprengt; der Ersatz der Kommunal- 
durch Distrikts- und Kantonszölle bedeutet bereits einen 
Fortschritt zur VerstaatUchung von Aufsicht, Bau und 
Zoll der Verkehrsmittel. Allein auch diese Schranken 
fortschreitender Gesittung und Staatsentwicklung müssen 
fallen. Das Wachsen der Gesittung steigert das Bedürf- 
nis des Güteraustausches und des Personenverkehrs 
und drängt so auf Ausbildung und Vervollkommnung der 
Verkehrsmittel hin. Das Verkehrswesen hinwiederum 
vermehrt aber durch die Leichtigkeit des Güter- und 
Personenverkehrs die Mittel der Kulturentwieklung, bildet 
einen diese mächtig fördernden Faktor.. Erst wenn ein 
richtiges Zusammenwirken der vorhandenen nationalen 
und internationalen Verkehrsmittel einen Massenaustausch 
von Waren, einen Massenverkehr von Personen im 
weitesten Umfange sicherstellt , sind überhaupt denkbar 
die Hauptelemente des heutigen Kulturlebens : hohe 
Ausbitdung von Handel, Ackerbau, Industrie ; nationale 
und internationale Arbeitsteilung. Aber ein derartiges 
Zusammenwirken, eine solche Ausgestaltung der Verkehrs- 



^ 15 — 

einrichtungen, welche, indem sie ihre Massnahmen über 
ein grösseres, räumliches Gebiet ausdehnt, dennoch 
den Anforderungen des Ineinandergreifens, der Einheit- 
lichkeit neben den lokalen Interessen in planmässig wirk- 
samer Weise Rechnung trägt, ist nur denkbar, wenn in 
dieser Richtung in Staatswesen und Staatsverwaltung 
das Prinzip der Zentralisation genügend zum Durchbruch 
gelangt, das Staatswesen für diesen Zweck mit hinreich- 
ender Fülle von Machtbefugnissen ausgestattet ist. Das 
schlagendste Zeugnis für die Richtigkeit dieser Ansicht 
liefern Rom in der Kaiserzeit, Frankreich unter Napo- 
leon I. und die Staaten der Gegenwart. Rechnet man 
zu all diesen von den Verkehrsmitteln dem Staat und 
seinen Bürgern gebotenen Vorteilen noch deren ganz 
eminente militärische und . politische Bedeutung, so ergibt 
sich für den modernen Staat mit Notwendigkeit die 
gegenwärtige öffentlich rechtliche Auffassung und 
Behandlung der Verkehrsmittel. Für den heutigen Wol- 
fahrtsstaat ergibt sich von selbst, dass er der Entwick- 
lung des Verkehrswesens nicht untätig zusehen darf, dass 
vielmehr dessen zieibewusste Pflege und dauernde polizei- 
liche Beaufsichtigung seine unausgesetzte Aufmerksamkeit 
beanspruchen. Ob der Staat in diesen Fragen eine 
sichere, glückliche und segenbringende Politik befolgt, 
ist von entscheidendstem Einfluss auf die gesamte Ge- 
sittungsentwicklung einer Nation ; diese selbst, deren Ver- 
treter, ihr Oberhaupt sind voll und ganz für diese Politik 
verantwortlich. 

In richtiger Würdigung dieser Verantwortlichkeit 
unterhält der Staat heute zwecks Herstellung, Instand-* 
haltung und Beaufsichtigung der dem inländischen 
wie dem durchgehenden Verkehr dienenden Land- 
und Wasserwege ein besonderes, technisch gebildetes 
Beamtenpersonal, erlässt er hiefür eigene Fahrpolizeis 
und Benutzungsverordnung. Die internen Weg- und 



■r^TlV T- if /7-r»;-;'-.^ -— »« ■- 7-"-, .-"^ ■' • ■ T" '^ — -1. .- _ - . - ^ -- r - •-- -.»,j^. w— j--j 



1 



— 16 — 

> • 

Brückengelder sind gefallen, die Distriktszölle zu Landes- 
zöllen geworden.!) 

Das Verantwortlichkeitsgefühl hat sich aber nicht 
nur im Staatsrecht geltend gemacht, sondern es hat auch 
im Völkerrecht der öffentlichrechtlichen Behandlung der 
Verkehrsmittel durch Bau internationaler Landstrassen 
und deren planmässige Ergänzung mittelst durchgehender 
Kanäle und Dampfverkehrsstrassen zum konsequenten 
Durchbruch verhelfen. Die Neuzeit kennt Zollvereine 
und Zollunionen, Verträge über den Bau und Betrieb und 
über pekuniäre Unterstützung von für den internationalen 
Verkehr bedeutenden Eisenbahnlinien, sowie Vertrags- 
bestimmungen über den strafrechtlichen internationalen 
Schutz (Jer E. Bn. Ueber Einführung einheitlicher Grund- 
sätze betreffend die technische Einheit der internationalen 
E.B.Linien und über ein internationales E. B.Frachtrecht be- 
stehen Vertrags- und Conventionsentwürfe, deren endliche 
Ratifikation der völkerrechtlichen Behandlung der 
modernen Verkehrsanstalten die Krone aufsetzen w^ürde.2) 

^) Was spezieU die Schweiz. Entwicklung" der allgemeinen 
Verkehrsmittel anbetrifft, so hat der Bund dieselbe dadurch geför- 
dert, dass er durch oft sehr bedeutende Summen die Kantonszölle 
loskaufte und Zollverwaltung und Zolleinnahmen zentralisierte 
(B. V. Art. 30). Was die Strassen anbetrifft, so liegt zunächst den 
Kantonen die Pflicht ob, sie in gehörigem Zustand zu erhalten und 
es fand früher eine Untersuchung nur auf beim Bundesrat einge- 
gangene Beschwerden hin statt. Nachdem aber der Bund, Art. 23 
der B. V. zufolge, zum Bau der wichtigsten internationalen Alpen- 
strassen in den verschiedensten Kantonen ganz enorme Summen 
beigetragen, findet seit .1870 durch das eidg. Oberbauinspektorat 
eine ständige, regelmässige Oberaufsicht statt. Diese bezieht sich 
auf alle mit Bundessubvention gebauten Strassen und Brücken, auf 
die vom Bund unterstützten internationalen Alpenstrassen, sowie 
auf die Poststrassen. 

2) Vergleiche über diese Verhältnisse insbesondere die beiden 
Schriften von F. M e i 1 i : 

Internationale Eisenbahnverträge und speziell die Berner Con- 
vention über das internationale Eisenbahn-Frachtrecht, Hamburg 1887. 

Die internationalen Unionen über das Recht der Weltver- 
kehrsanstalten und das geistige Eigentum, Leipzig 1889. 






- 17 — 

III. Für die Gegenwart bedürfen jedoch diese Aus- 
führungen über Bedeutung und Einfluss der Verkehrs- 
mittel für und auf die Entwicklung der menschlichen 
Kultur und staatlichen Organisation einiger Modifikation. 
Es ist nämlich in dieser Hinsicht heute scharf zu unter- 
scheiden zwischen den gewöhnlichen Verkehrsmitteln 
(Land- und Wasserstrassen) und denjenigen, welche 
auf den Fortschritten der modernen Technik beruhen, 
bei denen mechanische Bewegungskräfte, insbesondere 
Dampfkraft, dem Verkehr und damit den Kultur- und 
Staatszwecken dienstbar gemacht werden, die wir im fer- 
neren als Dampfverkehrsmittel bezeichnen-^). 



^) Ein gefährlicher, dereinst vielleicht siegreicher Konkurrent 
scheint in neuester Zeit dem Dampf in der Elektrizität erstehen zu 
wollen. Weitgehende Verwendung findet diese jedoch heute erst 
beim Nachrichtentransporte, während ihre allgemeine Benutzung 
zum Personen- und Güterverkehr, die Elektrobahn und das Elektro- 
schiff, vorläufig noch als Probleme der Technik bezeichnet werden 
müssen. Für uns liegt also in dieser Hinsicht kein Hindernis vor, 
den Ausdruck „Dampfverkehrsmittel" als Kollektivbezeichnung für 
die mechanischen Transportmittel zu gebrauchen. 

Die Zusammenfassung der bisher als E. Bn. und als D. Se. 
auseinander gehaltenen Transportanstalten unter dem Begriffe 
D. V. Mi. hat aber noch einen andern, einen prinzipiellen Grund. 
Wenn wir gezeigt, dass der Staat seinem Wesen, Zweck und Auf- 
gabe zufolge verpflichtet ist, für die Wolfahrt seiner Angehörigen 
im weitesten Sinn zu sorgen, so ergibt sich daraus, dass bei dieser 
Sorge, bei der rechtlichen Würdigung der besondern Bedürfnisse 
die Tatsache, ob Grosse oder Kleine seiner Hilfe bedürfen, für den 
Staat ohne allen Einfluss zu bleiben hat; sein hier zu befolgendes 
Prinzip muss sein: Gleiche tatsächliche Verhältnisse, Interessen 
und Bedürfnisse, — gleiche juristische Folgen, Berücksichtigung 
und Würdigung. 

Wie wir im ferneren aber noch nachweisen werden, sind 
durch den Geschäftsbetrieb der D.V. Mi. im Verkehrs- u. Wirtschafts- 
leben der Schweiz juristisch absolut gleichwertige Verhältnisse und 
Bedürfnisse geschaffen worden. Aber trotz dieses Mangels an prin- 
zipiellen Unterschieden treffen wir ein besonderes E. B.- und ein 

2 
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Bis zum Aufkommen der D. V. Mi. besassen die 
wöhnliclieii Verltelirsmittel unzweifelhaft die dargestellte 
ideutung für Menschheit und Staat, heute jedoch kommt 
i ihnen nur noch für den lokalen Verkehr zu, jene 
[gemeine Wichtigkeit wie den internationalen Charakter 
,ben ihnen die D. V. Mi. geraubt. Mit Rücksicht auf 
;se gelten aber die ohigen Ausführungen auch heute 
ch in vollem, ja man muss sagen in gesteigertem Um- 
Qg; dies zu erweisen, müssen wir etwas näher auf die- 
Iben eingehen. 

Handwerker, Fuhrmann und Schiffer haben in Fabrik, 
senbahn und Dampfschiff sich übermächtige Konkur- 
nten erwachsen sehen. Während jenen bei ihrem Ge- 
häftsbetrieb das gewöhnliche bürgerliche und öffentliche 
)cht genügte, haben diese Schöpfungen des modernen 
irtschaftslebens jenen für sie zu engen Rahmen ge- 
rengt, Fabrik-, Transport- und Verkehrsrecht, in die 



äonderes D. S. Recht, eine VerBchiedenheit in der off enti ichrech t- 
tien Behandlung dieser Tran sportan st alten durch den Bund, welche 
er einheitlichen Prinzipien bar ist. Am schlagendsten wird wot 
tse Prinzipienlosigkeit durch den Umstand charakterisiert, dass 
r Bund einzelne dieser Verhältnisse im E. B. Recht anders ge- 
Inet als im D. S. Recht, dass er. rück sichtlich anderer hier nicht 
tun wagte, was er sich dort erlaubte, dass die Kompetenz des 
indes auf Grund der gegenwärtigen B.V. in E.B. Sachen eine 
und verschiedene ist von derjenigen in D. S. Angelegenheiten, dass 
s Recht jener von ganz anderen Gesichtspunkten aus zu be- 
ichten ist als diejenige dieser. Die Vergleichung und Kritik dieser 
rschiedenen poaltivrechtlichen Regulierung juristisch gleicher Ver- 
Itnisse, werden den Hauptgegenstand dieser Untersuchung bilden, 
: ist der Grund unserer Beschränkung auf die ötfentlithrechtliche 
ällung der D, S. Un. in der Schweiz. 

Viele dieser Fehler wären u. E. mühelos vermieden worden, 
:nn man die schon am Anfang erkennbare .juristische Gleich- 
rtigkeit der durch die D.V.Mi, geschaffenen besonderen Verhält- 
ise beachtet und sie demgemäss gleich gewürdigt hätte. Hiezu aber 
ire kaum ein Mittel wirksamer und einfacher gewesen, als die Zu- 
nmenfassung der E. Bn. and D. Se unter dem Oberbegrifl „Dampf- 
rkehrsmittei". 
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bisherige Rechtsordnung tiefeinsehneidendes Sonderrecht 
haben sie unabweislich gefordert und gezeitigt. 

Die D. V. Mi. vor allem haben den heutigen Ver- 
kehr zu dem gemacht, was er ist: einer der Eckpfeiler 
der heutigen Weltkultur; einer der wichtigsten Faktoren 
für das öffentliche Wol und das Fortschreiten des Staats- 
gedankens in allen Ländern Europas. 

Sie haben unser ganzes Dasein umgestaltet; sie sind 
mit allen wirtschaftlichen, materiellen und idealen Fort- 
schritten unserer Zeit unzertrennlich verknüpft. Sie ver- 
mitteln die Beziehungen von Produzent und Konsument/ 
gleichen die Arbeitslöhne aus, emanzipiren den Arbeiter 
von seinem Wohnsitz und den Landmann von der Scholle. 
Sie ersparen dem Volke Zeit und Geld und erfüllen da- 
durch die wichtigsten Aufgaben der Kulturentwicklung 
und des Verkehrswesens. Mit einem Worte, sie sind für 
Bürger wie Staat von derselben unermesslichen, unersetz- 
lichen Bedeutung. 

Da nun die Mission der D. V. Mi. darin besteht, den 
raschest möglichen Personenverkehr und Güteraustausch 
zu vermitteln, so muss auch ihre rechtliche Behandlung 
mit der Entwicklung des modernen Staats- und Kultur- 
lebens im engsten Zusammenhang stehen. Diese Wechsel- 
beziehung hängt davon ab. ob die D. V. Mi. die Erfüllung 
ihrer Mission von ihrem blossen Gutfinden abhängig 
machen können, ob sie dieselbe an beliebige und einseitig 
aufstellbare Bedingungen knüpfen dürfen, oder ob sie zu 
derselben einfach von einem höhern Organ gezwungen 
werden können, welches Recht und Macht besitzt, ihnen 
darüber Bedingungen zu stellen, Vorschriften zu machen. 
Alles dies aber hängt einzig von der im speziellen Staate 
herrschenden rechtlichen Auffassung und Be- 
handlung derselben ab, die auch hier als privatrechtliche 
und öffentlichrechtliche einander gegenüber gestellt werden 
können. 

Die privat rechtliche Behandlung der D. V. Mi., 



die eine Art Gegenübertreten auf dem Fuss der Gleich- 
berechtigung zwischen ihnen und dem Staat bedeutet, 
legt dem Staate bei jeder Auflage, die er in Erfüllung 
seiner Aufgaben den Unternehmern machen will oder 
muss, die Pflicht auf, den Beweis zu leisten, dats er auf 
Grund allgemeinen oder speziellen Privatrechtstitels zu 
deren Erlass berechtigt sei. Auch bei den D. V. Mi. bildet 
sie gewissermassen das Anfangsstadium. Für den Staat 
bedeutet sie sozusagen eine Zwangsjacke, in die er zwecks 
unabänderlicher Erhaltung des bestehenden Rechtszu- 
■stands gesteckt ist und die er sich z. B. in England und 
Amerika noch heute gefallen lässt. 

Es ist klar, dass diese Behandlung der D. V. Mi. 
mit den heutigen Anschauungen über Wesen, Zweck und 
Aufgabe des Staates unvereinbar ist. Diesen wird nur 
die auf dem europäischen Festland heute herrschende 
öffentlichrechtliche Auffassung und Behandlung 
der D. V. Mi. gerecht, welche Staat und Unternehmer 
einander als Souverän und Bürger gegenüberstellt. 
Danach ist jener unbeschränkt berechtigt, diesen alle 
behufs Durchführung seiner Aufgaben zweckdienlich 
scheinenden Leistungen zu überbürden; er ist nicht zur 
Stellung des blossen Rechtsschützers und Erhalters de- 
gradirt, sondern er ist nach freier Wahl Erhalter, Fort- 
bilder, Aufheber des bestehenden oder Schöpfer neuen 
Rechtes. Nicht einmal der Nachweis eines entgegenste- 
henden, speziell verliehenen oder wolerworbenen Pri- 
yatrechtes des Unternehmers vermag den Staat in diesem 
souveränen Vorgehen zu hindern, — dieses macht ihn im 
schlimmsten Falle pHichtig, den verursachten Schaden 
zu ersetzen. 

Ohne weiter auf allgemeine Gründe für Anerkennung 
dieser Auffassung der D. V. Mi. einzutreten, beschränken 
wir uns hier auf einige für später noch wichtige Punkte, 
die ganz besonders dringend die prinzipielle Annahme 
der kontinenteuropäischen Auffassung fordern. 



;v 



_?■ , 






21 — 



Gesichtspunkte der gemeinsamen Wolfahrt 
der Bürger und der Volkswirtschaft lassen neben 
Schulen, Banken Versorgungsanstalten etc. die D. V. Mi. 
in aller erster Linie für die Oeffentlichkeit wichtig er- 
scheinen. Sollen sie ihre Aufgabe, Mittel der allseitigen 
Erleichterung, Verbilligung und Beschleunigung von Per- 
sonenverkehr und Güteraustausch zu sein, erfüllen und 
für Land und Volk zur Woltat, nicht zum Ausbeuter werden, 
so muss dem Staat auf ihren ganzen Betrieb im 
weitesten Sinn des Wortes ein entscheidender Einfluss 
zustehen. 

Erwägungen Staats- und fi n a n z wirtschaftlicher 
Art führen dazu, diesen Anstalten im Interesse ähn- 
licher vom Staate betriebener Einrichtungen weitgehende 
Pflichten und Hilfsleistungen zu überbinden. Dies ist 
namentlich der Fall im Post-, Telegraphen- und Zollwesen. 

Ganz besonders aber ist der Staat vom Standpunkt 
der Landesverteidigung u. Militärverwaltung 
aus an Zustand, Ausrüstung, Konstruktion und Betriebs- 
tüchtigkeit der D. V. Mi. interessiert. Schon in Friedens- 
zeiten müss ihm daher das Recht und die Kompetenz zu- 
stehen, die weitestgehende Befriedigung seiner diesbezüg- 
lichen Ansprüche zu erzwingen. 

Alle diese Umstände haben zusammengewirkt, um 
der öffentlichrechtlichen Auffassung der D. V. Mi. auch 
bei uns zum allgemeinen Durchbruch zu verhelfen, die 
auf der Erkenntnis ruht, dass die erste, die Hauptaufgabe 
der D.V.Mi, in der Befriedigung der öffentlichen 
Interessen besteht*). 

Aber mit ber blossen öffentlichrechtlichen Auffassung 
der D. V. Mi. ist deni Leben nicht gedient, sie muss in 
einer entsprechenden Behandlung ihren .praktischen 
Ausdruck gefunden haben. Dies kann aber auf zwei 



*) Ueber den allerdings noch keineswegs endgültig festge- 
stellten Begriff „Oeffentliches Interesse" vergleiche Fr. J. Neumann 
in ^Hirths Annalen des deutschen. Reiches", Jahrg. 1886, S. 357. 



,--r 



— 22 — 

Arten geschehen: entweder bei Staats-, oder bei Privat- 
verwaltung der D.V.Mi. 

Staatsverwaltung und öffentlich rechtl. 
Behandlung der D.V.Mi, bedingen einander nicht 
schlechthin. Vielmehr traf man auch bei der Staatsver- 
waltung früher vielfach die privatrechtliche Behandlung, 
dieselben möglichst nach ihrer finanziellen Einträglichkeit 
und ihrer äussersten fiskalischen Ausbeutbarkeit zu be- 
treiben. Heute ist man davon zurückgekommen und fasst 
die D. V. Mi. fast nur vom Standpunkte grösster volks- 
wirtschaftlicher Nützlichkeit aus ins Auge, 
welche natürlich bei zielbewusstem Staatsbetrieb am besten 
erreicht werden kann. Dementsprechend werden die aus 
deren Betrieb fliesvsenden Einnahmen nicht mehr einseitig 
zur Finanzquelle gemacht, sondern nach festen Regeln 
innerer Gerechtigkeit beschränkt auf das notwendige Mass 
der Unterhalts-, sowie der Verzinsungs- und Amortisations- 
kosten der vom Staat in ihnen angelegten Kapitalien. 

Privat Verwaltung und öffentlichrechtl. 
Behandlung der D. V. Mi. anderseits sind keineswegs 
in dem Masse Gegensätze, wie es auf den ersten Blick 
scheinen möchte ; wäre dies der Fall, so müsste für einen 
ganz gewaltigen Teil des europäischen Kontinents die 
öffentlichrechtl. Behandlung der D. V. Mi. in Abrede ge- 
stellt werden, während es sich faktisch gerade umgekehrt 
verhält. 

Zuzugeben ist allerdings, dass die Tatsache, dass Privat- 
rechtssubjekte den Bau und Betrieb der D. V. Mi. in Händen 
haben, eine Art Indiz gegen die öffentliche Behandlung 
bildet und dass die öff'entlichen Interessen natürlich bei 
diesem System nie so ausschliesslich erreichbar sind 
wie bei der Staatsverwaltung. Es kollidieren hier. mit 
jenen eben andere privater, ökonomischer Natur, denen 
bis zu einem gewissen Grade die Berechtigung nicht ab- 
gesprochen werden kann. 

Auf der andern Seite aber ist zu sagen, dass diese 
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blosse Tatsache für sich durchaus keine Entscheidungs- 
kraft hat. Ob der Staat der öifentlichen Wolfahrt 
dienende Institute wie Schulen, Banken,' Verkehrsanstalten 
aus Zweckmässigkeitsgründen politischer, militärischer, 
volkswirtschaftlicher Natur in eigener Verwaltung behält, 
oder ob er diese der Privattätigkeit überlässt ; ob er durch 
diese Einrichtungen seine Angehörigen beherrscht, oder 
sich selbst und seinen Bürgern dient, ist für deren recht- 
liche Natur völlig belanglos. (Vergl. Laband II. 52.) 
Sind nämlich in gesetzlich unzweideutiger Weise die 
Hoheits- und Souveränitätsrechte des Staates gewahrt, und 
die Pflichten der Unternehmer gegenüber den öffentlichen 
Interessen richtig bestimmt, so muss trotz Privatverwaltung 
der D. V. Mi. die öffentl. rechtl. Behandlung als die gel- 
tende und wirklich bestehende erklärt werden. 

Einen unzweifelhaften Beweis dafür, dass die öffentl. 
rechtl. Auffassung dem mod. Staate angemessener sei, 
erblicken wir in dem Umstände, dass der Staat sich 
überall Kraft seiner Souveränität das Recht der Konzes- 
sionirung vorbehalten, und dass er überall darüber zu 
befinden hatte, ob er sich auf seinem Gebiete für die 
Staatsverwaltung oder für die Privatverwaltung entscheiden 
wolle. Dies ist unbedingt die wichtigste Entscheidung 
von allen, die aus Anlass der D. V. Mi. so zahlreich an 
den Staat herantreten. Hat er sie einmal im Sinn der 
Zulassung der Privatverwaltung getroffen, so kann für 
ihn meist auf sehr lange Zeit hinaus nur mehr die Möglich- 
keit bestehen, sich über die beste und konsequenteste 
Art diese Verkehrsmittel in seine Hände zu bringen 
schlüssig zu machen. Auf der andern Seite ist aber 
auch zu beachten, dass in der blossen Ausübung der 
Konzessionierungshoheit durch den Staat die Entscheidung 
für die öffentlich rechtl. Behandlung der D. V. Mi. nicht 
erblickt werden darf, denn die Konzessionspflicht, welche 
der Staat kraft seiner Souveränität den Unternehmern 
auflegt, hat für diese nicht nur den Charakter einer Last, 
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1^, sondern sie begreift, wie wir später noch sehen werden, 

1 auch ganz wesentliche Vorteile und Rechte für die Unter- 

|V nehmer in sich. 

W Wenn wir also sehen, dass aus dem einzigen 

^ Momente der Konzessionshoheit resp. -pflicht, die Frage 

fc nach der juristischen Behandlung der D. V. Mi. im 

U/ speziellen Staate nicht als gelöst zu betrachten ist, so 

kann dieses Moment doch bei dieser Lösung sehr wesent- 
lich in Betracht fallen und in Verbindung mit andern den 
Ausschlag geben. Die Frage, ob in einem bestimmten 
Staate trotz Privatverwaltung doch die öffentlich recht- 
liche Behandlung der D. V. Mi. anzuerkennen sei, ist 
eben von verschiedenen Punkten aus zu betrachten und 
kann natürlich immer nur relativ entschieden werden. 
Im allgemeinen jedoch wird gesagt werden müssen, dass, 
nachdem der Staat das zur Unternehmung erforderliche 
Geld durch einige Gewinnaussichten angelockt, alles davon 
abhänge, ob er durch eine kluge Politik es verstehe, durch 
zweckmässig abgesteckte Grenzen die öffentlichen Inte- 
ressen trotz dieser privaten Vorrechte zu befriedigen. 
Als hiezu ganz besonders geeignete Mittel sind aber etwa 
folgende zu bezeichnen: Vorsichtige Abfassung der 
Konzessionsbedingungen, namentlich verbunden mit zweck- 
mässigen Vorbehalten für die Post- und Zollverwaltung 
und zu Gunsten der Militärverwaltung; strenge Vor- 
schriften über Aufsicht und Garantien rücksichtlich der 
Sicherheit des ganzen Geschäftsbetriebes; gerechte und 
weise Expropriationsgesetze und Rückkaufsbestimmungen ; 
Wahrung des staatlichen Einflusses auf die Tarifverhält- 
nisse zur Verhinderung des einseitigen Dividendenkult's ; 
unbedingter Vorbehalt des Rechts der Konzessionierung 
von Konkurrenzlinien; Ansetzung hoher Geld- und Frei- 
heitsstrafen für fahrlässigen Betrieb; Erlass von Vor- 
schriften über Befähigungsnachweis und moralische 
Qualität des Betriebspersonals; zweckmässige Ordnung 
des Rechtes über Aktiengesellschaften ; Verpflichtung der 
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Unternehmer zur Einrichtung weiterer und vermehrter 
Kurse, sowie zum Bau neuer Linien etc. 

Bei richtiger Anwendung solcher Grundsätze wird 
es dem Staat auch beim Privatverwaltungssystem mög- 
lich sein, sich den hier erforderlichen, ausschlaggebenden 
Einfluss zur Erreichung gesunder Verhältnisse und zur 
Befriedigung der öffentlichen Interessen zu verschaffen. 

Wo immer dies der Fall ist, da darf man aber mit 
Recht auch bei Privatverwaltung der D. V. Mi. sagen: 

Die Dampfverkehrsmittel sind in diesem 
Staate öffentliche Anstalten; die sie betreibenden 
Privaten sind lediglich zu betrachten als Be- 
auftragte, als Geschäftsführer des Staates in 
Verwaltung einer seiner öffentlichen Funk- 
tionen. 
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nur gegen einen bedeutenden Jahrestribut an dieselben 
das Abfuhrrecht von den urnerischen Gestaden habe er- 
wirken können. Die neuere Zeit habe die Verhältnisse 
noch dadurch kompliziert, dass eine zweite D. S.-Gesell- 
schaft jenes ausschliessliche Abfuhrrecht an sich gebracht 
und die ältere D. S.-Gesellschaft von der Konkurrenz aus- 
zuschliessen gedroht habe. Schliesslich habe sich Luzern 
nur noch in Anwendung von Repressalien den urnerischen 
Gesellschaften gegenüber etwas versprochen, stelle aber 
mit Rücksicht auf diese höchst störenden Verhältnisse das 
Gesuch, vorbehaltlich allfälliger Rechte auf Entschädi- 
gung, die freie Schiffahrt beförderlich herzustellen. 

Ueber denselben Uebelstand hatten (unterm 25. Ja- 
nuar 1848) auch basler Handelshäuser sich beklagt, da 
dadurch die mit grossen Kosten und Schwierigkeiten ein- 
geführten Eilfuhren von Basel nach Luzern wertlos und 
der für die Schweiz so wichtige Gotthardtransit im höchsten 
Grade bedroht werde. 

Veranlasst durch diese mit den klaren Bestimmungen 
der B.V. in offenbarem Widerspruche stehenden Zustände, 
erliess der Bundesrat an die Kantonsregierungen eine 
Einladung, sie möchten über den Bestand solcher den 
Verkehr beschränkenden Vorrechte an ihn Bericht er- 
statten. 

Diese Berichte ergaben folgendes Resultat : 
1. Im Kanton Uri bestanden zwei solche Gesell- 
schaften: „Die teilfahrende Schiffgesellschaft 
in Flüelen" und „Die Schiffgesellschaft des 
Uri-Nauens." Beide Gesellschaften beanspruchten „Für- 
leite", „Abfuhrrecht", „Aus-" und „Abfuhrgebühren" als 
uralte, schon in den ältesten Urkunden als bestehend be- 
sprochene Vorrechte. Sie datierten ihre Rechte bis ins Jahr 
1374 zurück, beriefen sich auf Urteile aus dem Jahr 1517, 
auf Befreiungsbriefe vom Jahr 1577, auf diese Rechte aner- 
kennende Landratsbeschlüsse aus den Jahren 1622, 1675 
und 1691. 



J 
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2. Im Kanton Schwyz ergab sich ebenfalls der Be- 
stand von 2 solchen Gesellschaften: „Die kleine 
Schiffig in Brunnen" und „Das Marktschiff 
von Gersau'^. Diese beiden Gesellschaften waren aber 
ganz neuen Ursprunges und es erwiesen sich die Verord- 
nungen, auf welchen ihre Rechte beruhen sollten, klar 
als blosse obrigkeitliche Regulierung der Schifferrechte in 
zunftartiger Verfassung zu polizeilichen Zwecken. 

In Anbetracht der äusserst nachteiligen Folgen, 
welche für Handel und Verkehr in der monopolartigen 
Ausbeutung einer grossen, frequenten Land- und Wasser- 
strasse durch einzelne Personen oder Gesellschaften in 
jedem andern Kanton liege, dass dadurch der ganze Ver- 
kehr tributpflichtig und jede Konkurrenz äusserst er- 
schwert oder unmöglich gemacht werde' nahm der Bundes- 
rath, gestützt auf Art. 29 und 30 der B.V., die Kompe- 
tenz des Bundes zu ordnendem Eingreifen als begründet 
an. Bei dieser Ordnung der Verhältnisse war aber die 
Frage zu entscheiden, ob es gewiss oder wahrscheinlich 
sei, dass der Bund überhaupt oder in bedeutendem Umfange 
Entschädigungssummen zu bezahlen haben werde und er 
stellte schon damals die Frage ganz richtig so, dass er 
diese Entschädigungspflicht rechtlich von der Frage ab- 
hängig erklärte: „Sind jene Rechte wirkliche Privat- 
rechte, beruhen sie ihrer Natur nach auf einem privat- 
rechtlichen Titel, oder beruht die Ausübung derselben 
bloss auf hoheitlichen Bewilligungen, auf der Gesetz- 
gebung der betreffenden Kantone über gewerbliche Ver- 
hältnisse ?" 

Die Antwort auf diese Frage fiel aber in allen 4 in 
Betracht kommenden Fällen völlig zu Ungunsten der 
Gesellschaften aus, da sich ergab, dass alle diese an- 
geblichen Privatrechte auf obrigkeitlichen Verordnungen 
polizeilicher Natur beruhten, keinerlei privatrechtlichen- 
Charakter trugen, und dass ihnen gegenüber der Satz 
voll und ganz galt, dass die erlassende Behörde diese 

5 
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Verordnungen ändern und aufheben könne, ohne hiedurch 
irgendwie ersatzpflichtig zu werden. *) 

Infolge dieses Ergebnisses regelte dann der Bund un- 
term 30. Mai 1849 diese Verhältnisse durch das „Bundes- 
gesetz betreffend den freien Verkehr auf der Wasserstrasse 
von Luzern nach Flüelen'' 2) im Sinne völliger Annullierung 
aller an dieser Wasserstrasse beanspruchten Transport- 
vorrechte. 

Die Zähigkeit, mit der noch 1848 an gewissen Orten 
der Schweiz an solchen mittelalterlichen Ansichten und 
Rechtsantiquitäten festgehalten wurde, erscheint uns um 
so gefährlicher, wenn wir uns erinnern, dass speziell am 
Vierwaldstättersee das Beispiel, welches Luzern 1836 
durch das oben zitirte „Gesetz über die Freiheit der 
Schiffahrt auf dem luzernischen Teil des Sees" gab, nicht 
nur ohne Nachahmung blieb, sondern dass Uri noch 1848 
das Festhalten an seinen Transportrechten mit den Be- 
stimmungen eines auch von ihm unterzeichneten „Kon- 
kordates über Transitangelegenheiten des St. Gotthard- 
passes" vom 7. August 1843 glaubte in Einklang bringen 
zu können, während dieses doch in Art. 2 festsetzte: 

„Die Kantone beharren auf dem Grundsatz unbe- 
dingter, freier Konkurrenz zu Wasser und zu Land, so 
dass es Jedermann freistehen soll, ein Transitgut ver- 
senden und führen zu lassen, durch wen und wohin es 
ihm beliebt und werden demnach alle dieser freien Kon- 
kurrenz noch im Wege stehenden Hindernisse beseitigt." 

Das endliche Eingreifen einer zielbewussten, starken 
Zentralgewalt tat hier dringend Not, die Beseitigung 
solcher mittelalterlicher Verkehrsschranken war eine der 
ersten und notwendigsten Aufgaben des neuen Bundes- 
staates, der diese bis zum Jahr 1874 denn auch so gründlich 



1) Vergleiche B. BI. 1849 I. 455 f. 

2) Eidg. amtl. Sammig. I. 178. 
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löste, dass Art. 30 der B.V. von 1848 in derjenigen von 
1874 weggelassen werden konnte.^) 

Das Resultat aber, welches für das schweizerische 
D. S. -Wesen dieses Vorgehen des Bundes hatte, bestand 
in der prinzipiellen und faktischen Sanktionierung des 
Grundsatzes freier, uneingeschränkter Konkur- 
renz auf dem ganzen Gebiete der Schweiz 
auch für diesen Gewerbszweig. 

IL Die Zuständigkeit des Bundes aufGrunddes 

Postregals 

stützt sich auf Art. 33 der B.V. von 1848, dessen für 
uns wichtiger Teil lautet: 

„Das Postwesen im ganzen Umfange der Eidgenossen- 
schaft wird vom Bunde übernommen unter folgenden 
Vorschriften : 

1. Die gegenwärtig bestehenden Post Verbindungen 
dürfen im Ganzen ohne Zustimmung der beteiligten Kan- 
tone nicht vermindert werden. 

2. Die Tarife werden im ganzen Gebiete der Eid- 
genossenschaft nach den gleichen, möglichst billigen 
Grundsätzen bestimmt." 

Dieser Artikel legt das ausschliessliche Gesetz- 
gebungs-, das unmittelbare Verordnungs- und Verwal- 
tungsrecht über das gesamte Postwesen in die Kompetenz 
des Bundes. Er ist in Aufstellung des Regalumfanges 
völlig frei und in Hinsicht auf den Betrieb einzig an die 
Wegleitung der Nummern 1 und 2 gebunden. Der Um- 
fang des Postregals aber, die Pflicht der Beibehaltung 
der bisherigen Postverbindungen und die bei Festsetzung 

*) Die geschilderten auf die Schiffahrt sich beziehenden Vor- 
gänge finden ein auf den Landtransport bezügliches Analogon 
in der Aufhebung der im Kt. Graubünden noch bestehenden sog. 
Portensr und Ruttnerrechte durch den Bundesbeschluss vom 12./13. 
Juli 1861. Vergl. B. Bl. 1861. 11.29—45; sodann IlT. 1-15. Eidg. 
amtl. Sammig. VII. 65. Uli m er, Staatsrechtliche Praxis der 
Schweiz. Bundesbehörden II. 69—72. 
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der Tarifsätze zu befolgenden Prinzipien sind es, welche 
auf das Verhältnis des Bundes zu den D. S. Un. den 
ausschlaggebenden Einfluss ausgeübt haben. Wollen 
wir für das Verhältnis zwischen Bund und D. S. Un. und 
für die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen festen 
Boden und ein klares Verständnis gewinnen, so müssen 
wir einen kurzen Exkurs in die schweizerische Postrechts- 
entwicklung machen. 

Die sofortige Uebernahme der Posten in den Bundes- 
betrieb auf 1. Januar 1849 erforderte natürlich eine ganze 
Reihe von gesetzgeberischen Arbeiten*), von denen uns hier 
jedoch nur diejenigen über das Postregal ^) interessiren. 



*) Vergl. B. El. 1848 I. 143 f. 

*) Es ist eine der belebtesten verwaltungsrechtlichen Streit- 
fragen, was unter den Ausdrücken „Regal" und „Monopol** zu ver- 
stehen sei. Die einen Juristen nennen die Unterscheidung rein 
willkürlich, juristisch unmöglich, logisch sich selbst widersprechend; 
andere, wie z. • B. Laband (II. 66 A. 5) lehren, die Ausdrücke 
seien „korrelate" Begriffe, versäumen es aber uns zu sagen, was 
unter „korrelaten" Begriffen zu verstehen sei. 

Für unsern Zweck kann es sich weniger darum handeln, eine 
theoretisch unanfechtbare Begriffsbestimmung für diese Ausdrücke 
zu liefern, als vielmehr darum, die praktische Bedeutung der damit 
bezeichneten Verhältnisse klar zu stellen. Es sind daher mehr Ein- 
fachheits- und Zweckmässigkeitsgründe, welche uns veranlassen, 
den Ausdruck „Regal", wo er uns nicht gerade als positives Textes- 
wort begegnet, fallen zu lassen und uns ausschliesslich der Bezeich- 
nung „Monopol" zu bedienen, für welche wol folgende Definition 
richtig sein dürfte: 

Unter Monopol hat man zu verstehen: Die Verleihung eines 
ausschliesslichen Rechts zu einem bestimmten Gewerbebetrieb» 

Die Ausübung dieser Tätigkeiten kann der Staat entweder 
ausschliesslich sich selbst vorbehalten, oder er kann dieselbe unter 
Aufstellung bestimmter Bedingungen und Wahrung gewisser Rechte 
und Absichten auch Privaten gestatten, — diesen „Konzessionen" 
erteilen. Aus diesem Grunde pflegt man zu sagen: Quoad ius 
(in der Substanz) sind Monopolrechte unübertragbar, dagegen quoad 
exercitium (in der Ausübung) können sie auch Privaten über- 
lassen werben. 

Ihren rechtlichen Grund finden die Monopole in der dem 
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Das am 2. Juni 1849 erlassene „Bundesgesetz 
über das Postregal" «) bildet, nachdem ein bundes- 
rätlicher „Entwurf zu einem neuen Bundesgesetz über das 
Postregal" '^) vom 20. Juni 1874, ohne Gesetz geworden 
zu sein, wieder in Vergessenheit geraten ist, noch heute 
die Grundlage des Schweiz. Postrechtes. Dieses Gesetz 
stellt den Umfang des Postmonopols fest, und die Art und 
Weise wie es dies tut, repräsentiert den Ausgangs- wie 
den Stagnationspunkt der Kompetenz, die dem Bund den 
D. S. Un. gegenüber zusteht. 

Während andere Staaten bloss den Transport ver- 
schlossener Briefe, periodischer Schriften und Zeitungen 
ins Postmonopol einbeziehen^), umfasst dieses nach der 
in Art. 2 des Postregalgesetzes enthaltenen Schweiz. Auf- 
fassung ausser dem Transport von verschlossenen Briefen, 
von verschlossenen Gegenständen aller Art, wenn sie 
nicht über 5 Kilo schwer sind, und ausser der Beförde- 
rung von Personen durch Extraposten auch: 

„Das ausschliessliche Recht des regel- 
mässigen, periodischen Transportes von Per- 
sonen". 

Durch diese weitere Fassung des Postmonopols sollte, 
wie aus den Motiven klar hervorgeht, erreicht werden 
„die allseitige Erleichterung des Verkehrs, und zwar des 
ausgedehntesten Verkehrs, betreffe er die Beförde- 
rung von Personen oder den Transport von Sachen, 

Staate zwecks Erfüllung seiner Aufgaben über Land und Leute 
seines Gebietes zustehenden Souveränität, und ihre tatsächliche Er- 
klärung liegt in der doppelten Bedeutung derselben, zu dienen: 

a. Als wichtige Einnahmsquellen des Staates; 

b. als Anlass zur Unterstellung von Subjekt und Objekt der- 
selben unter die Gesetzgebung und Verwaltung des Staates. 

*) Eidg. amtl. Sammig. I. 98 f. Entwurf und Motive dazu 
sind enthalten in B. Bl. 1848 L Beil. zu Nr. 4 und 5 zu Nr. 7. 

7) B. Bl. 1874. II. S. 341. 

8) Vergl. F. Meili, Haftpflicht der Postanstalten, S. 17. 
Derselbe, Recht der mod. Verkehrs- und Transportanstalten 

S. 84 u. 85. 
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gleichviel, ob nach Städten, Dörfern, in Seitentäler, auf 
Berge oder nach abgelegenen Orten, ob die Jahreszeit 
den Verkehr hemme und ohne Rücksicht, ob auf ein- 
zelnen Strecken der Postanstalt grosse, kleine oder auch 
gar keine Gewinne zu Teil werden". Dass dies noch 
heute die Schweiz. Auffassung ist, beweisen deren Wieder- 
kehr im Entwurf von 1874 und der im Jahr 1887 gefallene 
Ausspruch des Bundesrates,^) er sei, trotz der aus dem 
Personentransport resultierenden nichts weniger als glän- 
zenden finanziellen Ergebnisse, „so sehr von der volks- 
wirtschaftlichen Notwendigkeit der Beibehal- 
tung des Reisendentransportes durch die Post überzeugt, 
dass er auch nicht dieldee der Aufhebung desselben 
aussprechen möchte". 

Die Schweiz. Bundes- Verfassung garantiert das Prinzip 
der Handels- und Gewerbefreiheit. Diesem Grundsatze 
gegenüber anerkennen wir aber auch das staatliche Recht, 
gewisse Tätigkeiten zu monopolisieren, wenn dies zur Er- 
füllung bestimmter Staatsaufgaben besonders oder einzig 
geeignet erscheint, wenn schwerwiegende Motive diesen 
Durchbruch eines Verfassungsprinzipes rechtfertigen. Soll 
jedoch diese Beschränkung der menschlichen Betätigungs- 
freiheit nicht tatsächlich zum Hindernis der Kulturent- 
wicklung werden, so kann durch dieselbe für den Staat 
nur die Alternative entstehen, entweder das monopolisierte 
Gewerbe selbst auszuüben, oder Andern unter oder ohne 
Bedingungen hiefür Konzessionen zu erteilen. Dem Zick- 
zackgang, ein Gewerbe zum Monopol zu erklären und es 
darauf durch Konzession an Private zu übertragen, treten 
wir aber ganz besonders kritisch gegenüber ; warum mono- 
polisiert der Staat, wenn er nicht selbst verwaltet? 

Als das Postregalgesetz erlassen wurde, beschäftigten 
sich, obschon das Postmonopol vor 1848 vielfach von den 
Kantonen rücksichtslos ausgebeutet wurde, eine ganze 
Anzahl von Privatunternehmen mit dem regelmässigen, 

») B. Bl. 1887. IL S. 857. 
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periodischen Personentransporte ; auf den wichtigern Seen 
fuhr eine Menge von Dampfschiffen ; die Eisenbahnen, 
obwol erst am Anfang ihrer Entwicklung stehend, wurden 
allgemein als das Transportmittel der Zukunft, als ein für 
die Gestaltung dieser geradezu ausschlaggebendes Moment 
erkannt und geahnt. Gerade das Vorhandensein der 
Dampfverkehrsmittel war es also, welches der Bund bei 
Umgrenzung des Postmonopols ganz besonders berücksich- 
tigen musste. Ob der Bund bei Erlass des Postregal- 
gesetzes des Bestehens der D. V. Mi. sich bewusst wurde, 
ob er im Hinblick auf sie das Monopol des Personen- 
transportes selbst zu verwalten oder durch Konzessionäre 
vorläufig oder dauernd auszuüben gewillt war, ob viel- 
leicht gerade das Vorhandensein der D.V. Mi. den Bund zu 
dieser Umgrenzung des Postmonopols veranlasste, — das 
sind Fragen, die hier nicht übergangen werden dürfen.- 
1. Wir untersuchen zuerst, ob der Bund dasBe- 
stehen der D.V.Mi, berücksichtigte und ob er 
mit Rücksicht auf sie das Monopol der Per- 
sonenbeförderung selbst oder durch Konzes- 
sionäre auszuüben gewillt war. 

Schon am 2. Juni 1849 lautete natürlich die Frage 
nicht mehr : „Soll nach Einbezug des Personentransportes 
ins Postmonopol die Postkutsche oder die Dampfmaschine 
für den allgemeinen Verkehr triumphieren?'^ sondern ein- 
fach : „Wer soll die D. V. Mi. verwalten, Staat oder Kon- 
zessionäre?" 

Die ungeheure Last, welche die Uebernahme der 
D. V. Mi. in die Staatsverwaltung des Bundes atff dessen 
junge Schultern gelegt hätte, wurde klar erkannt. Dazu 
kam noch der Umstand, dass damals im Volke das Ver- 
ständnis für die eminenten Vorteile, für die Notwendig- 
keit der Staatsverwaltung der D. V. Mi. noch nicht all- 
gemein genug war. Der Staatsverwaltung des Personen- 
transportmonopols stellten sich aber neben diesen Utilitäts- 
rücksichten noch politische Gründe entgegen und so kam 
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der Buudesrath dazu, in seiner Botschaft zu sagen : „Wir 
sind gesonnen, den Omnibus, Boten, Dampfschiffen, Markt- 
schiffen, Eisenbahnen, wenn ein Bedürfnis dafür vorhanden 
ist, den Betrieb ihres Verkehrs auch fernerhin zu gestatten". 
Dadurch aber entschied man sich tatsächlich für die Privat- 
verwaltung der D. V. Mi. und bestimmte in Art. 4 des 
Postregalgesetzes ganz folgerecht: 

„Für die regelmässige, periodische Beförderung von 
Personen und deren Gepäck auf E. Bn., Schiffen oder 
Fuhrwerken, für Beförderung von Personen durch Extra- 
posten, sowie für den Transport von Briefen, Paketen, 
Geldern und Personen durch Boten kann der Bundesrat 
auf bestimmte Zeit gegen Entrichtung einer Gebühr be- 
sondere Konzessionen erteilen". 

Aus dem Gesagten ergibt sich also, dass man einer- 
seits die D. V. Mi. beachtete und anderseits entschlossen 
war, die Privatverwaltung derselben auch weiterhin zu 
gestatten. Aber diese Entscheidung sollte nur einem zu 
schnellen Uebergange vorbeugen, die Weiterexistenz der 
Privattransportanstalten sollte bloss ein Uebergangsstadium 
schaffen, während dessen der Bund zur Selbstverwaltung 
erstarken, das Verständnis für deren Notwendigkeit ge- 
weckt und gemehrt, die noch ungewisse Entwicklung der 
D. V. Mi. zu einer Abklärung kommen sollte. Diese 
Schlüsse glauben wir aus der bundesrätlichen Botschaft, 
aus der blos einjährigen Konzessionsdauer, aus den zuerst 
tatsächlich, nachher auf Grund von Gesetzen, in den Kon- 
zessionen enthaltenen Rückkaufsbestimmungen , sowie 
endlich aus dem „kann" des angeführten Art. 4 ziehen 
zu dürfen. Dass wir in der Schweiz tatsächlich heute 
noch im Stadium der Privatverwaltung der D. V. Mi. uns 
befinden, vermag an der Richtigkeit dieser Schlüsse nichts 
zu ändern. Sollten sie vielleicht auch etwas weit gehen, 
so ist doch das sicher, dass man sich für definitive Ent- 
scheidung der Frage: „Privat- oder Staatsverwaltung?" 
absolute Freiheit vorbehalten wollte. 
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2. Aber der Bund war sich bei Erlass des Postregal- 
gesetzes nicht nur des Vorhandenseins der D. V. Mi. be- 
wusst, sondern wir sagen sogar: gerade die Tatsache 
ihres Vorhandenseins hat zum Einbezug des 
Personentransportes ins Postmonopol mitge- 
wirkt. 

Die Gründe, die den Bund u. E. hiezu bewogen, sind 
verschiedener Art, sie sind postalisch-fiskalischer, polizei- 
licher und rechtspolitischer Natur. 

a. Die postalisch-fiskalischen Gründe ergeben 
sich unmittelbar aus dem oben angeführten Art. 33 der 
B. V. von. 1848, sowie aus dem Willen des Bundes, auch 
das abgelegenste Alpental, den Bürger an einsamen Neben- 
strassen der Segnungen eines möglichst ausgedehnten, 
namentlich eines regelmässigen unausbleiblichen Verkehrs 
teilhaftig zu machen. 

Gemäss Art. 33 der B. V. durfte der Bund einerseits 
die bestehenden Postverbindungen nicht vermindern und 
anderseits sollten die Tarife im ganzen Gebiet der Eid- 
genossenschaft nach den gleichen, möglichst billigen 
Grundsätzen bestimmt werden. Der Postbetrieb erstreckte 
sich nun aber über die ganze Schweiz, über Ebene, Berg 
und Tal und es ist klar, dass die Selbstkosten je nach 
der speziellen Lage der Route klein, massig oder hoch 
waren. Eine Konstruktion der Preise auf Grund gleicher, 
möglichst billiger Grundsätze, einer Art Normalpreis, war 
also nur dann möglich, wenn die eidgenössische Post 
konkurrenzlos den Verkehr der ganzen Schweiz zu be- 
sorgen hatte. Dann konnte sie das Defizit aus den Berg- 
routen durch den Nettoertrag der Routen in ebenen, in 
Verkehrs- und gewerbsreichen Gegenden decken. Dieser 
Voraussetzung entsprachen aber bereits damals die tat- 
sächlichen Verhältnisse nicht mehr: diejenigen Strecken, 
an denen die Post sich schadlos hätte halten können, 
fand sie bereits von Privaten, von D. S. Un. besetzt und 
der mächtigste Konkurrent, die E. B., schickte sich eben 
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an, sich auf denselben niederzulassen. Das einzige Hilfs- 
mittel, das bestand, die Uebernahme der D. S. Mi. durch 
den Staat, konnte nicht angewandt werden, sagte doch 
der Bundesrat selbst: „Insbesondere hinsichtlich der E. Bn. 
— und der D. Se., dürfen wir nach der Fassung der Botschaft 
ganz wol beifügen, — sind wir keineswegs gesonnen 
solchen gemeinnützigen Unternehmungen, den bestehenden 
so wenig als den künftigen, in irgend einer Weise hemmend 
entgegen zu treten". 

Jener Voraussetzung gegenüber verhielten sich somit 
die Tatsachen folgendermassen : Die D. V. Mi. waren als 
Privatunternehmungen in der Wahl ihrer Linien absolut 
frei. Bei grösserer Schnelligkeit und Annehmlichkeit des 
Transportes konnten sie bei ihrem Ebenenbetrieb mit viel 
niedrigem Tarifen, als die Post sie bot, noch hohe Ren- 
diten erzielen. In eine Konkurrenz konnte der Bund 
mit ihnen nicht treten, ihre Weiterexistenz und Ausbreitung 
wollte und durfte er nicht hemmen und doch musste 
er die unrentabeln Strecken verfassungsgemäss weiter 
bedienen. Wollte somit der Bund aus dem Personen- 
transport der Post kein Defizit erleiden, so musste er einen 
finanziellen Ersatz für den Postflskus schaffen. Die Lösung 
des Dilemma's erfolgte in einzig gerechter und verfassungs- 
mässig einzig unanfechtbarer Weise dadurch, dass der 
Bund auch den regelmässigen, periodischen Personen- 
transport ins Postmonopol einbezog und damit gewisser- 
massen urbi et orbi erklärte: Der Bund ist zur Ueber- 
nahme der im Einbezug des Person entransportes ins Post- 
monopol liegenden Pflichten bereit. Den Privaten, die 
sich mit diesem Transporte befassen wollen, gestattet er 
ihren Konkurrenz-, resp. ihren faktischen Monopolbetrieb 
auf den von ihnen freigewählten Strecken in der Weise, 
dass er dieselben, in Kompensierung des ihm durch die 
Okkupation der rentabeln Routen durch sie erwachsenden 
Ausfalles, zu denjenigen Hilfsleistungen an die eidgen. 
Post verpflichtet, die geeignet erscheinen, sein Betriebs- 
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defizit auf den unrentabeln Linien zu decken, und die 
dazu dienen können, die Posttaxen für den Personen- 
transport auch in Zukunft so zu gestalten, dass die tat- 
sächliche Gleichbehandlung aller Schweizerbürger in dieser 
Hinsicht wenigstens annähernd erreicht werden kann. 

Die Hilfsleistungen nun, zu welchen der Bund auf 
Grund seiner Konzessionshoheit die mit dem regelmässigen, 
periodischen Personentransporte sich befassenden Unter- 
nehmer zu Gunsten des Postbetriebes verpflichtet, sind 
zweierlei Art, sie bestehen in Geld- und in Natural- 
leistungen. Zu einem nähern Eintreten auf dieselben 
wird sich später noch Gelegenheit bieten. 

b. Dem Vorhandensein polizeilicher Gründe scheint 
vor allem die B. V. von 1848 selbst zu widersprechen, 
wenn sie nach Garantierung des Prinzips der Verkehrs- 
freiheit in Art. 29 Lemma b ausdrücklich vorbehält: „poli- 
zeiliche Verfügungen der Kantone über die Ausübung 
von Handel und Gewerbe und über die Benutzung der 
Strassen". Dieser Passus kann jedoch nur den Sinn 
haben, dass im allgemeinen solche Polizeivorschriften, da 
sie eben meist nur lokale Bedeutung haben, von den 
Kantonen ausgehen. Ein prinzipielles Verbot dem Bunde 
gegenüber kann er nicht aufstellen, denn dieser muss 
unbedingt kompetent sein zum Erlasse aller Polizei- 
vorschriften, die er als im Interesse der Eidgenossenschaft 
liegend oder die Wolfahrt der Schweizer fördernd er- 
achtet. Ja es muss sogar gesagt werden, dass solche 
Erlasse über Gegenstände, die der ausschliesslichen Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes unterliegen, in gültiger 
Weise einzig von diesem ausgehen können. Dies beweisen 
das Post- und E. B.-Recht, vor allem aus aber auch die 
B. V. von 1874, wenn sie in Art. 31 unter b dem Prinzip 
der Handels- und Gewerbefreiheit gegenüber einfach vor- 
behält: „Verfügungen über Ausübung von Handel und 
Gewerbe, über Besteuerung des Gewerbebetriebes und 
über die Benutzung der Strassen". Dadurch wird eben 
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il! unzweideutiger Weise die Frage, wer Subjekt dieser 
Erlasse sei, von der Kompetenzfrage in der Haupt sache 
abhängig erklärt. Dass aber diese Ansicht schon 1848 
als die richtige anerkannt wurde, dafür bietet uns einen 
schlagenden Beweis gerade der Einbezug des Personen- 
transportes ins Postmonopol, zu welchem der Bundesrat 
sagt: „Von nicht periodischen Fahrten ist ohnehin im 
Regal die Rede nicht, aber unter Kontrole sollen 
diese Gewerbe gestellt werden!" 

Diese Worte haben aber nur dann einen Sinn, wenn 
man denselben etwa folgende Ueberlegung zu Grunde 
legt: 

Die wahrhaft mislichen, den öffentlichen Interessen 
geradezu Hohn sprechenden Zustände, welche gegen- 
wärtig auf dem Gebiete des gewerbsmässigen Per- 
sonentransportes bestehen, rufen dringend nach Abhülfe. 
Den mächtigen, eines tatsächlichen Monopols geniessen- 
den Privatunternehmern gegenüber haben die Kantone 
ihre Impotenz bewiesen, die Erreichung irgendwelcher 
Einheit und Zusammenwirkung des Verkehrs für das 
Gebiet der ganzen Schweiz ist von ihnen nicht zu hoffen. 
Da nun gegen die ausdrückliche Zentralisierung des Ver- 
kehrswesens wichtige Gründe sprechen, eine einheitliche 
Kontrole aber unerlässlich ist, so bietet die Einbeziehung 
des Personentransportes ins Postmonopol, zu der er kraft 
seiner materiellen Unbeschränktheit in Abgrenzung des 
Postmonopols befugt ist, dem Bund die erwünschte Ge- 
legenheit, seine auf das Postwesen bezügliche ausschliess- 
liche Gesetzgebungs-, Verfügungs- und Polizeihoheit auch 
auf den gewerbsmässigen Personentransport auszudehnen. 

c. Aber ausser postalisch-fiskalischen und polizeilichen 
Gründen waren es noch rechtspolitische Erwägungen, 
die zum Einbezug des Personentransportes ins Postmono- 
pol beitrugen. 

Die Richtigkeit dieser Ansicht ergibt sich klar aus 
der Behandlung der modernen Verkehrsmittel durch den 
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Bund während der ersten Jahre seines Bestehens. Eine 
ganze Reihe von Momenten sind oben zur Stützung der 
Ansicht angeführt worden, dass man von Anfang an die 
Hoffnung hegte, die Privatverwaltung der D. V. Mi. werde 
nur das Uebergangsstadium zur Staatsverwaltung bilden. 
Wie hart der Kampf bei tatsächlicher Inszenierung dieser 
letztern aber sein werde, darüber täuschte man sich wol 
im Lager der Freunde der Staatsverwaltung nie. Wenn 
man also auch aus Utilitäts- und politischen Rücksichten 
bei Gründung des Bundes vom sofortigen Uebergang zur 
Staatsverwaltung absah, so war es doch ein Akt grosser 
rechtspolitischer Klugheit und eminenter gesetzgeberischer 
Weisheit, dem Sieg des Staates im Kampf um die Staats- 
verwaltung der D. V. Mi. dadurch vorzuarbeiten, dass man 
die Kontroverse, ob der Staat überhaupt von der Priyat- 
verwaltung frei zur Staatsverwaltung übergehen dürfe, 
schon jetzt absolut zu Gunsten des letztern entschied. 
Dieser Entscheid konnte aber durch nichts besser gefällt 
werden, als durch Einbezug des Personentransportes ins 
Postmonopol, durch dessen Konzessionspflichtigerklärung. 
Hiedurch wurde den betreff'enden Unternehmern vom 
ersten Momente an gezeigt, und ins Rechtsbewusstsein des 
Volkes unverrückbar der Gedanke gelegt: 

Diese ganze scheinbare Monopolsherrlichkeit beruht 
im Grunde eben doch nur auf einer Gestattung des 
Staates, auf einem zeitweiligen Verzicht desselben auf 
die Ausübung eines an sich unveräusserlichen Rechts 
desselben, welchen man von ihm nicht fordern, ihm nicht 
abtrotzen, sondern einzig und allein von ihm erbitten 
kann. 

Dies war für die Verfechter der Idee der Staats- 
verwaltung gewiss ein erstrebenswertes Ziel, ein Erfolg 
von ganz gewaltiger, prinzipieller Bedeutung. 

Durch den Nachweis des Vorhandenseins postalisch- 
fiskalischer , polizeilicher und rechtspolitischer Gründe 
beim Einbezug des gewerbsmässigen Personentransportes 
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ins Postmonopol, ist auch zur Evidenz der Beweis 
dafür erbracht, dass die Motive, welche den Bund zu 
dieser Art der Umgrenzung des Postmonopols veran- 
lassten, voll und ganz die darin enthaltene Durchbrech- 
ung des Prinzips der Handels- und Gewerbefreiheit recht- 
fertigen. 

Was also die dem Bund den D. S. Un. gegenüber 
auf Grund der Bundesverfassung und Bundesgesetze ein- 
p zuräumende Kompetenz anbetrifft, so ergibt sich aus den 

I . bisherigen Ausführungen folgender Satz : 

I Die Zuständigkeit des Bundes den D. S. Un. 

I gegenüber bezieht sich nur auf solche Verhält- 

nisse, die mit dem regelmässigen, periodi- 
schen Personentransport in Zusammenhang 

I stehen. 
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III. Die tatsächliche Bedeutung dieser 

Zuständigkeit. 



Was die Würdigung dieser Zuständigkeit und die 
daraus herzuleitende Einwirkungs- und Aufsichtsbefugnis 
über den D. S.-Betrieb anlangt, so sind aus dem aufge- 
stellten Satze u. E. bisher nicht die richtigen Konse- 
f quenzen gezogen w^orden. 

Die herrschende, auch von Bund und Kantonen 
I geteilte Meinung geht dahin, dass die Hoheit über die 

1^ D. S.-Rechtsverhältnisse prinzipiell ganz den Kantonen 

f zustehe, und dass der Bund nur rücksichtlich ihrer 

'}■ 

postalisch- fiskalischen Verpflichtungen eine Kom- 
\ petenz besitze, während die Kontrole des Betriebes 

an sich in die ausschliessliche Kompetenz der Kan- 
tone falle. 

Zum Beweis dafür, dass* dies noch heute die Ansicht 
des Bundesrates ist, führen wir hier einige Stellen des 
Kreisschreibens an, das er am 7. Juli 1891 an die 



1 



- w --^ 

Kantonsregierungen richtete, in deren Gebiet D. S. Un. 
im Betrieb sind.i'*) 

„In Ermanglung eines Bundesgesetzes über den Be- 
trieb der D. S.-Fahrt stehen, abgesehen von der sog. 
Postkonzession, die Bewilligung zum D. S.-Betrieb und die 
Ueberwachung desselben, namentlich auch in technischer 
Beziehung, bei den Regierungen der Kantone, in deren 
Gebiet dieser Betrieb ausgeübt wird. 

Der Bundesrat glaubt eine allgemeine Verpflichtung 
zu erfüllen, wenn er sich gestattet, den Kantonsregierun- 
gen die Wichtigkeit einer genügenden Ueberwachung in 
Erinnerung zu rufen. Derselbe hat schon unterm 1. 
Aug. 1890 Anlass genommen, von diesem Gesichtspunkte 
aus durch sein E. B.-Departement die Kantonsregierungen 
auf Mängel aufmerksam zu machen, welche in der An- 
lage und im Unterhalte einzelner Landungsstege sich 
herausgestellt haben. 

Der Bundesrat hat die ihm von der Bundesversamm- 
lung gestellte Aufgabe, die Frage zu prüfen, ob nicht die 
Bedingungen des D. S.-Betriebes durch ein Bundesgesetz 
reguliert werden könnten, nicht ausser Auge gelassen. 
So lange aber die Kompetenz des Bundes zu bezüglichen 
gesetzlichen Anordnungen nicht anerkannt ist und ein 
allgemein verbindliches Gesetz nicht vorliegt, muss der 
Bundesrat die Verpflichtung der Kantone konstatieren, 
diejenige Kontrole zu üben, welche zur Sicherung des 
Verkehrs vermittelst der D. Se. nötig ist.'^ 

Welchen Gebrauch der Bund bisher auf Grund der 
herrschenden Ansicht von seiner Zuständigkeit im D. S.- 
Wesen gemacht hat, werden wir später sehen. Hier 
muss es genügen vorauszuschicken, dass seine jetzigen 
Erlasse über die Kontrole und den Betrieb der D. S. Un. 
ein Minimum von Vorschriften darstellten, die einzig auf 
die technisch-postalisch-fiskalische Seite des- 
selben einen gewissen Druck ausüben; von weitern Ein- 

10) B. Bl. 1891. III. S. 917. 
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Wirkungen auf die Betriebsgestaltung ist sonst überall 
nichts erkennbar. 

Wir müssen gestehen, dass uns die herrschende 
Meinung über die Bundeskompetenz in D. S.-Rechtssachen 
als unhaltbar und im Vergleich zum Vorgehen des Bun- 
des im E. B.-Recht zu zaghaft erscheint, und dass einem 
Bruch mit derselben u. E. wol von keiner Seite her ernst- 
licher Widerstand erwachsen dürfte. 

Den Umfang und die tatsächliche Bedeutung, welche 
der Kontroibefugnis des Bundes über den D. S.-Betrieb 
auf Grund seiner Zuständigkeit für die mit dem Personen- 
transport zusammenhängenden Verhältnisse u. E. zu- 
kommen, leiten wir aus dem Folgerungssatze ab, dass es 
nicht nur ein Recht, sondern eine Pflicht der Bundes- 
kon trole ist, sich schrankenlos auf alles auszudehnen, 
was mit dem Personentransport in irgendwelche Ver- 
bindung gebracht, was vom Standpunkt der öffentlichen 
Wolfahrt aus billigerweise von den dafür konzessionierten 
Unternehmern verlangt werden kann. 

Aus diesem Satz ergibt sich aber folgende logisch 
absolut unanfechtbare Alternative: 

Entweder sind die D. S. Un. tatsächlich der Kontrole 
des Bundes nicht unterstellt. Dieser Fall tritt ein bei 
denjenigen derselben, die sich ausschliesslich mit dem 
Transport von Gütern befassen, weil ihnen gegenüber 
der Bund keinerlei Konzessionshoheit geltend machen 
will noch kann. 

Oder die D. S. Un. sind tatsächlich mit Bezug auf 
ihren ganzen Betrieb der unbeschränkten Bundes- 
kontrole unterworfen. Dieser Fall liegt vor bei den- 
jenigen D. S. Un., die den Personen- und den Güter- 
verkehr vermitteln, oder die sich bloss mit ersterem 
befassen. Rücksichtlich des Personentransportes gilt dann 
eben die Konzessionspflicht und die Kontroikompetenz 
des Bundes, die sich auf alle mit jenem in irgendwelchem 
Zusammenhang stehenden Verhältnisse ihres Betriebes 
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erstreckt. Da aber in ihrem Betriebe kaum eine irgend- 
wie bedeutsame Verrichtung gefunden werden dürfte, die 
mit dem Personentransport nicht in nähere oder fernere 
Verbindung gebracht, von der also unbedingt gesagt 
werden könnte, hier zessiere die Kontroibefugnis des 
Bundes, so ist diese tatsächlich für ihren ganzen Be- 
trieb für begründet zu erklären. 

Haben aber die Kantone heute, auch wenn die An- 
sicht des Bundesrates richtig wäre, ein Interesse daran, 
die ihnen darnach zustehende Kompetenz beizubehalten, 
setzen &ie auf deren Anerkennung Wert? 

Wir beantworten beide Fragen mit entschiedenem: 
Nein! 

Ein Interesse haben die Kantone an dieser 
„Kompetenz" deshalb nicht, weil sie ihnen als eine Last 
erscheinen muss, der keine Vorteile entsprechen. 

Der Bund übt die Konzessionshoheit aus, er steckt 
die Konzessionsgebühren ein, er genehmigt, unter minimer 
Beeinflussung durch die Kantone, den Fahrplan rein vom 
Standpunkt des Post- und E. B.-Betriebes aus. Von posi- 
tiver Geltendmachung eines hoheitlichen Einflusses auf 
die D. S.-Fahrt ist für die Kantone somit keine Rede ; 
welches Interesse hätten sie also daran, die oft gehässigen 
Verrichtungen der Polizei, die verantwortungsschweren 
Pflichten des Inspektorates zu übernehmen? 

Zu alle dem kommt, dass dem Bund die faktische 
Ausübung dieser Funktionen leichter fallen würde als 
den Kantonen, weil er damit sein Eise nb ahn kontro 1- 
personal, das er ja ohnehin halten muss, betrauen könnte. 

Dass aber die Kantone auf die Anerkennung dieser 
Kompetenz auch keinen Wert setzen, schliessen wir 
aus drei in ihrem gegenwärtigen Verhalten erkennbaren 
Momenten: aus dem Fehlen jeder wirklichen Beauf- 
sichtigung des D. S.-Betriebes in einer Reihe von Kantonen ; 
aus dem Bestehen von Konkordaten über die Ausübung 
der Dampfschiffpolizei und aus der Bereitwilligkeit, mit 

6 
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welcher alle an Boden- und Genfersee gelegenen Kantone 
die vom Bunde abgeschlossenen internationalen Schiffahrt- 
verträge anerkannten, ja verlangten. 

Aus diesen Tatsachen darf wol der Schluss gezogen 
werden, die Kantone würden sich der einheitlichen Ord- 
nung dieser Verhältnisse, der Uebernahme dieser Lasten 
und Pflichten durch den Bund mit Freuden unterziehen. 



B. Das heute geltende Recht. 

Die herrschende Meinung über die Kompetenzver- 
teilung in D. S.-Rechtssachen steckt, wie wir gesehen, 
den Bund in eine Zwangsjacke, deren Druck er aber, 
wie das Kreisschreiben vom 7. Juli 1891 beweist, noch 
nicht empfindet. Dass diese Ansicht irrig, zu eng und 
verderblich ist, glauben wir bewiesen zu haben und 
gerade die Darstellung des auf Grund dieser geltenden 
D. S.-Rechtszustandes dürfte das letztere noch ganz be- 
sonders zeigen. 

Das heute geltende Recht ruht natürlich völlig auf 
der von uns bekämpften Ansicht. Will man Klarheit über 
dasselbe erlangen, so. darf man nicht nur die Normen 
des Bundes ins Auge fassen, sondern man muss auch 
diejenigen der Kantone berücksichtigen, so dass auch 
hier wieder das Wort v. Orelli's gilt: „Das öffentliche 
Recht der Schweiz wird nur dann verstanden, wenn man 
nicht den Bund bloss, sondern auch die Kantone ins Auge 
fasst. Beide durchdringen sich gegenseitig, beide empfan- 
gen ihre Impulse von einander, beide arbeiten an der 
Lösung der vielfältigen Aufgaben, die dem modernen 
Staate gestellt sind".i) 

In dampfschiflrechtlicher Beziehung sind also Kantone 
und Bund nebeneinander und zwar je in doppelter Weise 
tätig : 



*) V. r e 1 1 i, Staatsrecht der Schweiz. Eidgenossenschaft, S. 156. 
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Die Kantone erliessen einerseits Vorschriften zur 
Regulierung der Verhältnisse bloss ihres Gebietes, rein 
kantonale Satzungen. Sodann aber schlössen sie mit 
einander D. S.-Rechtskonkordate ab, stellten also inter- 
kantonale Bestimmungen auf. 

Der Bund tritt uns in Ausübung seiner Zuständig- 
keit im D. S.-Recht in erster Linie als Schöpfer eidge- 
nössischer Dampfschiffrechtsnormen entgegen. 
Als Vertreter der Schweiz nach aussen aber, sehen wir 
ihn anderseits als Kontrahent bei internationalen 
Schiffahrtsverträgen auftreten. 

Diese Umstände scheinen auf den ersten Blick die 
Zusammenfassung der kantonalen und interkantonalen 
Erlasse in einen ersten, der eidgenössischen und internatio- 
nalen in einen zweiten Teil zu empfehlen. Da es sich jedoch 
hier in erster Linie um die dampf schiff rechtlichen 
Erlasse des Bundes handelt, die internationalen Verträge 
aber über die Schiffahrt im allgemeinen abgeschlossen 
wurden, und weil, wie wir später sehen werden, diese 
internationalen Verträge aus kantonalen und interkanto- 
nalen Satzungen herausgewachsen sind, so halten wir 
folgende Zweiteilung in der Darstellung des heute gel- 
tenden Rechtes für richtiger: 

I. Die kantonalen, interkantonalen und internatio- 
nalen Satzungen. 

IL Die Normen des Bundes. 



I. Die kantonalen, interkantonalen und internationalen 

Satzungen. 

Es wäre ein Trugschluss, wollte man aus der 
herrschenden Meinung auf ein Bestehen quantitativ so 
zahlreicher und qualitativ so eingehender und umfassender 
Normen der Kantone folgern, dass dadurch ein zentrali- 
sierendes Eingreifen des Bundes unnötig erschiene. Die 
Kantone haben faktisch vielmehr die Aufstellung dampf- 
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schiffrechtlicher Normen teils ganz unterlassen, teils sind 
sie bei derselben durchwegs wenig eingehend verfahren. 
Diese Tatsache findet ihre Erklärung in dem geringen 
Interesse der Kantone, welches ihnen die Aufstellung 
solcher Erlasse unwichtig und lästig erscheinen lässt, die 
sie lieber von ihren Nachbarn besorgt sehen möchten. 

Die Zusammenstellung der Kantone nach ihrem 
heutigen Bestand an dampfschiffrechtlichen Normen ergibt 
somit folgende Gruppierung : 2) 

In die erste Gruppe fallen diejenigen Kantone, 
die von ihrer Kompetenz keinerlei Gebrauch machten, 
keine auf die Schiffahrt bezüglichen Verordnungen er- 
lassen haben. Zu diesen Kantonen gehören: 

a. Uri verlangt von den Gesellschaften lediglich, 
dass sie für Erstellung von neuen Landungsplätzen innert 
seinen Kantonsgrenzen je weilen die Bewilligung der ^kom- 
petenten" Behörden einholen. 

b. Schwyz macht den Dampfschiffgesellschaften 
gegenüber weder vom Polizei- noch Aufsichtsrecht irgend- 
welchen Gebrauch, noch hat es diesbezügliche gesetzliche 
Verordnungen erlassen. 

c. Obwalden hat in Bezug auf das gegenüber der 
Dampfschiffunternehmung auszuübende Polizei- und Be- 
triebsaufsichtsrecht eine Verordnung nicht erlassen, noch 
existiert in demselben überhaupt ein das Schiffahrtswesen 
beschlagendes Reglement. 



2) Um das zu dieser Gruppierung erforderliche positivrechtliche 
Material zu bekommen, baten wir sämmtliche Justizdirektionen von 
Kantonen mit D. S.-Betrieb um Beantwortung der Frage, ob ihr 
Kanton allg^emeine Schiffahrts- oder speziell dampfschifFrechtliche 
Polizei- und Betriebsvorschriften erlassen. Zugleich ersuchten wir 
um freundliche Uebermittlung je eines Exemplares der in Kraft 
stehenden Erlasse. 

Zu unserer grossen Freude kann konstatiert werden, dass in 
freundlichster Weise alle Angefragten unsere Bitte erfüllten, wofür 
wir denselben hier nochmals aufrichtig danken. 
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d. In Z u g existiert keine Spezial Verordnung, dagegen 
treffen wir hier auf eine unterm 18. Mai 1868 erlassene 
„Verordnung gegen das Werben und Dienst- 
anerbieten mit Bezug auf den Fremdenver- 
kehr", die auch für die D. S.-Gesellschaften gilt und. von 
uns später noch besprochen werden muss. 

e. T e s s i n hat bis heute auch noch kein Reglement 
mit Bezug auf die Dampfschiffahrt publiziert. 

Unter die zweite Gruppe subsumieren wir die- 
jenigen Kantone, welche auf die Schiffahrt im all- 
gemeinen bezügliche oder spezielle D.S.-Rechts- 
vorschriften besitzen. Zu jenen gehören St. Gallen, 
Nidwaiden und Zürich, zu diesen Bern und Luzern. Trotz 
des Unterschieds im Titel ihrer Erlasse ziehen wir diese 
fünf Kantone in eine Gruppe zusammen, weil eben doch 
auch St. Gallen, Nidwaiden und Zürich in ihren allge- 
meinen Schiffahrtsverordnungen die D. S.-Verhältnisse 
regeln, so dass die zwischen ihnen und Bern und Luzern 
bestehende Differenz tatsächlich mehr äusserlicher Art ist. 

a. In Nidwaiden stellte unterm 3. Oktober 1870 
der Landrat eine Schiffahrts-Ordnung auf, welche 
in ihren Schlussparagraphen 8 und 9 auch Bestimmungen 
über das Dampfschiffwesen enthält. 

b. Zürich's „Schiffahrts-Ordnung für den 
Zürichsee" vom 4. Sept. 1875 beschäftigt sich so ein- 
gehend mit den durch die D. S.-Fahrt geschaffenen Ver- 
hältnissen, dass nur 3 ihrer 16 Artikel nicht ausdrücklich 
auf dieselben hinweisen. Diese Verordnung ist in Erinne- 
rung gebracht worden im Amtsblatt des Kts. Zürich 1888, 
Nr. 78. 1527. 

c. St. Gallen, dessen unterm 8. Januar 1838 er- 
lassene „Verordnung des kleinen Rates betreffend die 
Schiffahrt auf dem Boden-, Wallen- und Zürichsee" wir 
oben (Blatt 21 ; 3) analysiert haben, erliess unterm 13. 
August 1864 als Revision jener Verordnung seine „Ver- 
ordnung betreffend die Schiffahrt auf dem 
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Boden- Zürich- und Wallensee", und ergänzte deren 
Bestimmungen durch die „Nachtrags -Verordnung 
betreffend die Schiffahrt auf dem Boden-, 
Zürich- und Wallensee" vom 7. Januar 1865. 

Was zunächst die Geltung dieser Erlasse anbe- 
langt, so ist darauf hinzuweisen, dass sich dieselbe seit 
Inkrafttreten des internationalen Bodenseevertrages vom 
22. September 1867, d. h. seit 1. März 1868, nur mehr 
über den Zürich- und Wallensee erstreckt. 

Was sodann den Inhalt dieser Verordnuag (abge- 
kürzt: St. G. V.) und Nachtragsverordnung (abgekürzt 
St. G. N. V.) anbetrifft, so kann dessen Güte wol nicht 
besser bezeugt werden, als indem man sagt : Diese zwei 
Erlasse weisen keine einzige Bestimmung auf, welche 
sich nicht wenigstens im Prinzip im internationalen Boden- 
seevertrag (abgekürzt I. B. V.) rezipiert fände. Zum Beweis 
dieser Ansicht fordern wir zu einer Vergleichung folgen- 
der Paragraphen auf: I. B. V, 9 Abs. 2, 3 und 4 mit 
St. G. V. 9 Abs. 2 ; 4 p. Abs. 2 ; 4 r. I. B. V. 10 mit St. G. V. 5 . 
I. B. V. 13 mit St. G. V. 4 p. I. B. V. 14 mit St. G. V. 4 q. 
I. B. V. 17 mit St. G. V. 4a Abs. 2 f. Ja man beschränkte 
sich im I. B. V. oft nicht auf eine bloss prinzipielle Re- 
zeption der st. gallischen Vorschriften, sondern man nahm 
diese sogar in grosser Zahl wörtlich herüber. Dies ist 
in ganz besonderm Masse der Fall bei dem überaus 
wichtigen Art. 16 des I. B. V., der unter dem Titel : „Ver- 
■» halten des Schiffsführers insbesondere während der Fahrt" 

einen eigenen Abschnitt des I. B. V. bildet. Eine Ver- 
gleichung der Lemmata dieses Artikels mit den Erlassen 
St. Gallens, ergibt die wörtliche Uebereinstimmung fol- 
gender Vorschriften : I. B. V. 16 Lemma a mit St. G. V. 4 b; 
c mit St. G. V. 4 c; d mit St. G. N. V. 1 ; e mit St. G. N. V. 2 
und St. G. V. 4 d ; f mit St. G. V. 4 e; gmitV.4f; h mit 
N. V. 3; i mit N. V. 4; k mit N. V. 5; 1 mit N. V. 6; m mit 
V. 4 k ; n mit N. V. 7 und V. 4 1 ; o mit V. 4 m ; p mit V. 4 n; 
endlich q mit V. 4 o und N. V. 8. 
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d. Bern stellte bereits unterm 20. April 1857 „in 
Betracht der Notwendigkeit, die D. S.-Fahrt im Interesse 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit polizeilich zu 
regulieren", ein noch heute zu Recht bestehendes „Polizei- 
reglement die Dampfschiffahrt betreffend" auf. 

e. Luzern erliess seine „Polizeiverordnung 
über die Dampfschiffahrt auf dem luzernischen 
Teile des Vierwaldstättersee's" am4. Hornung 1861. 

Trotz der im allgemeinen gewiss zu anerkennenden 
Zweckmässigkeit der Bestimmungen dieser Polizeiverord- 
nung, ist man doch auch in Luzern selbst von der Un- 
haltbarkeit und Unzulänglichkeit der gegenwärtigen Ver- 
hältnisse überzeugt, wie folgende beachtenswerte Stelle 
im Antwortschreiben der Kanzlei des Polizeidepartementes 
beweist : 

„Weitere Erlasse bezüglich Dampfschiffahrt existieren 
nicht mit Ausnahme einzelner in Vollziehung dieser Ver- 
ordnung gefasster Regierungsbeschlüsse betreffend Er- 
laubnis für Inbetriebsetzung eines Dampfschiffes etc. 
Auch die übrigen Uferkantone haben einzelne Beschlüsse 
gefasst, welche uns aber nicht bekannt sind. Besondere 
Verordnungen bestehen unseres Wissens jedoch nicht. 
Die Verhältnisse bezüglich des V. W. S. sind etwas 
eigener Art, da derselbe an verschiedene Kantone 
grenzt. Immerhin haben die Urkantone es meistens dem 
Kanton Luzern überlassen, in Sachen vorzugehen, und 
es werden die einschlägigen Bestimmungen beiliegender 
Verordnung auch in den andern Kantonen (Nidwaiden 
und Uri) zur Anwendung gebracht. Die Verordnung 
selbst dürfte wol mehr nur als ein Versuch, die Dampf- 
schiffahrt gesetzlichen Normen zu unterstellen, betrachtet 
werden und würd« eine Revision derselben in mehr als 
einem Punkte angezeigt sein." 

Hieraus geht also zweierlei hervor: Erstens, dass 
auch hier das Leben dem Recht wieder vorausgeeilt ist 
und dass die tatsächlichen Verhältnisse, wenn auch keines- 
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wegs untadelhaft, besser sind als man es hoffen dürfte. 
Zweitens, dass die Vierwaldstätterseekantone in D. S.- 
Rechtssachen eine Art stillschweigendes Konkordat ge- 
schlossen, woraus auch für diesen, sonst gewiss nicht 
allzu zentralistisch gesinnten Teil der Schweiz, sich die 
Richtigkeit unserer frühern Behauptung ergibt, dass die 
Kantone auf diesen Teil ihrer Kompetenzen keinen grossen 
Wert setzen, und dass sie gewiss einer guten, eingehenden 
Zentralregulierung der D. S.-Rechtsverhältnisse keine einst- 
liche Opposition entgegensetzen würden. 

Eine dritte Gruppe bilden die Kantone Freiburg, 
Waadt und Neuenburg, welche durch ein am 3. März 1875 
abgeschlossenes K o n k o r d a t •^) die Dampfschiflfahrtspolizei 
auf Neuenburgersee, Murtnersee und Kanal der untern 
Broye einer für alle 3 Kantone gemeinsamen „Inter- 
kantonalen Kommission für Dampfschiffahrtspolizei" über- 
trugen. Diese von Neuenburg präsidierte Kommission 
übt namens der 3 Kantone alle Aufsichts- und Sicherheits- 
rechte aus. Die Kosten der Kommission werden auf alle 
3 Kantone zu gleichen Teilen verteilt, während die Kosten 
für Inspektionen und Expertisen zu Lasten der Gesell- 
schaften fallen. 

Dieses unterm 24. Dezember 1875 vom Bundesrat 
genehmigte*) Konkordat bestätigt wiederum die Notwendig- 
keit einer endlichen Vereinheitlichung der dampfschiff- 
rechtlichen Verhältnisse und die Bereitwilligkeit der 
Kantone, sich einer solchen zu unterziehen. 

In die vierte Gruppe endlich stellen wir die an 
den grossen Grenzgewässern der Schweiz : Rhein, Boden- 
und Genfersee gelegenen Kantone Schaffhausen, St. Gallen, 
Thurgau und Waadt, Wallis, Genf. Hier treffen wir die 
Schiffahrts- und Dampfschiff'ahrtsvcrhältnisse durch inter- 
nationale Verträge geordnet, und dies führt uns zu 
einer kurzen Besprechung der internationalen Schiffahrts- 



3) Eidgen. amtl. Sammig*. N. F. II. 165. 

4) B. Bl. 1876, II. 81. 
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verhältüisse, bevor wir die speziellen Verträge besprechen. 
Diese Verhältnisse sind nach Artikel 8 und 9 der 
B. V. zu ordnen, nach welchen in der Regel nur der 
Bund mit dem Auslande Staats vertrage abschliesst, 
während den Kantonen nur „ausnahmsweise^ die Be- 
fugnis zusteht, Verträge über Gegenstände der Staats- 
wirtschaft, des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei 
mit dem Auslande abzuschliessen ; jedoch dürfen dieselben 
nichts dem Bunde oder den Rechten anderer Kantone 
Zuwiderlaufendes enthalten. 

Auf allen drei angeführten Gewässern ist nun die 
Schiffahrt eine sehr rege ; sie hat nicht nur lokale, sondern 
in hohem Grade allgemein-schweizerische Bedeutung. Die 
Schweiz besitzt eben nicht nur je die Hälfte der ganzen 
Uferlänge derselben, sondern die Zahl ihrer Schiffe beträgt 
beispielsweise auf dem Bodensee beinahe so viel wie die- 
jenige aller andern Uferstaaten zusammen und auf dem 
Genfersee bedeutend mehr als die Hälfte. Bei Regulierung 
dieser Verhältnisse konnte es sich also selbstverständlicher 
Weise nur darum handeln, dass der Bund als Kontrahent 
auftrete. 

Wenn es eine der Hauptaufgaben des neuen Bundes- 
staates ist, die gemeinsame Wolfahrt der Eidgenossen 
zu fördern, so verstehen wir hierunter auch den Schutz 
ihrer Interessen nach aussen. Ganz bedeutende mate- 
rielle Interessen von Schweizern sind bei diesen Ver- 
hältnissen engagiert, aber auch die Würde des Bundes 
selbst lässt es unter keinen Umständen zu, dass seine 
Angehörigen auf den in Frage stehenden Gewässern ge- 
ringem Schutzes, schlechtem Rechtens seien, als die- 
jenigen der andern Staaten. Diese Folge aber hätte eine 
Einzelunterhandlung, ja sogar eine Solidarunterhandlung 
der direkt beteiligten Kantone kaum abwenden können, — 
nur vom Bunde war dem Auslande gegenüber ein den 
schweizerischen Interessen, ein der Würde der Eid- 
genossenschaft entsprechendes Abkommen zu erreichen. 






— 90 — 

Den Kantonen selbst war aber dieses Eintreten des 
Bundes um so angenehmer, als deren Polizei- und Be- 
triebsaufsichtsrechte, deren speziell kantonale Interessen- 
vertretung vom Bund durch die Art und Weise der Aus- 
wahl seiner Abgeordneten tatsächlich bestens gewahrt wur- 
den: Infolge gleichmässiger Berücksichtigung der betei- 
ligten Kantone bei Auswahl der Delegierten, waren diese 
tatsächlich zugleich die Vertreter des Bundes und der Kan- 
tone (dies war der Fall beim Bodensee- und beim Rhein- 
vertrag, welche namens des Bundes von drei Regierungs- 
räten der beteiligten Kantone abgeschlossen wurden), oder 
die Delegirten des Bundes und der Kajitone unterhan- 
delten und schlössen miteinander die Verträge, was beim 
Genferseevertrag der Fall war. 

Aber auch die ausländischen Staaten hatten am 
Bunde einen viel sicherern, zuverlässigeren Kontrahenten, 
und dass sie diesen Umstand zu würdigen wissen, beweist 
das Vorgehen Frankreichs im Genferseevertrag. Dieser 
Vertrag wurde von den kantonalen Abgeordneten (mit Er- 
laubnis des Bundes) mit Frankreich vollständig durch- 
beraten und festgestellt, als es aber zum endgültigen Ab- 
schluss kommen sollte, machte Frankreich dessen Um- 
wandlung in einen diplomatischen Akt zu einer 
Conditio sine qua non, d. h. es wollte nur mit dem Bund 
als solchem, nicht aber mit den diesem unterstellten Kan- 
tonen einen Vertrag schliessen. 

Die bisherigen Ausführungen über den Abschluss 
internationaler Verträge über die Schiffahrt, bezogen sich 
auf diese im allgemeinen. Nun stellen aber gerade diese 
grossen Grenzgewässer speziell für die schweizer. D. S.- 
Fahrt wichtige Gebiete dar. Wenn also der Bund auf 
Grund seiner Ansicht über seine Zuständigkeit in D. S.- 
Rechtssachen für die interne D. S.-Fahrt eine Reihe von 
Vorschriften und Reglementen aufstellte, so ist klar, 
dass er sich auch über seine Stellung zu denjenigen D. S.- 
Gesellschaften, die auf den internationalen Gewässern 



iMü^MA^MaM^iHaa^HH - ' - 



— 91 — 

fahren, Rechenschaft gab und dies hat er denn auch 
schon im ersten seiner dampfschiffrechtlichen Erlasse 
getan. 

Ueber die internationalen Dampfschiff- 
verhältnisse bestimmte die Verordnung von 1861 
in Art. 18: 

„Die Verhältnisse der fremden Dampf böte,' die auf 
dem Gebiete der Schweiz ihre Fahrten ausführen, sind 
durch gegenseitiges Einverständnis zwischen den betei- 
ligten Staaten zu regeln." 

Die Verordnung von 1874 dagegen unterwarf in 
Art. 21 bereits alle fremden Dampfbote ihren Bestimm- 
ungen, soweit nicht SpezialVerträge oder Reziprozitäts- 
verhältnisse eine Ausnahme bedangen , und ganz auf 
demselben Standpunkte , der gemäss E. B.-Ges. Art. 8 
auch der im E. B.-Recht geltende ist, steht auch die 
gegenwärtig gültige Ordnung von 1882, wenn sie in Art. 
26 sagt: 

„Dampfbote, die regelmässig schweizerische Statio- 
nen berühren, deren Eigentümer aber in der Schweiz kein 
Domizil haben, sind den Bestimmungen gegenwärtiger 
Verordnung ebenfalls unterworfen und es haben die 
Unternehmer, der Konzessionierung vorgängig, ein Domizil 
in der Schweiz zu verzeigen, an welchem sie für die Er- 
füllung aller aus der schweizerischen Gesetzgebung und 
der Konzession für sie entspringenden Verpflichtungen 
belangt werden können. 

Nicht unter der Verordnung stehen diejenigen aus- 
ländischen Dampf botunternehmungen , deren rechtliche 
u. s. w. Verhältnisse durch Staats- oder SpezialVerträge 
geordnet sind." 

Während also die schweizerischen D. S. Un. auf 
den Grenzgewässern der Schweiz einfach nach denselben 
Grundsätze behandelt werden, wie diejenigen auf den 
andern Schweizerseen, gelten für ausländische Schiffe 
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j^; die eidgenössischen Verordnungen nur dann, wenn keine 
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Verträge hierüber mit ihren Heimatstaaten bestehen. 

Solcher Staats- resp. Schiffahrtsverträge bestehen 

1^ nun aber heute folgende drei: 

1^ 1. Vertrag zwischen den Bodensee-Ufer- 

I Staaten betreffend eine internationale Schiff- 

^f - fahrts- und Hafenordnung für den Bodensee.^) 

I Dieser von der Schweiz, Oesterreich, Bayern, Wür- 

|. temberg und Baden am 22. September 1867 in Bregenz 

I abgeschlossene Vertrag, trat am 1. März 1868 in Wirk- 

fj. samkeit. 

I 2. Vertrag zwischen der Schweiz und dem 

Grossherzogtum Baden, betreffend die Schiff- 

J. fahrts- und Hafenordnung für den Untersee 

I und denRhein zwischen Konstanz und Schaff- 

'■i ■ 

H hausen.ß) 

I * Derselbe wurde am 28. September 1 867 in St. Gallen 

[^ abgeschlossen und trat ebenfalls mit 1. März 1868 in Kraft. 

^ 3. Uebe rein kommen zwischen der Schweiz 

und Frankreich, betreffend die Schiffahrt 

f; auf dem Genfers ee.*^) (Reglement international de 

i- la navigation sur le lac Leman.) 

p. Dieses Uebereinkommen wurde am 21. Juli 1887 in 

: Paris abgeschlossen und trat 14 Tage nach Austausch 

der Ratifikationen (7. Aug. 1887) in Kraft. 

^ Für die D. S.-Fahrt auf dem Bodensee, Rhein und 

[^. Genfersee gelten also an Stelle der Verordnung von 1882 

^ für fremde Schiffe die Bestimmungen der betreffenden 

I SpezialVerträge, und da diese je betreffend Konzessionen, 

5 Konzessionsgebühren etc. die einmalige Erfüllung der 

I heimatlichen Vorschriften als für das ganze Gewässer 

p gültig anerkennen, so fällt hier der eidgenössische Ein- 

jv fluss gegenüber fremden Schiffen gänzlich weg. 

I Anders verhält es sich dagegen mit den Verhält- 
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nissen auf dem L a n g e n s e e , wo die ganze D. S.-Fahrt 
von italienischen Unternehmungen ausgeübt wird. Da 
hier kein Vertrag mit Italien besteht, so haben diese 
Unternehmer sich den Bestimmungen der eidgenössischen 
Verordnungen zu unterziehen. Sie haben also unter an- 
derem eine Konzession zu lösen, Konzessionsgebühren zu 
bezahlen, einen schweizerischen Gerichtsstand zu wählen. 
Vor allem aus dürfte wol auf das in der Verordnung 
von 1882 enthaltene absolute Verbot jeglicher Art von 
Reisendenengagieren auf den D. Sn., welch' letzteres ja 
gerade auf dem Langensee sehr in Uebung ist, ihnen 
gegenüber verwiesen werden. 

Sehen wir also von dem als Wasserstrasse für die 
Schweiz immerhin weniger wichtigen Langensee ab, so 
ist zu sagen, dass gerade auf den bedeutendsten Wasser- 
strassen der Schweiz der Bund durch internationale Ver- 
träge als vereinheitlichende, garantierende und haftende 
Macht erscheint, und diese Erscheinung hoffen wir als 
eine günstige Vorbedeutung für die von uns gewünschte 
Zentralisation des D. S.-Rechtes betrachten zu dürfen. 
Der Abschluss des internationalen Gotthard Vertrages ver- 
anlasste, ja zwang den Bund zur Zentralisation des Eisen- 
bahnwesens, aus welcher Volk, Kantone und Bund heute 
grosse materielle , politische und militärische Vorteile 
ziehen. Warum könnte nicht auch gerade der Abschluss 
ähnlicher Verträge über SchifFahrts Verhältnisse speziell 
im Schweiz. D. S.-Recht ein analoges Uebergangsstadium 
bedeuten, den Anfang vom Ende der gegenwärtigen, un- 
haltbaren Zustände bilden? Selbst der Umstand, dass 
der Bund jeweilen nach Abschluss der betreffenden Ver- 
träge deren Ausführung den Kantonen übertrug, es diesen 
überliess, dieselben noch durch eigene Vollzugsverord- 
nungen zu ergänzen, vermag diese Hoffnung nicht 
im geringsten zu mindern, da wir ähnliche Vorgänge 
auch bei Vollzug anderer Staatsverträge, anderer Rechts- 
zentralisationen antreffen. 
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Nach diesen allgemeinen Bemerkungen über die 
Schiffahrtsverhältnisse auf den internationalen Grenz- 
gewässern der Schweiz, gehen wir nun zu den einzelnen 
Verträgen über. 

a) Der internationale Bodenseevertrag (abgek. 
I. B.V.) und der internationale Rheinvertrag 
brauchen von uns nicht auseinandergehalten zu werden. 
Dass hier überhaupt zwei Verträge entstanden, beruht 
nicht auf innerlichen, sachlichen, sondern auf durch die 
staatsrechtlichen Verhältnisse gegebenen , äusserlichen 
Gründen, wie insbesondere auf der völkerrechtlich ver- 
schiedenen Art der Grenzregulierung; das beweisen der 
unmittelbar aufeinanderfolgende, zusammenhängende Ab- 
schluss und das gleichzeitige Inkrafttreten derselben. Der 
Rhein vertrag bedeutet inhaltlich eine blosse Rezeption 
der für Untersee und Rhein als zweckmässig erkannten 
Bestimmungen des Bodenseevertrages, allerdings ergänzt 
durch in der Eigentümlichkeit der Schiffahrt auf diesen 
Gewässern beruhende nähere Vorschriften über Erhal- 
tung von Fahrwasser, Fähranstalten, Wasser anlagen, so- 
wie über das Verhalten der Schiffs- und Flossführer ins- 
besondere während der Fahrt. 

Die Notwendigkeit der Aufstellung allgemeiner inter- 
nationaler Polizeivorschriften für den Verkehr auf dem 
. Bodensee, sowie Beseitigung verschiedener diesen hem- 
. menden Belästigungen war längst und mit dem wachsenden 
Verkehr natürlich immer mehr als dringend erkannt 
worden. 

Bereits 1854 ergriff Oesterreich namens aller nicht- 
schweizerischen Bodensee-Uferstaaten die Initiative hiezu 
und die Schweiz sandte an die diesbezüglichen Beratungen 
in Bregenz drei Abgeordnete. Die Instruktionen dieser 
Bevollmächtigten waren, darauf hinzuwirken, dass durch 
gemeinschaftliche Bestimmungen Personen und Eigentum 
in sämmtlichen Häfen sichergestellt und fremde und ein- 
heimische Schiffe gleichbehandelt werden. Auch müsse 



die projektierte gemeinschaftliche Hafen- und SchifFah 
Ordnung den Verkehr nicht beeinträchtigen, sondern 
grösstmögliche Freiheit gestatten und nament 
die sog. Abfuhr-, Hafen- und sonstigen Gebühren, wel 
schweizerischerseits schon längst aufgehoben worden, g 
aufgehoben, oder doch möglichst reduziert werden, 
im Oktober 1855 in Bregenz abgehaltene Konferenz brat 
es nur zur Aufstellung eines Entwurfes, indem Ba 
die freie Abfuhr aus seinen Häfen mit Bestimmtheit ' 
weigerte. 

Das Festhalten der Schweiz an ihrem Standpur 
brachte aber Baden dazu, im August 1866 rücksicht 
der bedeutendem Orte freien Verkehr anzubieten 
überdies die Zusicherung zu machen, nichts zu unterlasi 
um ohne Belästigung der abrigen Bodensee-Uferstas 
auf allmählige Beseitigung der noch bestehenden > 
kehrsbeschränkungen hinzuwirken. Hierauf gestutzt wu 
von allen Staaten die Bereitwilligkeit zur Wiederaufnal 
der Unterhandlungen erklärt. Die Schweiz. Abgeordnt 
erhielten im wesentlichen dieselben Instruktionen wie 1 
und wurd.en zugleich ermächtigt, auch wenn die Ji 
diktionsverhältnisse des Bodensees, die damals inf( 
des Zusammenstosses der Dampfer „Ludwig" und „Züri 
gerade als besonders ungenügend geregelt ersehiei 
zur Sprache kommen sollten, an den Besprechungen Tei 
nehmen, um Vorschläge zur Feststellung der Jurisdikti< 
Verhältnisse entgegenzunehmen oder Mittel und Wt 
eine solche Vereinbarung herbeizuführen zu erörtern. 

Durch die in den Konferenzverhandlungeu vom 
bis 22. September 1867 rücksichtlich des Bodensees 
Bregenz und vom 23. — 28. September inbetreff des Ün 
sees und Rheins in St. Gallen verhandelten und al 
schlossenen Verträge wurde durchwegs der Zweck 
schweizerischen Instruktionen erreicht. Das Resultat ' 
für die Erleichterung des internationalen Verkehrs ein s 
erfteuliehes : 
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Die Freiheit des Verkehrs wurde in allen Be- 
ziehungen gewahrt; die lästigen Abfuhrgebühren 
fielen, von einigen unbedeutenden badischen Uferplätzen 
abgesehen, ganz weg; die zollamtliche Verkehrs- 
abfertigung wurde wesentlich erleichtet und die bis- 
herigen Hafengebühren fielen, mit Ausnahme eines 
geringen Ansatzes für Kranengebühren, ebenfalls überall ; 
als einheitlich massgebendes Mass- und Gewicht s- 
system für den ganzen Bodenseeverkehr wurde im Ver- 
trag das Metersystem festgesetzt. 

Dass aber diese Verträge nicht nur rücksichtlich 
des internationalen Verkehrs einen Sieg schweizerischer 
Ideen, sondern auch mit Bezug auf die polizeilichen und 
Sicherheitsvorschriften eine Rezeption und Weiterbildung 
schweizerischer Vorschriften darstellen, haben wir bereits 
oben, bei Besprechung der Erlasse St. Gallens, nach- 
gewiesen. 

Was das bei Abschluss dieser Verträge obge waltete 
Verhältnis zwischen Bund und Kantonen, zwischen Ge- 
samt- und Partikularinteressen, anbetrifft, so Xeugt eine 
Reihe von Momenten dafür, dass man jedes gegensätz- 
liche Gegenübertreten zu vermeiden strebte und vermied. 
In erster Linie schickte der Bund nur drei Abgeordnete 
und von diesem gehörte jedem (ter beteiligten Kantone 
je einer als Regierungsrat an. Sodann erklärten sich die 
sämtlichen Kantone ausdrücklich mit den Verträgen 
und deren Schlussprotokollen einverstanden schon vor 
deren Annahme durch die Bundesversammlung, deren 
Genehmigung sie dem Bunde selbst beantragten. Endlich 
wurden die verwaltungs- und polizeirechtlichen Vollzugs- 
und Ueberwachungsmassregeln den Kantonen anheimge- 
stellt und es ist diesbezüglich Folgendes zu sagen: 

a. St. Gallen erliess am 18. Mai 1868 eine „Voll- 
zugsverordnung", durch welche mit Vollziehung des 
Vertrages, sowie überhaupt mit Beaufsichtigung und Leitung 
aller die Schiifahrt, Landungs- und Ablagerungsplätze am 
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st. gallischen Ufer des Bodensees beschlagenden Ange- 
legenheiten folgender Instanzenzug beauftragt ist: 

1. Der Hafenmeister (solche hat es in Rorschach, 
Steinach und Staad). 

2. Das Bezirksamt (der Bezirke Rorschach und Un- 
terrheintal.) 

3. Das Finanzdepartement. 

In weiterer Ausführung dieser Vollzugsordnung er- 
liess St. Gallen sodann unterm 1. Juni 1881 noch eine 
„Verordnung betreffend das Halten von Gon- 
deln im Hafen von Rorschach'^, die uns aber na- 
türlich nicht weiter interessiert. 

ß. Thurgau hat die beiden Verträge durch regie- 
rungsrätliche Vollziehungsbeschlüsse vom 19. und 22. 
Februar 1868 ^auf den Bericht des Schweiz. Bundesrates, 
dass die Verträge beidseitig genehmigt und ausgewechselt 
worden seien und dieselben am 1. März 1868 ins Leben 
treten müssen, und auf die damit verbundene Einladung, 
die hienach hierorts nötigen Vollziehungsanordnungen zu 
treffen", eingeführt, „in Betracht, dass die getroffenen 
Vereinbarungen für den Verkehr im allgemeinen vorteil- 
haft und im Interesse möglichster Einheit und ange- 
messener Förderung der allgemeinen Sicherheit die An- 
ordnungen der erforderlichen Einrichtungen erfordert sind, 
zudem auch eine gehörige Obsorge über die Schiffahrt 
und für eine regelmässige und zuverlässige Betreibung 
derselben überhaupt unerlässlich ist". 

Durch diese Regierungsratsbeschlüsse wird die Voll- 
ziehung der einzelnen Vertragsbestimmungen und die 
Ueberwachung ihrer genauen Ausführung unter Anem- 
pfehlung möglichst übereinstimmender, einheitlicher Durch- 
führung den Gemeindräten, den Bezirksämtern und dem 
Departement des Aeussern übertragen. 

Auf die einzelnen Vollzugsvorschriften näher einzu- 
treten, hat auch deshalb keinen Wert, weil der Antwort 
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der thurgauischen Staatskanzlei zufolge eine Revision 
derselben bevorsteht. 

y. Schaffhausen begnügt sich mit einer einfachen 
Vollziehung des Rheinvertrages und hat bis heute weder 
eine das Schiffahrtswesen überhaupt, noch eine speziell 
den Dampfschiflfbetrieb betreffende Verordnung erlassen. 

Nachdem nun der I. B. V. bald ein Vierteljahrhundert 
zu Recht bestanden, scheint eine Revision desselben und 
wol auch des Rheinvertrages bevorzustehen. Wie wenig- 
stens neuesten Zeitungsberichten zu entnehmen ist, sollen 
nächstens in Bregenz diesbezügliche Konferenzverhand- 
lungen stattfinden zwischen Abgeordneten der ausländ. 
Uferstaaten und solchen des Bundes und der beteiligten 
Kantone. ®) 

b. Das Uebereinkommen betreffend die 
Schiffahrt auf dem Genfersee bezeichnet gewisser- 
massen nur den Abschluss einer schon ganz im Beginn 
der D. S.-Fahrt auf diesem Gewässer wahrnehmbaren 
Zentralisationsbewegung. 

Wir haben oben (Seite 54 u. 59) bereits eine „Con- 
vention entre les louables Etats de Vaud et de Gen^ve 
sur la navigation du lac L6man" vom 2. Oktober 1833 
kurz besprochen. 

Mit dem 15. September 1885 trat auf dem Genfersee 
in Kraft ein Reglement de Navigation pour le 
lac L6man, welches von den Kantonen Waadt, Wallis 
und Genf geschlossen worden war. 

Dieses Uebereinkommen hat 82 Artikel und zerfällt 
in folgende Titel: 

I. Des bateaux ä vapeur faisant un service public 
(Artikel 1—33). 

II. Bateaux k vapeur de plaisance, bateaux k volles 
et bateaux ä rames (Artikel 34—41). 



8) Vergleiche „Züricher Post** Nr. 231, vom 2. Oktober 1891. 
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III. Feux, signeaux et manoeuvres poür öviter les 
abordages (Artikel 42—66). 

IV. Ports et d6barcad6res (Artikel 67—77). 

V. F^tes nautiques (Artikel 78 und 79). 

VI. P6nalites (Artikel 80-82). 

Allein diesem Uebereinkommen war nur eine sehr 
kurze Geltungsdauer beschieden. 

Schon am 30. November 1886 wurde in Lausanne 
zwischen Abgeordneten des Bundesrates, der beteiligten 
Kantone Waadt, Wallis und Genf und solchen Frankreichs 
betreffs eines Reglements über die Schiffahrt auf dem 
Genfersee verhandelt.^) 

Da jedoch Frankreich, wie wir gesehen, den Vertrag 
nur in der Form eines diplomatischen Aktes abschliessen 
wollte, so traten die Kantone als Kontrahenten ausser 
Betracht, und so kontrahierten nur der Bund und Frank- 
reich mit einander „dösirant regier d'un commun accord 
diverses questions relatives k la navigation sur le lac 
L6man". Und es unterzeichnete der Bevollmächtigte der 
Eidgenossenschaft „pour la Conf6d6ration suisse tant en 
son nom qu'en celui des Gantons riveraines de Vaud, du 
Valais et de Gen6ve". 

Aber wenn auch auf diese Weise die Kantone ganz 
in den Hintergrund traten, so wurde ihnen doch die Ge- 
nugtuung zu Teil, dass materiell doch sie und so zu sagen 
nur sie den Vertrag abgeschlossen. 

Das Genfersee-Uebereinkommen hat ebenfalls 82 
Artikel, es zerfällt in genau dieselben Abschnitte und 
Kapitel, wie das Konkordat der Kantone von 1885, und 
was den Inhalt desselben anbetrifft, so kann gesagt 
werden, er sei so zu sagen eine blosse Rezeption des 
Konkordates durch Frankreich, denn fast alle Artikel 
jenes finden sich im Uebereinkommen mit Frankreich 
mehr oder weniger wörtlich aufgenommen. 
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Bei keinem Gewässer lässt sich das von der Not- 
wendigkeit diktierte Fortschreiten von der partikularen 
Bestimmung durch das interkantonale Konkordat zum 
internationalen Vertrag deutlicher verfolgen als beim Genfer- 
see. Und dass zu dieser ganzen zentralistischen Bewegung 
so zu sagen nur die Dampfschiffahrt die Ursache und den 
Zwang bildete, ersieht man aus dem Umstand, dass nicht 
nur die volle Hälfte der positiven Bestimmungen nur für 
diese gelten, sondern dass auch fast alle übrigen Vor- 
schriften nur deren Bedürfnisse ins Auge fassen und zu 
befriedigen bestrebt sind. 

Nachdem der unterm 9. Juli 1887 in Paris abge- 
schlossene und beidseitig noch im Laufe desselben Monates 
ratifizierte Vertrag als auf den 7. August 1887 in Kraft 
tretend erklärt w^ar, wurden die beteiligten Kantone unterm 
3. August eingeladen, die nötig erachteten Anordnungen 
betreffend dessen Vollzug auf den 7. August hin zu treffen, i<^) 
welcher Aufforderung die Kantone in folgender Weise 
nachkamen : 

ff. Der Kanton Waadt erteilt dem Conseil d'Etat 
für alle ihm noch obliegenden Kompetenzen, die Schiffahrt 
betreffend, eine alle 3 Jahre durch ein Decret zu er- 
neuernde Generalvollmacht. Gegenwärtig ist in 
Kraft dasjenige vom 18. November 1890, dessen einziger 
Artikel lautet: Les pouvoires conf6r6s au Conseil d'Etat 
par decret du 19. novembre 1887 pour regier tout ce qui 
concerne la navigation sur les lacs, sont confirraes et 
renouveles pour 3 ans, soit jusqu'au 31. Döcembre 1893." 

Was die Anwendung dieser Generalvollmacht an- 
betrifft, so besteht sie in der Ueberwachung des richtigen 
Vollzuges des internationalen Uebereinkommens und dem 
Erlass diesbezüglicher Vorschriften. Eine solche bildet 
z. B.: „Arr^te de police reglant le nombre maximum 
des passagers ä admettre sur les bateaux ä vapeur'^, 
vom 11. Juli 1889. 
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ß. Der Kanton Wallis hat von seiner Befugnis zum 
Erlass von Ausftihrungsvorschriften zum internationalen 
Uebereinkommen keinerlei Gebrauch gemacht. 

y, Genf endlich kann in dieser Richtung insofern 
Wallis gleichgestellt werden, als es durch „Loi sur la 
navigation ä vapeur dans les eaux genfevoises du lac 
Löman'^ vom 14 Juni 1873 alle im Uebereinkommen den 
Kantonen überlassenen Anordnungen getroffen hat und 
sich bisher zu keinen weitern diesbezüglichen Erlassen 
bewogen sah. 

Von einer eingehenden Behandlung der Normen jedes 
einzelnen Kantons oder auch nur jeder der aufgestellten 
Gruppen, von einer Sichtung der Kantone nach den ihren 
Erlassen innewohnenden Grundsätzen kann hier natürlich 
keine Rede sein. Der Zweck unserer Gruppenzusammen- 
stellung bestand darin, zu zeigen, dass von 17 für das 
D. S.-Recht in Betracht fallenden Kantonen 5 ohne alle 
positiven Vorschriften sind; dass 5 weitere allerdings 
solche Normen besitzen, diese aber an der Grenze des 
Kantons jede Geltung verlieren; dass einige weitere 
Kantone ein D. S.-Rechtskonkordat eingegangen, und end- 
lich, dass die dampfschiff'rechtlichen Verhältnisse von 6 
Grenzkantonen durch internationale Verträge von bundes- 
wegen geordnet sind. 

Das Bild dieser Gruppierung ist das einer grenzen- 
losen Zersplitterung, einer unerträglichen Untätigkeit des 
Bundes. Um unsere Ansicht, dass der Bund hier endlich 
vereinheitlichend auftreten sollte, als einzig richtig er- 
scheinen zu lassen, bedarf es somit des im einzelnen meist 
leicht zu führenden Nachweises der Mängel und Unvoll- 
ständigkeiten der Kantonserlasse nicht mehr. 
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II. Die Normen des Bundes. 

Dass die vom Bunde bisher aufgestellten D. S.-RiCchts- 
erlasse den Charakter von Ausführungsvorschriften des 
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Postregalgesetzes tragen, ergibt sich aus seiner Zuständig- 
keit. Zufolge den bei Erlass dieses Gesetzes bestehenden 
tatsächlichen Zuständen konnte es natürlich bei der in 
Art. 4 desselben aufgestellten Möglichkeit, Private zum 
regelmässigen, periodischen Personentransport zu kon- 
zessionieren, sein Bewenden nicht haben. Mit Inkrafttreten 
des Postregalgesetzes ergab sich sofort die Notwendigkeit, 
die nähern Bedingungen aufzustellen, unter welchen solche 
Konzessionen erlangbar seien. Mit Aufstellung dieser Be- 
stimmungen wurde der Bundesrat betraut und auf diesem 
Standpunkt der bundesrätlichen Ordnung aller in die 
Kompetenz des Bundes fallenden Fragen sind ' wir im 
D. S.-Recht bis heute geblieben. 

Bevor wir zur nähern Betrachtung des zur Stunde 
geltenden Rechtes übergehen, dürfte eine kurze Charak- 
terisierung der seit 1848 publizierten Erlasse, die Klar- 
legung ihres Verhältnisses zu einander, nicht uninteres- 
sant sein. 

1. Der Charakter der Erlasse. 

Wenn es gestattet ist, aus dem Titel einer Norm auf 
die prinzipielle Klarheit des Gesetzgebers über deren 
Zweck zu schliessen, so wird kauni behauptet werden 
können, es habe bei Erlass der für die D. S.-Rechtsver- 
hältnisse bedeutsamen Vorschriften absolute Sicherheit 
bestanden ; treten sie uns doch unter den verschiedensten 
Titeln entgegen, als „Regulative" über Erteilung von Post- 
konzessionen, und als „Verordnungen" und „Reglemente" 
über die Konzession der Dampfbote oder der Dampf bot- 
unternehmungen. 

Diese Mannigfaltigkeit der Betitelung legt die Frage 
nahe: Besteht in der Verwaltungssprache der Bundes- 
organe zwischen den überaus zahlreich gebrauchten Aus- 
drücken Regulativ, Verordnung, Reglement etwa ein 
prinzipieller Unterschied ? Auf eine diesbezügliche Anfrage 
bei kompetentesten Amtsstellen wurde übereinstimmend 
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geantwortet, es bestehe keinerlei prinzipieller Unter- 
schied zwischen diesen Ausdrücken, welche ganz will- 
kürlich als Synonyma für Erlasse gebraucht werden, die 
vom Bundesrate emanieren. Ganz auf demselben Stand- 
punkt befindet sich übrigens auch die französische und 
die deutsche Verwaltung. 

Trotz dieser unzweifelhaft richtigen Antworten 
scheinen uns die hieher gehörenden Erlasse sachlich 
doch in zwei Kategorien zu zerfallen, nämlich in: 

1. Regulative über die Erteilung von Post- 
konzessionen, deren bis heute drei erlassen wurden: 

Das unterm 8. September 1849 erlassene (zit. Regu- 
lativ von 1849) wurde durch eine bundesrätliche „Ver- 
ordnung betreffend die Erhöhung der Konzessionsgebühren 
für den Personentransport vom 7. Dez. 1850 unwesentlich 
modifiziert 11) 

Schon unterm 28. Nov. 1851 wurde jenes durch ein 
neues Regulativ (zit. Regulativ von 1851) ersetzt, welches 
in einigen Punkten das Regulativ von 1849 erweiterte, i^) 

Das dritte Regulativ datiert vom 8. März 1878 (zit. 
Regulativ von 1878). i3) 

2. „Verordnungen'' und „Reglemente'' über die Kon- 
zessionen der Dampfbote oder über die Kon- 
zessionierung der Dampf bot Unternehmungen. 

Auch hier bestehen unter folgenden Titeln drei Erlasse : 
Verordnung über die Konzessionen der 
Dampfbote vom 24. Dez. 1861 (zit. Verord. von 1861). i*) 
Reglement über die Konzessionen der 
Dampfbote vom 27. März 1874 (zit. Verord. von 1874).i6) 
Dieses Reglement wurde unterm 21. Juli 1882 durch einen 
„Nachtrag" (zit. Nachtrag von 1882) ergänzt. i«) 

11) Eidg. amtl. Sammig. I. 156. 

12) E. a. S. II. 601. 

13) E. a. S. N. F. III. 369 
") E. a. S. VII. 86. 

«) E. a. S. XI. 549. 

1«) E. a. S. N. F. VI, 300. 
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, Verordnung über die Konzessionierung 
der Dampfbot-Unternehmungen vom 24. Nov. 
1882 (zit. Verord. von I882).i7) 

Zu dieser Verordnung trat am 20. Juni 1887 ein 
wichtiger „Zusatz", i») der die Art. 20 und 23 abänderte, 
und welcher hier fernerhin einfach als Bestandteil der 
Verord. von 1882 betrachtet werden wird. 

Eine weitere Modifikation dieser Verord. von 1882 
enthält ferner die „Verordnung betreffend Vor- 
lage, Prüfung und Genehmigung der Fahrten- 
pläne der Eisenbahnen und Dampfschiffe vom 13. 
Juli 1888,1») deren Art. 12 d die Art. 6, 7, 8 und 9 der 
Verord. von 1882 als aufgehoben erklärt. 

Was das Verhältnis der zwei Kategorien der „Re- 
gulative" und „Verordnungen" zu einander für die D. S.- 
Rechtsverhältnisse anbetrifft, so ist deren inhaltliche Ver- 
schiedenheit zweifellos. 

Die „Regulative" beziehen sich nämlich nicht nur 
auf die D.Se., sondern auf alle Privatunternehmungen, die 
sich mit dem gewerbsmässigen Personentransport befassen, 
also einer Postkonzession bedürfen. Sie gelten somit 
sowohl für Omnibus, Fahrboten, Fussboten, gewöhnliche 
Schiffe, insoweit diese Unternehmungen den Personen- 
transport gewerbsmässig betreiben, als auch für die 
D. V. Mi. : D. Se. und E. Bn., sie bedeuten also eine Art 
Obererlasse für alle postkonzessionspflichtigen Gewerbe. 

Die „Verordnungen" dagegen stellen eine gesetz- 
geberische Berücksichtigung spezifisch dampfschiff- 
rechtlicher Bedürfnisse und Verhältnisse, die Anfänge 
eines eidgenössischen D. S.-Rechtes dar. Sie bedeuten 
dampfschiffrechtliche Spezialerlasse, durch welche 
die Regulative für die D. S.-Verhältnisse ausser Gültigkeit 

17) E. a. S. N. F. VI. 593. 
1») E. a. S. N. F. X. 112. 

B. Bl. 1887. III. 495. 
1») E. a. S. N. F. X. 714. 
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gesetzt werden. Diese Ausserkraftsetzung ist denn auch 
in den Verordnungen immer ausdrücklich erklärt, ja dem 
Regulativ von 1851 ist sogar eine zweimalige Todes- 
erklärung (durch die Verord. von 1861 und 1874) wider- 
fahren.2'») Aber dennoch ruft das Regulativ von 1878 in 
dieser Beziehung dadurch der Erörterung zweier Fragen, 
dass es in Art. 7 bestimmt: 

^Für den Transport auf E. Bn. und D. Sn. gelten 
die einschlägigen Bestimmungen des Bundesgesetzes über 
den Bau und Betrieb der E. Bn. auf dem Gebiete der 
Schweiz. Eidgenossenschaft vom 23. Christmonat 1872, 
sowie die Verordnung über die Konzessionen der D.-Bote 
vom 27. März 1874". 

In die Zeit zwischen der. Regulativen von 1851 und 
1878 fällt einerseits der wichtigste Teil der Schweiz. E. B.- 
Gesetzgebung und namentlich die verfassungsmässige Be- 
gründung der unbeschränkten Bundeszuständigkeit in 
E. B.-Sachen, fällt anderseits der Erlass der Dampfschifif- 
spezialverordnungen von 1861 und 1874. 

Ist nun aus dem zitierten Artikel zu folgern, das 
E. B.-Gesetz von 1872 habe auch für die D. Se. Geltung? 

Dass dies der Sinn von Art. 7 nicht sein kann, ergibt 
sich aus zwei Gründen: Erstens finden wir im ganzen 
Eisenbahngesetz die D. Se. einzig in dem früher behan- 
delten Art. 38 erwähnt, wo Bundesgesetze über Fracht- 

20) Bei Annahme dieser Ansicht über das Verhältnis zwischen 
Regulativen und Verordnungen kann man Meili's Ansicht (D. S. Un* 
S. 8) nicht zustimmen, welche dahin geht, es sei in dem Umstände, 
dass sich das Regulativ von 1878 im Ingress als Revision desjenigen 
von 1851 ankündigt, die Fiktion zu erblicken, das alte, vom Bundesrat 
erlassene Regulativ sei nach zweimaliger, durch die gleiche Instanz 
beschlossener Todeserklärung wieder auferstanden. Diese Ansicht 
wäre richtig, wenn sich die beiden Regulative von 1851 und 1878 
nur auf D. Se. bezögen. Da sie aber ausser für diese auch noch für 
E. Bn., Omnibus, Fahrboten, Fussboten und gewöhnliche Schiffe er- 
lassen wurden, so bedeutet wenigstens rücksichtlich dieser Unter- 
nehmungen allerdings das Regulativ von 1878 eine Revision des- 
jenigen von 1851. 
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verkehr und Spedition, sowie über Tötungen und Ver- 
letzungen für die D. V. Mi. in Aussicht gestellt werden. 
Zweitens ist zu sagen, dass der Bund auf Grund gegen- 
wärtiger Verfassung zu derartigem gesetzgeberischem 
Vorgehen inkompetent ist, und dass, wenn er die Zuständig- 
keit hiezu auch besässe, diese verfassungsgemäss nicht 
vom Bundesrat, dem obersten Verwaltungsorgan, sondern 
einzig von Bundesversammlung und Volk, d. h. von 
der obersten Gesetzgebungsgewalt ausgeübt werden 
könnte. 

Die zweite Frage geht dahin, ob Art. 7 so zu ver- 
stehen sei, dass das Regulativ von 1878 in keiner 
Weise auf E. Bn. und D. Se. anwendbar erscheint. 

Wenn vielleicht die erste Frage nur den Wert hatte, 
zu zeigen, wie leicht Redaktionsfehler in wichtigen Fragen 
Zweifel erwecken können, so hat diese zweite gerade für 
den heutigen Verw altungsrechtszustand wirklich praktische 
Bedeutung. Da nämlich die gegenwärtig geltende Verord. 
von 1882 bestimmt, dass Konzessionen an D. S. Un. nur 
auf Grund ihrer Bestimmungen erteilt werden; wenn 
sie auf Verletzungen und Uebertretungen des Postmono- 
pols Bussen von Fr. 1. 50 bis Fr. 750. — , ja bis Fr. 3000. — 
setzt; wenn sie eingehende Vorschriften über die Berechnung 
der Konzessionsgebühren enthält, — so sollte doch 
erwartet werden dürfen, sie gebe auch darüber Auskunft, 
wer die Konzessionen erteilt, wer die Bussen auferlegt 
und an wen Bussen und Gebühren zu entrichten sind. 
Dies alles ist aber nicht der Fall. Diese Verord. enthält 
weder ein Verbot der Anwendung des Regulativs von 
1878, nach welchem das Postdepartement die Konzessionen 
erteilt und Bussen auferlegt, und der Kassier des Post- 
kreises, in welchem die Unternehmung ihren Sitz hat, die 
Konzessionsgebühren (und natürlich auch die Bussen) ent- 
gegennimmt, — noch enthält sie irgend eine Verweisung 
auf diesbezüglich anderswo getroffene Normierungen. 

Wenn wir aber trotz dieser Mangelhaftigkeit der 
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Verord. von 1882 zum Resultat kommen, das Regulativ von 
1878 sei allerdings in keiner Weise für die D. S. Un. an- 
wendbar, so haben wir dafür folgende Gründe: 

Vor allem aus ist festzustellen, dass von irgend 
welcher Lösung dampfschiffrechtlicher Fragen nach den 
Grundsätzen des Regulativs von 1878, so lange die Verord. 
von 18 7 4 galt, keine Rede sein konnte. Diese gibt 
nämlich nicht nur auf alle aufgeworfenen Fragen Ant- 
wort, sondern sie bestimmt in Art. 22 Abs. 2 noch all- 
gemein, dass „die ganze Verordnung dem Postdepartement 
zur Vollziehung übertragen" werde, was bedeutet, dass 
dieses nach seinem Gutdünken alle aus derselben sich 
ergebenden Verwaltungsfragen ordnen könne. Es ist also 
schon aus formellen Gründen rein undenkbar, dass das 
Regulativ von 1878, nachdem es 4 Jahre lang für. D.S.- 
Rechtsverhältnisse belanglos gewesen, mit Inkrafttreten 
der Verord. von 1882 rein spontan plötzlich für diese Gel- 
tung erhalten haben sollte. 

Ein solch selbständiges Inkrafttreten wäre aber nach 
dem positiven Postrechtsbestand im Jahr 1882 auch gar 
nicht mehr nötig gewesen. Wir finden nämlich diese 
Verhältnisse reguliert durch die „Verordnung über 
den Geschäftsgang der eidgenöss. Postver- 
waltung" vom 26. Nov. 1878.21) 

Aber wenn somit auch durch Ausfall des Regulativs 
von 1878 für das D. S.-Recht im materiellen Recht keine 
Lücke entsteht, so können wir doch nicht umhin, der 
Meinung Ausdruck zu geben, dass u. E. eine Verwei- 
sung auf diese Geschäftsgangsverordnung in der Verord. 
von 1882 sehr am Platze gewesen wäre. 

Einen Beweis für die Richtigkeit der Ansicht, dass 
das Regulativ von 1878 in keiner Weise für die D. S. Un. 
gelte, erblicken wir in der neuesten Vorschrift über die 
Erteilung von Postkonzessionen; in der „Verordnung 
über die Konzessionierung von Unternehmungen 

21) Eidg. amtl. Sammig. N. F. III. 627. 
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für den Transport von Personen und deren 
Gepäck mit Fuhrwerken" vom 26. Mai 1891. 

Diese Verordnung stellt also den vierten in die 
Kategorie der „Regulative'^ fallenden Vollzug:serlass zu 
Art. 4 des Postregalgesetzes, einen Ersatz der „Vorschriften 
über die Erteilung der Postkonzessionen vom 8. März 1878" 
dar. Bemerkenswert ist sie dadurch, dass sie bloss von 
Fubrwerkunternehmungen spricht und der E. Bn. und 
D. Se. weder erwähnt, noch einen Ersatz für dieselben 
statt des Regulativs von 1878 glaubt schaffen zu sollen. 
Dieser letztere Umstand aber kann nur aus der Aner- 
kennung der von uns soeben in dieser Hinsicht entwickelten 
Auffassung erklärt werden. 

2. Der heutige Rechtszustand. 

Die positivrechtliche Grundlage der heutigen öffentlich 
rechtlichen Stellung der D. S. Un. wird gebildet durch : 
die Verordnung über die Konzessionierung der Dampfbotunter- 
nehmungen vom 24. Nov. 1882, durch den „Zusatz'^ zu 
dieser Verordnung vom 20. Juni 1887 und die Modifi- 
kation derselben durch die „Fahrtenplanverordnung'' vom 
13. Juli 1888. 

Die in diesen Erlassen enthaltenen Grundsätze und 
damit die hoheitliche Stellung des Bundes zu den D. S. Un. 
sind zu betrachten und zu erklären von zwei Stand- 
punkten aus: von demjenigen seiner Konzessionshoheit 
für den gewerbsmässigen Personentransport, 
und von demjenigen der Machtmittelpflege aus. 

I. Die mit der Konzessionshoheit zusammenhängenden 
Verhältnisse lassen sich zerlegen in Rechte und Pflichten. 

Die Rechte der D. S. Un. werden erlangt durch den 
Akt der Konzession und bestehen in der höchstpersönlichen, 
d. h. ohne Erlaubnis des Bundes durch Vertrag oder 
Fusion nicht übertragbaren Befugnis, während eines Jahres 
für den in der Konzession bestimmten Gebietskreis den 
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regelmässigen, periodischen Transport von Personen und 
deren Gepäck zu vermitteln. 

Die Dampfschiffkonzession bedeutet, wie auch die 

E. B.-Konzession, für die Unternehmer ein Privilegium, 

ein wahres und wirkliches Privatrecht, genauer 

gesprochen ein delegiertes Postmonopol für diese 
Tätigkeiten.22) 

Aber dieses Privilegium ist, wie übrigens schon aus 
den über die Stellung des Staates zu den D. V. Mi. ge- 
machten Ausführungen erhellt, nicht etwa als ein Recht 
auf Konkurrenzausschluss aufzufassen. Das unbeschränk- 
bare Recht des Staates, für dasselbe Betriebsgebiet nach 
freiem Ermessen Konkurrenzgesellschaften zu konzessio- 
nieren, bildet vielmehr ein notwendiges Sicherheitsventil 
gegen etwaige Auswüchse des faktischen Monopols der 
D. S. Un. 

Der Verlust des Rechtes auf Existenz tritt ein: 

ipso jure mit Ablauf des Konzessionsjahres, ohne 
dass ein Erneuerungsgesuch eingereicht oder genehmigt 
worden wäre; oder 

durch Rückzug der Konzession bei laufender 
Konzessionszeit zur Strafe für Verletzung der Konzes- 
sionsbedingungen oder Gefährdung der Betriebssicherheit 
durch die Unternehmer. 

Ueber diese Art des Konzessiönsverlustes enthält 
schon Abs. 3 von Art. 4 des Postregalgesetzes die seit 
dem Regulativ von 1851 in allen für die D. S. Un. gelten- 
den Erlassen wiederholte Bestimmung: 

„Der Bundesrat kann die Konzession augenblick- 
lich zurückziehen, wenn der Inhaber die Bedingungen, 
unter welchen sie ihm erteilt worden ist, verletzt, oder 
sich sonst eine Gefährde zu Schulden kommen lässt". 

Ob im einzelnen Fall der Tatbestand dieser Norm 
als gegeben anzusehen sei, ist also dem Ermessen des 
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22) Vergl. Meili D. S. Un. S. 9; u. Oskar Seiler, E.B.- 
Konzessionen S. 52/53. 
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Bundesrates oder, bei Beschwerde gegen dessen Entscheid, 
dem der Bundesversammlung überlassen. 

Bei dem bis heute glücklicherweise bestehenden 
Mangel aller und jeder Praejudizien dafür, ob „Gefährde" 
als vorliegend zu betrachten sei schon bei blosser „Culpa", 
„Nachlässigkeit", oder erst bei „Dolus", „Arglist", „bösenn 
Vorsatz" beim Geschäftsbetrieb, stehen wir doch nicht an, 
uns für das Culpaprinzip zu erklären. Das faktische 
Monopol der D. S. Un. z w i n g t das Publikum, sich ihrer 
zu bedienen ; um so schärfer sind sie daher zur Beobach- 
tung aller und jeder im öffentlichen Interesse liegenden 
Massregeln pflichtig zu erklären. Bei den ganz unge- 
wöhnlichen Gefahren, welche im D. S.-Betrieb aus dem 
Gebrauch dünnwandiger Kessel, der Anstellung uner- 
fahrenen Personals, dem Nichtanzünden der Laternen etc. 
für Leben und Gesundheit Hunderter, für Wol und Wehe 
unzähliger Familien sich ergeben können, darf prinzipiell 
schon für Nachlässigkeit und Fahrlässigkeit kein Raum 
mehr gelassen werden. Die Annahme dieser Auffassung 
erscheint um so unbedenklicher, als ja der Bundesrat 
keineswegs verpflichtet ist, die Konzession zurückzuziehen, 
sondern dies nur „kann", und dass ihm im gegebenen 
Fall die Möglichkeit geboten ist, Bussen auszufällen. 

Dadurch dass der Bund den D. S. Un. Konzessionen 
erteilt und ihnen ein auch ihm selbst gegenüber gültiges 
Recht auf Existenz während der Konzessionsdauer zuge- 
steht, legt er sich eine sehr bedeutende Beschränkung in 
seinem freien Verfügungsrecht auf. Es ist klar, dass der 
Staat sich diesen Privatunternehmungen gegenüber nur 
gegen Wahrung weitgehender Beeinflussung s- und 
Verpflichtungsbefugmsse solche Schranken setzt. 

Ohne dass zwischen den einzelnen Vorschriften eine 
systematisch scharfe Grenze gezogen werden könnte, 
lassen sie sich doch alle in mehr oder weniger engen 
Zusammenhang bringen, entweder mit dem Post- und 
mit dem Eisenbahnbetrieb, oder mit den vom Standpunkt 
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der öffentlichen Wolfahrt aus an den D. S.-Betrieb zu 
stellenden Anforderungen. 

a. Vorschriften, die mit Post- und Eisenbahn- 
betrieb zusammenhangen. 

Wie und warum der Bund dazu kam, die D. S. U. 
zu Hilfsleistungen an den Postbetrieb zu ver- 
pflichten, und dass er solche in Form von Geld- und Natural- 
leistungen verlangt, haben wir oben (S. 72 — 75) ausge- 
führt. Hier haben wir noch einen Blick zu werfen auf 
die Art, wie er dies tut. 

Die Geldleistungen, worunter wir die Konzes- 
sionsgebtthren verstehen, sollen nicht als fiskalische 
Einnahmsquellen dienen, sondern sie haben den Zweck, 
den Betriebsausfall der Post auf den wenig oder negativ 
rentierenden Routen zu decken. So dienen sie dazu, auf 
diesen Strecken solche Tarifansätze zu ermöglichen, dass 
sie, wie der Bundesrat schon 1849 sagte, durchaus nicht 
geeignet sind, bei der Privatindustrie „irgendwelche Sehn- 
sucht nach freier Konkurrenz rege zu machen". 

In der Zeit von 1849 bis 1874 wurde diese Gebühr 
„für jedes diensttuende Schiff je nach dem Ertrage 
festgesetzt". Das Regulativ von 1849 setzt diese Schiffs- 
gebühr „auf Fr. 50 — 100", dasjenige von 1850 „bis auf 
Fr. 200" und die Verordnung von 1861 „bis auf Fr. 300" 
fest. Alle diese Erlasse weisen also ein Maximum auf, 
das von 100 Fr. im Jahr 1849 innert 12 Jahren auf 300 
Fr. per Schiff ansteigt. 

Interessant ist, dass wir ein M i n i m u m ausdrücklich 
nur im Regulativ von 1849, und zwar in dem gegenüber 
dem Maximum von 100 Fr. relativ hohen Betrage von 
50 Fr. treffen. Alle spätem Erlasse lassen eine Schiflfs- 
gebühr von — x Fr. zu, bis wir in der Grundkonzes- 
sionstaxe des Art. 25 derVerord. von 18§2 wieder ein 
Minimum treffen, welches besteht in der „für jede Unter- 
nehmung festen Gebühr von 10 Fr." per Jahr. 
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Der Einfluss des E. B.- auf das D. S.-Recht machte 
sich auch in Berechnung der Konzessionsgebühr geltend. 
Konform mit Art. 19 des E. B.-Gesetzes von 1872 brachte 
nämlich Art. 18 der Verord. von 1874 hier die Aenderung, 
dass je nach dem Rentabilitätsergebnis des Vorjahres die 
Konzessionsgebühr für jede im Betrieb befindliche Route 
bis auf 50 Fr. per Kilometer der direkten Seelinie fixiert 
werden sollte. 

Eine noch engere Anlehnung an Art. 19 des E. B.- 
Gesetzes brachte Art. 25 der Verord. von 1882, welchem 
zufolge die heutigen Konzessionsgebühren sich zusammen- 
setzen aus: 

a. einer festen Grundtaxe von 10 Fr., 

b. einer, je nachdem der Reinertrag 4 — 6 oder mehr 
Prozent beträgt, mit — 30—100 Fr. berechneten Kilo- 
metergebühr. 

Zur Berechnung der Konzessionsgebühr ist der Ober- 
postdirektion „ein Geschäftsbericht über das verflossene 
Jahr nebst der vollständigen Jahresrechnung und 
Bilanz vorzulegen" (Art. 24), während doch „zur Ermitt- 
lung des Reinertrages lediglich die konzessionierte D.S.U. 
mit Ausnahme aller andern etwa damit verbundenen 
Geschäftszweige" [wol z. B. Hotelbetrieb oder Güter- 
transport] in Berechnung zu ziehen ist (Art. 25). 

Die Konzessionsgebühren fallen in die Postkasse. ^) 
Dass der Bund den D. S. U. aber auch Natural- 
leistungen auferlegt, erklärt sich daraus, dass die Ver- 
richtungen, welche das Postregalgesetz ins Postmonopol 
einbezieht, in zwei Kategorien zerfallen : in solche, rück- 
sichtlich welcher der Bund das Postmonopol selbst ver- 



*) Auch die Konzessionsgebühren der E. Bn. fielen früher in 
die Postkasse, seit 1882 aber in die Kasse der E. B.-Abteilung des 
Post- und E. B>Departements. Diese Aenderung ist bei Anlass der 
Feststellung des Budgets pro 1881 d. d. Botschaft des Bundesrates 
(B. Bl. 1880 IV. 141) angeregt und in der Rechnung pro 1882 erst- 
mals durchgeführt worden. 
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waltet (Transport verschlossener Briefe und anderer ver- 
schlossener Gegenstände aller Art, sofern sie nicht über 5 
Kilo] wiegen), und in solche, für welche der Bund gemäss Art. 
4 des Postregalgesetzes Konzessionen erteilt (beispiels- 
weise der regelmässige period. Transport von Personen). 

Die Konzessionierung der D. V. Mi. zum Personen- 
transport hat aber, wie oben gezeigt wurde, den tatsäch- 
lichen Ausschluss der Post vom Personentransport auf den 
verkehrsreichen Routen herbeigeführt. Für diese selben 
Strecken will und darf aber der Bund für verschlossene 
Briefe, Packete, Geldsendungen u. s. w. keine Konzes- 
sionen erteilen, er m u s s diese vielmehr trotz seines Aus- 
schlusses vom Personentransport nach wie vor befördern. 
Aber auch für diese Sendungen sind die Vorzüge der 
D. V. Mi. vor den frühern Transportanstalten ganz be- 
sonders wichtig, so dass man natürlich nicht den leisesten 
Gedanken hatte, für diese Sendungen neben den D.V. Mi. 
einen besondern Postkurs beizubehalten. Aus diesem 
Dilemma zog man sich vielmehr dadurch, dass man die 
D.V.Mi, für den konzessions fähigen Teil des Post- 
monopols nur gegen Erfüllung von Hilfsleistungen bei den 
Verrichtungen des konzessions u n fähigen Teils des Mono- 
pols konzessionierte. 

Ueber diese Naturalleistungen ist aber, was die 

D. S. Un. anbetrifft. Folgendes auszuführen : 

Von der Anschauung ausgehend, dass, wenn die 

E. Bn. gehalten seien, die dem Selbstbetrieb der Post 
vorbehaltenen Sendungen nebst Kondukteuren und fahren- 
den Postbureaux^ unentgeltlich zu befördern, analoge 
Leistungen auch von den D. S. Un. verlangt werden 
können, stellte der Bundesrat solche zum ersten Mal in 
der Verord. von 1861 fest.^^) 

Abgesehen von kleinen Ergänzungen und Abände- 
rungen ist auch die heutige Verordnung prinzipiell noch 
auf dem Standpunkte der Bestimmungen von 1861 geblieben. 

2*) Vergleiche B. Bl. 1862 IL 63 f. 

8 
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1. Die Postverwaltung kann alleDampfbotkurse 
zum Transporte von Postsendungen benutzen 
(Art. 13, 16) und zwar unter nachstehenden Modalitäten : 

a. Verschlossene Postsachen ohne Wertangabe kann 
die Post einfach der Schiffsverwaltung übergeben, und 
diese ist zu deren richtiger Bestellung, d. h. zur Ueber- 
gabe an das auf den Stationen erscheinende Postpersonal 
verpflichtet. Bei allenandern Postsendungen (Packeten, 
Wertsendungen etc.) fällt diese direkte Besorgungspflicht 
weg, die Postverwaltung muss diese von einem Beamten 
begleiten lassen. 

b. Die mit dem Postverkehr zusammenhängenden 
Transporte sind entweder unentgeltlich oder entgelt- 
lich; das von der Post Verwaltung hier aufgestellte Prinzip 
ist das der Unentgeltlichkeit. 

Unentgeltlich haben die D. S. Un. zu besorgen: 

die Beförderung der dem Selbstbetrieb der Postver- 
waltung vorbehalteuen Brief- und Fahrpost; 

den Transport des Inspektionspersonals der Post- 
verwaltung, des Personals der Schiffspostbureaux und der 
Kondukteure. 

Entgelt können die D. S. Un. nur für die Beförde- 
rung derjenigen Postsendungen verlangen, die ein Gewicht 
von 10 Kilo übersteigen. Die Berechnung des Entgeltes 
erfolgt nach auf Basis von Art. 19 des E. B.-Gesetzes von 
1872 abgeschlossenen Verträgen (Art. 16). 

2. Die Dampf schiff angestellten sind aber 
auch zu direkten, persönlichen Hilfsleistungen 
zu Gunsten des Postbetriebes verpflichtet, und zwar in 
doppelter Hinsicht (Art. 15 und 20): 

a. Sie haben, in Ergänzung der direkten Besorgungs- 
pflicht gewisser Postsendungen, beim Ein- und Aus- 
laden der Postsendungen unentgeltlich Beihilfe zu 
leisten. Diese bereits 1861 aufgestellte Pflicht wurde 
1874 dahin näher präzisiert, dass diese Beihilfe mit Vor- 
zug vor andern Beschäftigungen stattzufinden 
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habe. Dies ist ein Postulat der Würde des eidgenöss. 
Postbetriebes. Ja, es ist bei dieser Beihilfspflicht nicht 
verblieben, sondern sie ist zur Selbstbesorgungs- 
pflicht in dem Fall erweitert worden, wo Kahnführung 
stattfindet, da dann das D. S.-Personal den Transport „von 
und bis an das Ufer zu besorgen" hat. Auch diese Auf- 
lage finden wir gerechtfertigt. Unzweifelhaft kann die 
Postverwaltung den Transport von Postsendungen und 
Personen bis ans Land verlangen, also Kahnführung ver- 
bieten. Gestattet sie also die Kahnführitng dennoch, so 
kann sie als Aequivalent der für die D. S. Un. hierin 
liegenden Erleichterung von diesen ganz wol diese Sonder- 
leistung verlangen. 

b. Sodann hat die D. S.-Verwaltung auf Verlangen der 
Postverwaltung an SchifTsreisende Billets zurWeiter- 
reise mit den Anschlussposten abzugeben und die 
von Poststellen zur D. S.-Fahrt verabreichten zu aner- 
kennen. Diese Verpflichtung bedeutet eine Ausdehnung 
der zwischen E. Bn, und D. Sn. bestehenden Anschluss- 
pflicht und ist wesentlich dazu angetan, das Reisen zu 
verangenehraem und den Betrieb der Post zu erleichtern. 

3. Die D. S. Un. haben der Post unentgeltlich die 
zurBesorgung des Postdienstes erforderlichen 
Lokalitäten anzuweisen (Art. 14) und zwar in zwie- 
facher Weise: 

a. Sie haben auf Verlangen Sehiffspostbureaux 
für das Postpersonal einzurichten. Wie der Ueber- 
gang von einem E. B. -Wagensystem zum andern in Art, 
29 des E. B.-Gesetzes erst innert einer gewissen Zeit durch- 
geführt werden sollte, so finden wir in der Verord. von 
1861 die Einrichtung von Sehifl'spostbureaux nur „wo der 
Raum es gestattet" zur Pfiicht gemacht. Die Bureaux 
sollen gegen angemessene Entschädigung von den D. S. Un. 
unterhalten, beleuchtet, geheizt und gereinigt werden. 

b. Auch für die Postsendungen soll ein sichere 
und geschützte Aufnahme garantierender Ort angewiesen 
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werden. Dieser kann bestehen: entweder in einem ge- 
nügenden, verschliessbaren Raum, oder in An- 
weisung des nötigen Platzes und der erforderlichen 
Einrichtungen auf dem Verdeck für Aufstellung, Zu- 
und Abfahrt eines Postfourgons. Das hiedurch ge- 
schaffene Wahlrecht gieng mit der Verordnung von 1874 
von der Post- auf die D. S.-Verwaltung über. 

Ein vergleichender Blick auf die Leistungen an die 
Postverwaltung zeigt, dass in dieser Beziehung E. Bn. und 
D.S.Un. prinzipiell möglichst gleich gehalten werden, 
und dass die faktischen Abweichungen alle in den 
besondern Verhältnissen des speziellen Betriebes begründet 
liegen. Sie beruhen beidseitig auf dem gewiss richtigen 
Prinzip, dass im allgemeinen keine der beiden Verwal- 
tungen sich auf Kosten der andern bereichern soll. Daher 
die unentgeltlichen Hilfsleistungen oder der höchstens 
auf den Ersatz der Selbstkosten reduzierte Entgelt dafür. 

Es würde sich wol schon aus allgemeinen ßechts- 
grundsätzen ergeben, dass die D. S. Un. der Post für 
richtige Erfüllung aller dieser Verpflichtungen unbe- 
dingt haftbar ist, es bedürfte also deren spezieller 
Stipulierung in Art. 18 nicht. 

b. Eine Reihe von D. S.-Rechtsbestimmungen sind in 
gleichem Masse wichtig für den Post- wie für den 
Eisenbahnbetrieb. 

Zu diesen rechnen wir: die Anschlusspflicht an die 
Post- und E. B.-Kurse (Art. 7) ; die Einwirkung auf die 
Fahrtenpläne (Fahrplanverordnung von 1888); die Ver- 
pflichtung zu genauem Einhalten der Fahrzeiten; die 
Verpflichtung zu unterbruchslosera D. S.-Betrieb (Art. 9 
und 19). 

1. Was die Anschlusspflicht anbetrifft, so be- 
stimmte darüber Art. 7 der Verord. von 1882, es solle sich 
stets die D. S.-Fahrtordnung möglichst genau an diejenige 
der Post- und E. B.-Kurse anschliessen. Nun ist allerdings 
dieser Artikel durch die Fahrplanordnung vom 13. Juli 
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1888 aufgehoben, es ist aber aus dem ganzen Wesen 
dieses Erlasses keineswegs zu folgern, damit sei auch die 
Anschlusspflicht aufgehoben, vielmehr wird durch den- 
selben diese noch möglichst präzisiert. 

Ueber Anschluss anstände zwischen E. Bn. und 
D. Sn. entscheidet gemäss Art. 30 des E. B.-Gesetzes von 
1872 der Bundesrat. 

2. Die Einwirkung auf richtige Fahrplan- 
einrichtung stellt ein Hauptmittel des Staates dar, die 
rationelle Verwertung der modernen Verkehrsanstalten 
für die öffentlichen Zwecke zu erzwingen. Eine gute 
Fahrplanpolitik richtet ihr Hauptaugenmerk auf richtige 
Anschlüsse und auf Verlegung der Fahrzeiten auf die 
dem Verkehr am besten dienenden Stunden. Es handelt 
sich hier in erster Linie um passende Verbindung der 
lokalen und gesamtschweiz. Interessen, und dies strebt 
die angeführte Verordnung möglichst zu erreichen durch 
ein Zusammenwirken der Bundes- und Kantonsbehörden 
mit den Unternehmern bei Aufstellung der Fahrzeiten. 

3. Dass für die D. V. Mi. der Zwang zu mög- 
lichster Einhaltung der Fahrzeiten aufgestellt 
worden, erklärt sich aus dem soeben Gesagten zur Ge- 
nüge. Unzweifelhaft besteht er heute noch, wenn sich 
auch die Bestimmung von Art. 17 der Verord. von 1874 
weder in derjenigen von 1882, noch in der Fahrplanord- 
nung ausdrücklich findet [„Die D. S. Un. sind gehalten, 
die vorgeschriebenen Fahrzeiten genau einzuhalten'^]. 

4. Eines der unabweislichsten Postulate, die man 
heute an die D. V. Mi. stellen muss, ist dasjenige der Un- 
unterbrochenheit ihres Betriebes. Es ist heute im 
D. S.-Recht zur rückhaltlosen Anerkennung gekommen, 
indem dessen Befriedigung den Unternehmern auch bei 
zeitweiliger Unterbrechung des Betriebs „durch Natur- 
ereignisse, wie Sturm, niederer Wasserstand, Gefrieren 
des Wassers etc.", zur Pflicht gemacht ist. 

Während Art. 12 der Verord. von 1861, in gänzlicher 
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Uebergehung der Interessen des Personenverkehrs, in 
solchen Fällen die Postverwaltung vor die Wahl stellte, 
die folgenden Kurse abzuwarten oder sich auf eigene 
Rechnung zu helfen (nur bei Betriebsunterbrechung wiegen 
Schiffsreparaturen haben die D. S. Un. den Betrieb auf eigene 
Kosten weiter zu besorgen), sind heute die Interessen des 
Personen- und des Postverkehrs gleicherweise dadurch 
gewahrt, dass die Unternehmer für andere Trans- 
portmittel zu sorgen haben. Tun sie dies nicht, so kann 
es die Postverwaltung auf deren Rechnung tun. An ausser- 
ordentliche diesbezügliche Leistungen kann dann aller- 
dings der Bundesrat nach Gutfinden einen Beitrag leisten. 
Zudem besteht die Pflicht sofortiger telegraphischer An- 
zeige der Betriebs- Unterbrechung wie -Wiederaufnahme 
und nachheriger Rapporterstattung über deren Gründe 
an die eidgenössische Aufsichtsbehörde. 

c. Vom Standpunkt der Interessen des Publi- 
kums aus sind zu betrachten folgende Anforderungen an 
den Betrieb der D. S. Un. : 

1. Wie das Publikum im Gebiet einer D. S. Un. an 
der Ununterbrochenheit ihres Betriebes interessirt ist, so 
ist es dies an dessen möglichster Steigerung und 
Wiederholung. Um auch hier nicht ganze Gegenden 
vom Belieben eines Privaten abhängig zu machen, setzt die 
Verord. von 1882 die transportliche Minimalleistung 
derselben gegenüber jeder im Konzessionsbegehren ge- 
nannten Station per Tag fest auf: mindestens zweimalige 
Bedienung in jeder Richtung für die Wintersaison, und 
dreimalige für die Sommersaison (Art. 2). 

2. Da, wie oben gezeigt, die D. V. Mi. in erster Linie 
öffentliche Bedürfnisse zu befriedigen haben, so kann 
jedermann von ihrem Verkehr absolute Gleichbehand- 
lung mit jeder andern Person verlangen. Dieses Prinzip 
liegt zu Grunde folgenden Bestimmungen: 

Die Taxen sollen für Jedermann gleichmässig 
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berechnet werden. Um dem Publikum über die wirkliche 
Erfüllung dieses von Meili „equality clause" genannten 
Prinzips eine Kontroimöglichkeit zu geben, dient die 
Publikation der Tarife. Zudem ist jede Erhöhung be- 
stehender Taxen an die Genehmigung der Postverwaltung 
und vorherige Publikation gebunden. 

Aber es hat nicht nur Jedermann ein Recht darauf, 
alle Verkehrsbedingungen, welche unter denselben Ver- 
hältnissen irgend jemandem zugestanden werden, eben- 
falls zu beanspruchen, sondern die Unternehmer sind 
gezwungen, seine Transporte mit ihren Kui-sen zu be- 
sorgen, es besteht eben der „Kontrahierungszwang" 
für diese. 

3. Eine der Hauptaufgaben des Staates dem Publikum 
gegenüber aus Anlass der D. V. Mi., besteht in der mög- 
lichsten Hebung der Verkehrssicherheit und 
Annehmlichkeit. Dieser Aufgabe ist aber der Bund, 
wie wir unten noch sehen werden, den D. S. Un. gegen- 
über kaum gerecht geworden. In der Verord. von 1882 
finden sich hierüber nur je zwei Vorschriften, — alles 
andere wurde den Kantonen überlassen. 

a. Der Verkehrssicherheit dienen die Art. 11 und 
12, welch' letzterer am 27. Juni 1889 durch das „Bundes- 
gesetz über die Arbeitszeit beim Betrieb von Transport- 
anstalten" ersetzt worden. 

In Analogie zu Art. 83 Ziff. 4 bis Art. 87 des „Traas- 
portreglements der schweiz. E. Bn," vom 9. Juni/1. Juli 
1876, verbietet Art. 11 die Beförderung von selbstent- 
zündlichen und Explosivstoffen. Es ist diese 
Massregel wol ausser für die Sicherheit der Reisenden 
auch wichtig für diejenige des Postverkehrs. 

Art. 12 arbeitete dem angef. Bundesgesetz vor, 
welches vom Standpunkt der Mehrung der Betriebssicher- 
heit und von sozialpolitischen Gesichtspunkten aus den 
Arbeitern, Beamten und Angestellten der Transport- 
anstalten gegen Ueberanstrengung kSchutz bieten soll; er 
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bestimmte, dass jedem Angestellten wenigstens je der 
dritte Sonntag frei zu geben sei und gab dafür einige 
besondere Wegleitungen. 

b. Dem berechtigten Anspruch des Publikums auf Be- 
rücksichtigung seiner Annehmlichkeitsbed ü r fnisse 
durch die Transportanstalten dienen die Art. 11 und 21. 

Das Postdepartement darf die D. S. Un. anhalten, 
an Stationen mit bedeutendem Verkehr gedeckte 
Warteräume für die Reisenden zu erstellen. Es ist 
dies gewiss als eine von denselben verlangbare Minimal- 
leistung zu bezeichnen (Art. 11). 

Art. 21 enthält das bereits mehrfach erwähnte, eigen- 
tümliche Verbot, dass die Konzessionäre unter keinen 
Umständen das „Reisendenengagieren" auf ihren 
Schiffen dulden dürfen. Die D. S. Un. sollen den Reisenden- 
transport vermitteln, daneben dürfen sie natürlich z. B. 
auch Hotels betreiben. Aus diesem letztern Umstand, 
sowie aus dem Aufblühen der sog. „Fremdenindustrie" 
erklärt sich also dieses Verbot, das die Reisenden vor 
zudringlichem und lästigem Werben auf den D. Sn. durch 
irgend jemanden schützen soll. 

Gegen Fehlbare sollen die Konzessionäre „nach An- 
leitung der kantonalen Polizeivorschriften" einschreiten. 
Solcher existiert aber z. Z. nur eine einzige, die bereits 
angeführte „Verordnung gegen das Werben und Dienst- 
anerbieten mit Bezug auf den Fremdenverkehr" des 
Kantons Zug vom 18. Mai 1868. Diese verbietet das 
Reisendenengagieren unter Androhung einer Busse von 
10 — 20 Fr., oder sofortiger 2—4 tägiger Gefängnisstrafe. 

Ohne gegenwärtig auf die Untersuchung oder Ent- 
scheidung der Frage näher eintreten zu können, dürfen wir 
doch die Darstellung der mit der Konzessionshoheit des 
Bundes zusammenhängenden Verhältnisse nicht ab- 
schliessen, ohne die infolge des „Zusatzes" vom 20. Juni 
1887 im D. S.-Recht entstandene Kontroverse und dereji 
gegenwärtigen Stand kurz zu skizzieren. 
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Während der Art. 20 der Verord, von 1882 einfach 
die Pflicht der D. S. Un. festgestellt hatte, an Schiffsreisende 
Billets für die Anschlussposten abzugeben und solche der 
Poststellen anzuerkennen, und während Art. 23 die 
„equality clause", die Genehmigung und richtige Publi- 
kation der Tarife, Taxen und Transportreglemente „in- 
soweit sie den Transport von Personen und deren 
Gepäck betrafen, anordnete, änderte jener Zusatz diesen 
Rechtszustand dahin ab, dass: 

Art. 20 den Zusatz erhielt: „Auf Verlangen des 
E. B.-Departements haben die D. Botverwaltungen auch 
zur Einrichtung des di r e k t e n Personen- und Güter- 
verkehrs mit den E. Bn. Hand zu bieten; und 

Art. 23 folgendermassen lautet: 

„Im Uebrigen sollen die Taxen für Jedermann gleichmässig 
berechnet werden. Alle Aenderungen an den Tarifen oder den 
Transportreglementen, mögen sie den Transport von Personen, Ge- 
päck oder Gütern betreffen, sind dem Post- und E. B. -Departement 
zur Kenntnis zu bringen und dürfen nur nach dessen Genehmigung 
und nach gehöriger Publikation, welche in der Regel mindestens 
14 Tage vor ihrem Inkrafttreten erfolgen muss, in Kraft gesetzt 
werden. Das Post- und E. B. -Departement hat ferner das Recht, 
von allen auf die Organisation und den Betrieb der D. S. Un. bezüg- 
lichen Akten und Verträgen Einsicht zu nehmen." 

Gegen diesen Bundesratsbeschluss erhob sich aber 
ziemlich energischer Widerspruch, zwar nicht seitens 
der Kantone, wol aber seitens der Betroffenen, der Unter- 
nehmer. 

Unterm 31. Oktober 1887 verlangte die Direktion 
der Nordostbahn, mit Rücksicht auf ihren D. S.-Betrieb 
auf dem Boden- und Zürichsee, vom Bundesrate Wieder- 
erwägung und Aufhebung des Zusatzes. Sie vertrat dabei 
den Standpunkt, der Bund sei zu dessen Erlass inkompe- 
tent, da Art. 4 des Postregalgesetzes dem Bund kein 
Recht der Einmischung in das Gütertarifwesen der 
D. S. Un. gebe, was daraus hervorgehe, dass diejenigen 
von diesen, welche sich auf den Güterverkehr beschränken, 
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keiner Konzession bedürfen, dem Bunde gegenüber also 
günstiger gestellt wären, als diejenigen mit gemischtem 
Betrieb. Unterm 15. Nov. 1887 lehnte jedoch der Bundes- 
rat das Gesuch ab, da Art. 4 des Postregalgesetzes das 
Recht des Bundesrates, die Konzessionsbedingungen auf- 
zustellen, ohne jede Beschränkung vorbehalte, und er 
nicht gewillt sei, auf diese Freiheit zu verzichten, während 
er sich anderseits jederzeit werde angelegen sein lassen, 
allen Verhältnissen die gebührende Rechnung zu tragen. 

Am 5. Dezember 1887 reichte hierauf die Direktion 
der Dampfbotgesellschaft auf dem Untersee 
und Rhein ein ähnliches Gesuch ein, das sie jedoch 
anders begründete. Sie vertrat die Ansicht, dieser Zusatz 
verletze das in Art. 31 der B. V. gewährleistete Recht 
der Gewerbefreiheit. Aber auch dieses Gesuch wurde 
vom Bundesrat abgewiesen. 

Unterm 23. Mai 1888 reichte sodann die N. 0. B. 
gegen den Bescheid des Bundesrates bei der Bundesver- 
versammlung Beschwerde undAufhebungsan- 
t rag. ein. 

Bevor der vom Vizepräsidenten des Nationalrates 
am 13. Juni 1888 zur Darlegung seiner Gründe eingeladene 
Bundesrat dies durch seinen Bericht an die Bundes- 
versammlung vom 9. Nov. 1888 getan,^^) nahmen 
noch zwei weitere Parteien zu der Frage Stellung und 
zwar in mehr oder weniger entgegengesetztem Sinn. 

M e i 1 i verurteilt S. 13 seiner Broschüre (D. S. Un.) 
die Erlasse des Bundesrates mit folgenden Worten: 

„Zu allen diesen Massnahmen fehlt dem Bundesrate, 
wenn auch nicht die Gewalt, so doch die ethische Grund- 
lage des Rechts: es gebricht hier an jedem legitimen 
Boden zu dieser intensiven Einmischung durchaus. Denn 
es ist klar, dass da, wo keine Schranken existieren, auch 
das Transportgeschäft auf D. Sn. die Handels- und Ge- 
werbefreiheit beanspruchen kann". 



») B. Bl. 1888. IV. 612 f. 
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Die Dationa.lrätliche Kommission zu; 
fang des Reehenschaftsbericlites des Bundesrates pn 
sprach sich, nachdem sie bezüglich des Tarif- und ' 
portwesens im E. B.-Betrieb der Ansicht Ausdruck gej 
der Bundesrat sollte, „wenn er nicht direkt be 
könne, durch anderweitige Pressionen die Anwe 
der neuen Tarife durch die Schweiz. Bahngesellscl 
erzwingen", über die Streitfrage folgendermassen a 

„Dass der Bundesrat auch die D. B. Un. dazu a 
ihm ihre Taxen für den Güterverkehr zur Genohn 
zu unterbreiten, überhaupt zur Einrichtung des dii 
Personen- und Güterverkehrs mit den E. Bn. Hai 
bieten, erseheint allermindestens aus Zweckmä. 
keitsgründen für den Verkehr als gerechtfertij 

Die Kommission Iflsst also die Rechts- und Komp 
frage einfach unentschieden und glaubt in der Zw 
mässigkeit der Vorschriften deren Rechtfertigur 
blicken zu dürfen! 

Der Berieht des Bundesrates schÜesst mit folg 
Worten : „Es wird sich vielleicht empfehlen, eine Rej 
des D. S.-Betriebes und der Rechtsverhältnisse des: 
zum Publikum auf dem Weg der Spezialgesetzg 
vorzusehen. Gegenwärtig halten wir die Frage 
nicht für so reif. Wir glauben, dass auch die Bund 
Sammlung (wie die nationalrätl. Kommission) dazu ko 
werde, die angefochtene Kchlussnahme nach Inhal 
Form als zulässig zu erklären. Wir schliessen mi 
Antrag, das Gesuch der Direktion der N. 0. B. abzulel 

Nachdem die Beschwerde der N. 0. B. in dt 
zembersession von 1888 unerledigt geblieben, stimn 
Bundesversammlung in der Frühlingssitzung von 
IfTXnr^i^l insofern diesem Antrage zu, dass sie c 
schwerde abwies und den Bundesrat einlud, die 
zu prüfen, ob nicht die Bedingungen des D. S.-Bel 
durch ein Bundesgesetz reguliert werden könn 

») B.BI. 1888. 211. 

") B.BI. 1889. II. 134. B.BI. 1888. IV. 6SG Nr. 25. 
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it war also der Konflikt tatsächlich zu Gunsten 
ie entschieden, dieselben blieben in Kraft. Ob 

diese Lösung an sich als ein Macht- oder ein Wahr- 
I bezeichnen sei, ob für konstitutionelle Recht- 

des Zusatzes das Vorhandensein von „Zweek- 
sgründen" genüge, lassen wir hier auf sich 

der Bundesrat den ihm gewordenen Auftrag 
tessen, ist aus der oben (Seite 79) angeführten 
les Kreisschreibens vom 7. Juli 1891 ersichtlich, 
teht sogar, wie uns von sehr kompetenter Stelle 
t wurde, bereits ein Entwurf zu einem Bundes- 
ir die D. S. -Rechtsverhältnisse. Dass bis jetzt 
Anstrengungen gemacht wurden, die Vorlage 
tz zu erheben, liegt darin begründet, dass man 
stehen derselben -konstitutionelle Schwie- 



om Standpunkt der staatlichen Machtmittelpflege 
. betrachten : 

lung der Dampf schiff unter nehmungen 
idgenössischen Militärverwaltung. 
ler ungeheuren Tragweite, welche der möglichst 
'ransport der Streitkräfte nach allen Seiten für 
eg heute hat, bedarf es keiner nähern Aiis- 
über die Wichtigkeit der D, V. Mi, in militärischer 
Dass dieser Satz für die Schweiz nicht nur röck- 
er E. Bn, richtig ist, sondern auch bei den D. Sn. 
giebt sich nicht nur aus unsern früher über das 
der D.V.Mi, zu einander gemachten Ausführungen, 
ich aus folgenden Worten des Bundesrates selbst: 
i. und D. S. sind das vorzüglichste Mittel, Kranke 
undete iu grosser Anzahl schnell und in scho- 
/^eise nach entfernten Orten hin zuevakuieren".*^) 

ig. amtl. Sammig. N. F. VIII. Beilage. 
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Sollen aber diese Verkehrsanstalten die ^ 
im Kriegsfall zu verlangenden Dienste leisten, 
sie schon im Frieden auf diese Eventualität ] 
richtet und der eidgehöss. Militärverwaltung 
ihnen weitgehende Leistungen auferlegt werde 
Dies ist denn auch der zweite Punkt, wo, natüi 
zweckmässiger Berücksichtigung der tatsächli 
schiedenheiten in ihren Verhältnissen, die rechtlit 
behandlung der D. V. Mi. besteht.^*) Diese Glei 
iuQg aber wird in Art. 22 der Verord. von 188; 
angedeutet, dass er sagt: 

„Der Transport von einzelnen reisende 
zerischen Militärs in Uniform hat zur Hälfte 
massigen Taxen zu geschehen. Transporte von 
abteilungen und von Kriegsmaterial, sowie voi 
{Civil- oder) Militärpersonen erfolgen gemäss de 
bestehenden Vorschriften". 

Solche Vorschriften aber sind : 

1. Die Militär organisa tion der s 
Eidgenossenschaft vom 13. Nov. 1874 (E 
Sammig. N. F. I. 257). 

2. Das in Ausführung der Militärorganisatioii 
Reglement über Militärtransporte a 
und D. Sn. vom 3. Nov. 1885 (Eidg. amtl. 
N. F. VIII. 366) mit seinen Anhängen. 

Die Stellung der D, S. Un. zur eidgenös: 
Verwaltung ist aber nach diesen Erlassen eine 
schiedene je nachdem wir Friedens- oder Kri 
haben. 

1. Zum Friedensbetrieb der D. S. U 
gendes zu bemerken: 

a. Ihr Personal, dem der Fahrdienst obliej 
jure während der Dauer ihres Amtes oder : 
Stellung von der Wehrpflicht befreit 
ganisat. Art. 2, f.). 



») Vergl. betreffend den ersten Punkt S. 116. 
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b. Der Transport von einzelnen Militärs, kleinern 
ppendetacheraents, ganzen Truppenkorps, des Kriegs- 
erials und der Bagage des Militärs und der Militär- 
valtung hat unter niedrigem ' Taxansätzen zu ge- 
ihen und zwar nach folgenden Grundsätzen : 

ß. Militärtransporte von 1 — 10 Mann nebst deren 
äck haben zum halben Preis der gewöhnlichen 
en zu geschehen. Für ganze Truppenabtei- 
ge n wird die Taxe per Mann und Kilometer, für 
äck und Effekten derselben per 100 Kilo und Kilo- 
er berechnet, jedoch in der Weise, dass Handwaffen 

Handgepäck eines jeden Korps ohne besondere Ent- 
Ldigußg zu befördern sind. 

ß. Pferde, Maultiere und Grossvieh werden stück- 
te und per Kilometer, Kriegsfuhrwerke und Kriegs- 
eriftl per Kilozentner unb Kilometer berechnet, 

2. Der Kriegsbetrieb der D.S. Un. geht mit 
ijenigen der E, Bn. Hand in Hand. Er kann in Zeiten 

Krieg oder Kriegsgefahr vom Oberbefehlshaber der 
lee, oder, so lange kein solcher bestellt ist, vom Bundes- 
verfügt werden. 

Zugleich mit dieser Verfügung wird ein Oberbe- 
ibschef für alle E. Bn. und D. S. Un. ernannt, und 
en die D.V.Mi, in erster Linie den militärischen 
ürfnissen zu dienen, neben welchen die des bürgerlichen 
kehrs erst in zweiter Linie befriedigt werden dürfen. 

Das ganze Verfügungsrecht der Verwaltungen ist 
;ehoben ; die den Fahrdienst besorgenden Angestellten 
en ihren Kriegsdienst als solche, und sind für die 
effende Zeit von jeder Ersatzsteuer befreit. 

Aber auch diese Leistungen sind nicht ohne alle 
Schädigung zu erfüllen, wenn auch allerdings unter 
1 weiter gehender Taxreduktion. Die diesbezüglich 

D, S. Un. auferlegte Kriegsleistung besteht in 
absetzung der Entschädigung auf die Hälfte der für 
elben Verrichtungen bei Friedensbetrieb zu entrich- 
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tenden Vergütung, sie ist also gleich dem vierten Teil 
der Ziviltaxen. 

Ganz unentgeltlich hat nur der Transport von 
Kranken und Verwundeten zu erfolgen. 

Was endlich den Kriegsschaden der D. S. Un. 
anbetrifft, so leistet der Bund diesen daran einen eventuell 
vom Bundesgericht festzustellenden Ersatz. 

Den Kriegsbetrieb für beendigt und die Gesellschaften 
in ihre Rechte wieder eingesetzt zu erklären, hängt vom 
alleinigen Ermessen des Oberkommandanten ab (Milit. 
Organisat. Art. 212). 

Fragen wir am Schlüsse der Darstellung des heutigen 

D. S.-Rechtszustandes nach den in der Entwicklung des- 
selben zum heutigen Bestand erkennbaren treibenden Mo- 
menten, so dürfte Folgendes richtig sein: 

Die im E. B.-Recht durch Art. 26 der B. V. von 1874 
abgeschlossene Tendenz des Bundes nach alleiniger Zu- 
ständigkeit findet ein Analogen im D. S.-Recht. Geleitet 
von der in den Botschaften häufig ausgesprochenen Auf- 
fassung, dass der Bund dieselben postalischen, militäri- 
schen, verkehrsbetreffenden Leistungen, zu denen er die 

E. Bn. verpflichtete , auch den D. S. Un. auferlegen könne, 
dehnte der Bundesrat seinen tatsächlichen Einfluss diesen 
gegenüber immer weiter aus. Die Kantone, die bei der 
Bewegung nur gewinnen konnten, unterliessen dem Bunde 
gegenüber die Aufwerfung der Kompetenzfrage. Diese 
erfolgte seitens der Unternehmer, wurde aber zur Macht- 
frage gemacht und aus Zweckmässigkeitsgründen in einer 
keineswegs über alle prinzipiellen Zweifel erhabenen Weise 
gelöst. Die Tendenz des Bundes nach Kompetenzerweite- 
rung hat verfassungsrechtlich ihren Abschluss noch nicht 
erhalten, vielmehr stehen wir gerade heute im D. S.-Recht 
im akuten Stadium eines Kampfes, der im E. B.-Recht 
tatsächlich schon durch das E. B.-Gesetz von 1872, 
rechtlich durch Art. 26 der B. V. von 1874 seinen Ab- 
schluss fand. 






Dritter Teil. 



Die Beylsion des Dampf schiff rechtes. 

Die absolute Notwendigkeit der gründlichen Um- 
wandlung des bestehenden D. S.-Rechtszustandes, eines 
radikalen Bruches mit der gegenwärtigen Unsicherheit 
in der von den D. S. Un. zwischen Kantonen und Bund 
eingenommenen Doppelstellung hoffen wir durch unsere 
Ausführungen dargetan zu haben. 

Aus dem oben über das Wesen des Staates Gesagten 
ergibt sich, dass diese Revision nur vom Inhaber der 
Souveränität ausgehen kann. Die Richtigkeit der unter 
den Staatsrechtslehrern herrschenden Meinung, dass im 
Bundesstaat die Zentralgewalt Subjekt der Souveränität 
sei, glauben wir für die Schweiz kaum besonders nach- 
weisen zu müssen; dass sie der Anschauung des Volkes 
entspricht, geht unwiderleglich hervor aus der Gesamt- 
verfassungsre Vision von 1 874, aus den bisherigen Partial- 
revisionen und insbesondere aus derjenigen über die so- 
genannte formulierte Initiative vom 8. April/5. Juli 1891. 
Nur über Art. 3 der B. V., welcher unserer Ansicht 
scheinbar dadurch widerspricht, dass er 'die Kantone für 
souverän erklärt, „soweit ihre Souveränität nicht durch 
die B. V. beschränkt ist'', haben wir hier uns noch klar 
zu werden. Da eine „Verminderung", eine „Beschränkung" 
der Souveränität einfach eine begriffliche Unmöglichkeit, 
eine Negation der Souveränität bedeutet, so beweist dieser 
Artikel geradezu die N i c h t Souveränität der Kantone, er 
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sagt eben nicht, die Souveränität der Kantone besc 
den Bund auf seine Kompetenzen, sondern er aw 
sie nur „soweit sie nicht beschränkt" ist, er se 
Souveränität über Souveränität und negiert damit 
die untergeordnete tatsächlich. 

Was den Umfang und die Art der Revision di 
Rechtes betrifft, so kann es sich hier natürlich b] 
Hervorhebung einiger Hauptpunkte handeln, dies 
sind teils formeller, teils materieller Natur. 

I. In formeller Beziehung sind unzwe 
radikal abzuändern die gegenwärtig bestehende! 
petenzverhältnisse und die im engsten Zusamm 
damit stehende Art der gesetzgeberischen Erlasse 

1 . Wenn man die gegenwärtigen K o m p 
Verhältnisse ftir die Bundesstaatsperiode 1848- 
greift, so hätte man doch schon bei der Revis 
Jahres 1874 eine zentralisierende Bewegung ei 
dürfen, wir brauchen also nicht das Warum, sondi 
Wie einer Verfassungsänderung darzutun. In c 
der Revision gibt es einen weniger einschneidend 
einen radikalen Weg. 

a. Glaubt sich der Bund damit begnügen zu 
bloss auf ein und demselben Gewässer rechtsver 
lichend zu wirken, so wäre, entsprechend Art. 4 
der deutschen Reichsverfassnng, eine Revision dt 
in dem Sinne vorzunehmen, dass dem Bund die J 
und Gesetzgebung über die Verhältnisse des Schi 
betriebes und der Flösserei auf den mehreren Ks 
gemeinsamen Wasserstrassen und den Zustai 
selben übertragen würde. 

Daneben wäre freilich dann die bisherig 
grenznng des Postraonopols beizubehalten und i 
unserer Ansicht zu handhaben (oben S. 80 f). Wür 
dies versäumen, so wäre mit einem Schlag für den Bi 
D. S. Un. gegenüber aufgehoben : die Konzession! 
das Recht zur Auferlegung einer Konzessionsgebü 
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endlich jegliche Aufsichtsbefugnis. Allerdings wäre da- 
mit für den gewerbsmässigen Personentransport das Prinzip 
der G e Werbefreiheit wieder hergestellt, tatsächlich 
würde dies aber bedeuten: die Möglichkeit schranken- 
loser Ausbeutung des Publikums durch die Unternehmer, 
den Tausch der Woltaten der öffentlich rechtlichen Be- 
handlung der D. S. Un. gegen die Unerträglichkeiten der 
privatrechtlichen Behandlung derselben. 

b. Will dagegen der Bund, was u. E. das einzig 
richtige ist, die Rechtsverhältnisse der D. S. Un. endlich 
in prinzipieller, eingehender und mit dem E. B.-ßecht 
harmonierender Weise ordnen, so braucht er einfach Art. 
26 der heutigen B. V. dahin abzuändern, dass er „die 
Gesetzgebung über die Dampfverkehrsmittel 
und ähnliche Transportanstalten zur Bundes- 
sache" erklärt. 

Hat er dies getan, so dürfte er wol auch an der 
Beibehaltung des Gewerbspersonentransportes im Post- 
monopol kaum mehr stark interessiert sein. 

2. Begehe der Bund von den zwei gezeigten Wegen 
welchen er wolle, so ist wol auch das unbestreitbar, dass 
er endlich im D. S.-Recht mit dem Verharren bei blossem 
Verordnungsrecht brechen und ein „Bundesgesetz 
über den Dampfschiffbetrieb'' erlassen muss. 

Damit würde beim Publikum das Gefühl der Un- 
sicherheit und bei den Unternehmern dasjenige der gesetz- 
geberischen Vernachlässigung schwinden. 

IL In materieller Hinsicht erwähnen wir hier nur 
die gründliche Revision der Verhältnisse über die Kom- 
petenz zur Betriebskontrole. 

Abgesehen davon, dass dem Bund die volle Zu- 
ständigkeit eingeräumt wird, dahin zu wirken, dass dem 
Betrieb ein dem öffentlichen Verkehrsinteresse entsprech- 
ender Umfang und ein wechselseitiger Zusammenhang 
gegeben werden muss, hätte er seine Kompetenz nament- 
lich nach zwei Richtungen zur Geltung zu bringen: im 
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Sinn vermehrter Berücksichtigung der Annehi 
keitsbedürfnisse des reisenden Publikums und i 
jenigen gründlicher Umänderung der für den Bat 
sicherheitspolizeilicher Hinsicht bestehende 
hältnisse. 

Die Richtigkeit dieser Ansicht dürfte am 
dartun ein vergleichender Blick auf die im D. . 
im E. B.-Recht nach diesen Richtungen herrse 
Differenzen. 

a. Die Ansichten darüber, was der Mensc 
angenehmen Reisen oder sogar als notwendige I 
dazu bedürfe, sagt Seiler,') werden sich veränder 
es wird eine immer grössere Rücksicht auf die B 
lichkeit der Reisenden verlangt. Der Umstand nu 
sich das Publikum ohne Wahl auf die Benutzu 
D, V, Mi. und damit auf die von den Gesellschaf 
botenen Annehmlichkeiten angewiesen sieht, lilsst « 
nur als gerechtfertigt, sondern als unbedingt not 
erscheinen, dass der Staat die diesbezügUchen bei 
ten Interessen der Reisenden wahrt. Dies hat i 
Bund durch Art. 29 des E. B.-Gesetzes von 1872 ii 
Verkehr bereits getan ; er verpflichtet die Gesells 
dazu, allen Reisenden Sitzplätze anzuweisen, sl 
englischen das amerikanische Wagensystem einzu 
alle Personenwagen zu beleuchten, zu heizen u 
Vorrichtungen gegen den Zutritt der Sonnenstral 
versehen, sowie dazu, in jedem Zuge ein Abtri 
anzubringen. 

Im D. S.-Recht haben wir in dieser Richtung i 
Gebot, gedeckte Warteräume einzurichten und d 
bot des Reisendenengagierens angetroffen. Biet 
nicht der D. S.-Verkehr zu ganz analogen Vors 
Anlass, wie derjenige der E. Bn. ? Dient diese 
ganz demselben Publikum? Liegt nicht auch h 
selbe Monopolzwang auf den Reisenden? 

») A. O. S. 64. 



''■-?^^5?Pi^:-'-'^ 



— 132 - 

llerdings ist ja zu konstatieren, dass hier die tat- 
lien Verhältnisse besser siud, als das strenge Recht 
'arten liesse, dass die Gesellsehaften längst einge- 
dass sie in freiwilliger Berücksichtigung berech- 
Jequemlichkeitsbedürfnisse des Publikums nur ihre 

I Interessen wahren. Aber macht diese Tatsache 
■itik gesetzgeberisch ganz verschiedener Würdigung 
:;h absolut gleichartiger Lebensverhältnisse zu einer 

gerechtfertigten, zu einer gegenstandslosen? 

Auf Grund des Art. 31 des E. B.-Gesetzes von 1872: 
3er Bundesrat stellt nach Anhörung der Bahnver- 
2;en auf dem Wege des Reglements diejenigen 
riften auf, nach welchen auf allen Schweiz. Bahnen 
lässig zum Behuf der Sicherheit des Dienstes 
■en werden soll", 

t eine bis ins kleinste geordnete Bahnaufsicht 
iiert worden, welche möglichst alle Unregelmässig- 
und Sicherheitsstörungen im Betrieb verhüten soll. 
Seilschaften werden zur intensivsten Bewachung 
jinien angehalten; sie haben ihr Personal in jeder 
mg aufs beste auszurüsten und dem E. B.-Departe- 
iie, Diensteinteilimg für das gesamte Betriebsper- 
iinter genauer Angabe der diesem gewährten Ruhe- 
litzuteilen ; sie sind verpflichtet, nur geeignete Leute 

II Dienst zu nehmen und jede Ueberanstrengung 
en zu vermeiden. Eine Reihe von Apparaten und 
tungen zur .Steigerung der Betriebssicherheit sind 
Inet oder den Bahnen empfohlen, ihr Betriebs- 
il steht unter ständiger Aufsicht. 

ieser ganze, detaillierte Bah nkontrol dienst wird von 
a;enössischen Dienste stehenden technischen, ad- 
Eitiven und Kontroiinspektoren ausgeübt, und doch 
i diese ganze Aufsichtsorganisation nicht vor einem 
Fen, vor einem Münchenstein zu bewahren vermocht ! 
etet etwa der D. S.-Betrieb qualitativ geringere 
3n? Unseres Erachtens ist wol das Gegenteil 
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richtig, und es sagt der Bundesrat in seinem Kreisschr« 
vom 7. Juli 1891 ganz in diesem Sinn: „die so teue: 
zahlte Mahnung von Münchenstein muss auch für 
D.S.-Betrieb gelten, wo ein Unfall leichtnochgrös! 
Dimensionen annehmen könnte". Aber trotz dei 
angefochtenen Richtigkeit dieses Satzes fehlt es 1 
noch au allen einheitlichen Vorschriften über Prll 
der Seetüchtigkeit der Dampfschiffe, der Inätandha] 
des Betriebsmaterials, über die Feststellung der Trag 
der Schiffe, über Untersuchung der Dampfkessel, 
die zulässige Fahrgeschwindigkeit und die Qualita 
fordernisse des Personals. Der Bundesrat selbst hat d 
Mangel erkannt und in dem mehrfach angeführten E 
schreiben die Kantone auf die im „Uebereinkommei 
treffend die Schittahrt auf dem Genfersee" rücksich 
der Seetüchtigkeit der Schiffe, des Zustande» der K 
und der Tragfähigkeit der einzelnen Dampfer enthalt 
Bestimmungen" aufmerksam gemacht. „Wenn gesagt 
den wollte", heisst es gegen den Schluss, „dass au< 
Abgang dieser Kontrole besondere Unglücksfalle ii 
S.-Betrieb glücklicherweise nicht zu verzeichnen 
und dass die Gesellschaften und mit ihnen die Kons 
tionswerkstätten das grösste Interesse haben, eine str 
Kontrole selbst zu üben, so haben wir tatsächlich n 
einzuwenden". 

Weit davon entfernt, die Sorgfältigkeit und 
Pflichtgefühl der Schweiz. D. S. Un. in Frage ziehei 
wollen, können wir doch Jiicht. umhin, hier ein endli 
Eingreifen der Zentralgewalt des Bundes mit aller Em 
zu fordern. Hatte man irgendwelchen Grund, das; 
Zutrauen nicht auch in die Schweiz. E, B.-Gesellsch; 
zu setzen, und warum wartete man auch hier nicht 
den Gegenbeweis ab? 

Uebrigens ist zum Schlüsse hier zu konstatii 
dass sich bei uns bereits mehrere mit dem Betrieb 
D. S.-Fahrt zusammenhängende Unglücksfälle erei 



* ^ 



. j. w. ,_^ 



v 



1 



— 134 — 

haben. Wir erinnern in dieser Hinsicht nur an folgende :• 
Am 11. März 1861 bohrte der Dampfer „Zürich" auf der 
Schweiz. Seite des Bodensee's den bayerischen Post- 
dampfer „Ludwig" in den Grund. 

Am 29. August 1872 erfolgte bei hellem Abendlicht 
bei Meilen ein Zusammenstoss der Schiffe „Gotthard" 
und „Konkordia". Der „Gotthard" sank sofort und riss 
zwei Personen mit sich in die Tiefe, während die stark 
beschädigte „Konkordia", deren Personal zum Teil be- 
trunken war, infolge ihrer nichts weniger als tadellosen 
Maschine, noch volle 15 — 20 Minuten mit 7—800 Personen 
im See herummanöverieren musste, bis sie endlich das 
unmittelbar benachbarte Ufer erreichen konnte. 

Ein drittes Unglück, das drei Männern das Leben 
kostete, ereignete sich Sonntag, den 3. April 1892, Nach- 
mittags ^j^ Uhr auf dem Greifensee. Der Miniatur- 
dampfer „Delphin", ehemaliger Vergntlgungsdampfer der 
Kaiserin Eugenie auf dem Bodensee, war mit einer 
Schützengesellschaft so überladen, dass er, als eine 
grössere Zahl der Passagiere auf die eine Seite geriet, 
unmittelbar bei der Abfahrt das Uebergewicht bekam, 
umstürzte und versank. Die zufälligerweise aus jungen 
Leuten bestehende Bemannung hatte nicht Autorität ge- 
nug besessen, die Ueberladung zu verhindern und so die 
Katastrophe zu verhüten. Wäre diese statt 2 bis 3 vielleicht 
100 Meter vom Lande entfernt eingetreten, so hätte die 
Zahl der Verunglückten ganz gut die zehnfache sein 
können. 

Aber nicht nur das Schiffs-, sondern auch das 
Landungsmaterial kann gefährlich werden. Dies beweist 
der Umstand, dass im Juli 1890 der Landungssteg in Arth 
unter der Last der wartenden Reisenden einstürzte und 
diese sämtlich ins Wasser stürzten. Ganz derselbe 
Vorfall ereignete sich wieder im September 1891 bei der 
Landungsbrücke in Brenets am Neuenburgersee. 
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Welch ungeheuren Gewinn und Vorteil hat nicht 
die Zentralisation des E, B.-Rechtes Bund, Kantonen und 
Volk gebracht, warum sollte man also mit ähnlichem 
Vorgehen im D. S.-Recht noch länger zaudern ? 

Hat die im Unfall von Arth liegende Warnung, und 
das dadurch bewirkte Kreissehreiben des Bundesrates 
vom August 1890 die Wiederholung des Einbruchs einer 
LanduQgsbrücke schon im Jahr 1891 zu verhindern ver- 
mocht ? GeDügt diese „Mahnung" nicht, zum endliehen 
Handeln aberzugehen, oder bedarf es noch einer drin- 
gendem ? 

Eine prinzipielle Opposition der Kantone gegen diese 
Erweiterung der Bundeskompetenzen ist bei der Wert- 
losigkeit, welche ihre heutige Aufsichtsbefugnis für sie hat, 
so zu sagen undenkbar. 
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